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Einleitung. 


I. Die Geſchichte des deutſchen Bauernrechts behandelt das 
Werden des beſonderen Rechts, nach dem der deutſche Bauer 
im Laufe ſeiner Geſchichte gelebt hat. 

1. Das deutſche Bauernrecht geht zurück auf das germaniſche 
Bauernrecht. Dieſes geht in ſeinen Grundzügen wiederum 
zurück auf das Landrecht der indogermaniſchen Völker⸗ 
familie, die wir uns als anſäſſiges Bauerntum vorzuſtellen 
haben (R. Walter Darré: „Das Bauerntum als Lebensquell 
der nordiſchen Raſſe“). 

Bei der Darſtellung der Geſchichte des deutſchen Bauernrechts ſind 
daher auch zu berüdjichtigen: 

a) Die älteſten Rechtsformen der durch das Blutsband der nordiſchen 
Raſſe verbundenen indogermaniſchen Völker. Eine Anzahl dieſer 
Völker beſitzt Rechtsaufzeichnungen aus Zeiten, aus denen wir noch 
keine Aufzeichnungen des germaniſchen Rechts kennen, und auch ſehr 
alte Rechtsformen, die ſich bis in die geſchichtliche Zeit erhalten haben. 
Die rechtsvergleichende Betrachtung jener Aufzeichnungen und Rechts⸗ 
formen gibt ein Bild des allen indogermaniſchen Völkern ge- 
meinſamen Rechts, das dem beſonderen germaniſchen Recht vor⸗ 
angegangen ſein muß. 

b) Die nordgermaniſchen Rechte. Hierzu gehören das däniſche, ſchwe⸗ 
diſche, norwegiſche und isländiſche Recht, ſowie die Rechte der 
Goten und Burgunden. Alle dieſe Rechte haben ſich eigenartig 
fortentwidelt, zeigen aber in ihren Zügen deutlich die gemeinſame 
Grundwurzel. 

o) Die Rechte der ganz oder teilweiſe romaniſierten germaniſchen 
Bölter. Hierzu gehören das franzöſiſche Recht, ſoweit es auf ger⸗ 
maniſche Wurzeln zurückgeht (Droit coutumier Nordfrankreichs), das 
angelſächſiſch-engliſche Recht und das weſtgotiſche Recht. 

2. Das deutſche Bauernrecht it mehrfach von fremden Rechts⸗ 
formen grundſätzlich umgebildet worden. Seine Geſchichte 
iſt geradezu ein dauernder Kampf um das eigene Recht 
gegen die fremden Rechtsformen geweſen. 

a) Zu den fremden Rechten, die auf das deutſche Vauernrecht einge wirkt 
haben, gehören: 

a) Das Recht der fränkiſchen Monarchie. 

P) Das Lehnrecht des frühen Mittelalters. 

5) Das rezipierte römiſche Recht. 

6) Die landesfürſtliche Geſetzgebung der Aufklärungsperiode. 


b) Die fremden Rechte find dem deutſchen Bauern gegen ſeinen Willen 
ſtaatlich als Rechtsnormen auferlegt worden. Sie beruhen ſämtlich 
auf anderen Wurzeln als dem deutſchen Rechtsempfinden und 
Rechtsbewußtſein, und zwar: Bi 
a) Das Recht der fränkiſchen Monarchie auf der Übernahme d 3 

römiſchen Kaiſerrechtes, der Übernahme des chriſtlichen 
Glaubens und der chriſtlichen Kirche nebſt dem kanoniſchen 
Recht. Br 
B) Das Lehnrecht des Mittelalters auf der Kriegsverfafjung 
des Mittelalters, der Weiterentwicklung der fränkiſchen Ba, 
ſallität und dem lombardiſchen Lehnrecht. * 
y) Das römische Recht auf dem gloffierten und kommentierten, in 
Deutſchland durch die Gerichtspraxis übernommenem Corpus 
juris eivilis. 
6) Die Landesgeſetze der Aufklärungszeit auf der ſtaatsrecht⸗ 
lichen Allgewalt der Fürſten und den Forderungen der Ve Pie. 
nunft (ohne Rückſicht auf Rechtsüberlieferung und Brauchtum), 


2 


die jene Zeit aufſtellte. 7 
ſch en 


+ 
U 


II. Die Geſchichte des deutſchen Bauernrechts und des deut 
Bauerntums iſt von entſcheidender Bedeutung: B 


1. Für die Erkenntnis des geltenden Rechts. be 


* 


Das heutige deutſche Bauernrecht des Nationalſozialismus 
knüpft bewußt an die Grundzüge des germaniſchen Bauern⸗ 
rechts wieder an. Seine Auseinanderſetzung mit dem bis- 
herigen Landrecht iſt nicht zu verſtehen, wenn man nicht den 
Kampf zwiſchen den germaniſchen Rechtsgedanken und den 
ſpäteren Überfremdungen klar erkennt. 9 

2. Für die Erneuerung des geltenden Rechts. Er 

Das Programm der NSDAP. fordert „Erſatz für das 
der materialiſtiſchen Weltanſchauung dienende römiſche 
Recht durch ein Deutſches Gemeinrecht“ (Punkt 19 des 
Programms). Dieſe Rechtserneuerung hat gerade auf dem 
Gebiet des Bauernrechts ſich bereits außerordentlich weit 
vollzogen, ſie ſteht aber natürlich unter dem Geſichtspunkt 
der Anpaſſung der germaniſchen Grundgedanken an die 
Erforderniſſe des nationalſozialiſtiſchen Staates und der 
heutigen Wirtſchaftsverhältniſſe. 8 


III. Die Darſtellung der Geſchichte des deutſchen Bauernrechts hat 
der ſog. hiſtoriſchen Methode zu folgen: Ausgehend von den 
erſten Anfängen ſind die einzelnen, durch die großen geſchicht⸗ 
lichen Wendepunkte begrenzten Abſchnitte zu behandeln un we 
innerhalb dieſer Zeiträume die allgemeinen Verhältniſſe und 
die Rechtseinrichtungen darzustellen. Nur jo iſt ein Bild von 
der Ganzheit des Rechts und von den die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung tragenden ſchöpferiſchen Kräften zu gewinnen. 9 


* 


a 


Die folgende Darftellung gliedert ſich in folgende Abſchnitte: 

1. Die indogermaniſche Zeit. 

2. Die germaniſche Zeit, beginnend mit den erſten Aufzeichnungen über 
das geltende Recht der Germanenvölker. 

3. Die merovingiſch⸗karolingiſche Zeit, die unter dem Zeichen der 
Zerſtörung der alten Rechtsgrundlagen durch die erſte Überfremdung ſteht. 

4. Das Mittelalter vom Untergang der karolingiſchen Monarchie und der 
Wahl Heinrich des Vogelſtellers bis zur Aufnahme des römiſchen Rechts. 

5. Die Zeit nach der Aufnahme des römiſchen Rechts. 

6. Die Aufklärungszeit und das liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche Zeit⸗ 
alter. Mit der Beendigung dieſes Zeitalters durch die nationalfozia- 
liſtiſche Revolution ſchließt die vorliegende Darſtellung. Die Erneuerung 
des deutſchen Bauernrechts durch den Nationalſozialismus iſt in Band 322 
behandelt. 


B; 


II. 


IE 


Erſter Abſchnitt. ei 

Die indogermaniſche Zeit. 3 
I. Allgemeine Grundlagen. 8 

A. Die Völterfamilie der Indogermanen. 23 


Die Indogermanen (in der ausländiſchen Wiſſenſchaft auch 
„Indoeuropäer“ genannt) ſind alle jene Völker, die mit der 
deutſchen Sprache eine gemeinſame Urſprache beſeſſen 
haben und, wie hieraus zu folgern iſt, in vorgeſchichtlicher Zeit 
eine Einheit gebildet haben. Man unterſcheidet: 
1. Die Weſtindogermanen. Zu ihnen gehören namentlich: Urlateiner 
Urhellenen, Kelten und Germanen. * 
2. Die Oſtindogermanen. Zu ihnen gehören namentlich: Slawen, Balten, 
Altiranier und Sanskritinder; ferner eine Anzahl in Kleinaſien ver⸗ 
ſunkener Völker. 


Die Frage nach dem Urſitz der Indogermanen iſt noch nicht 

reſtlos geklärt. : 
Die meiſten Forſcher nehmen aus ſprachlichen Gründen an, daß die Inder 

germanen im mitteleuropäiſchen Waldgebiet entſtanden ſind. u 


In der raſſiſchen Zuſammenſetzung it allen indogermanifchen 
Völkern gemeinſam ein Kernbeſtandteil der von Günther jo 
bezeichneten nordiſchen Raſſe. 9 
Aus der Verbindung des nordiſchen Kernbeſtandteils mit anderen Raſſen 
iſt im weſentlichen — abgeſehen von der ſelbſttätigen Weiterentwicklung dern 
einzelnen Stammesſprachen — der ſpätere Unterſchied der indogermaniſchen 
Völker zu erklären. * 1 


1 


B. Das Indogermanentum als Bauerntum. a 
Schon das nordraſſiſche Volkstum der Jungſteinzeit (Schnur 


3 


keramiker, Hünengraberbauer und ähnliche Gruppen) in Mitteleuropa, 
aus dem ſich das Indogermanentum bildete, iſt ſeßhaft geweſen und 
hat bäuerliche Arbeit betrieben, d. h. es hat Ackerbau gepflegt und 
Viehzucht nicht im Umherziehen, ſondern in feſtem Wohnſitz ge⸗ 
trieben. Das beweiſt: 7 


I: 


Die Ausgrabungswiſſenſchaft. 2 
1. Sie hat feſte Wohnſitze der Bevölkerung nordiſcher Raſſe 
aus der Zeit vor der Teilung in die verſchiedenen Völker⸗ 


II. 


III. 


gruppen der indogermaniſchen Sprachfamilie gefunden. Die 
gewaltigen Steinſetzungen und Hünengräber der Jung⸗ 
ſteinzeit können nicht von ſchweifenden Jägern angelegt ſein, 
ſondern nur von einem ſeßhaften Bauernvolk, das über 
Geſpanne verfügt hat. 


2. Sie hat ferner die Art und Weiſe feſtgeſtellt, wie die 
bäuerliche Wirtſchaft betrieben wurde. 

a) Die Körnerarten, die in den ausgegrabenen Siedlungen und als 
Grabbeigabe gefunden worden ſind, geben Aufſchluß über den Acker⸗ 
bau. Hiernach ſind angebaut worden Weizen in mehrerlei Form, 
Spelt, Dinkel, Buchweizen, Hafer, erſt ſpäter Roggen. 

b) Die Tierknochen, die in den Siedlungen gefunden worden ſind, be⸗ 
weiſen, daß neben dem Haushund das Schwein, das Rind, das 
Schaf, auch Geflügel gehalten worden ſind. Auch das Pferd iſt 
im mitteleuropäiſchen jungſteinzeitlichen Kulturkreis bereits gezähmt, 
alſo wahrſcheinlich nicht, wie früher angenommen, aus den Steppen 
Weſtaſiens eingeführt, ſondern aus dem heimiſchen Wildpferd ge⸗ 
züchtet. 

Die Sprachwiſſenſchaft. 5 

Ju allen oder den meiſten indogermaniſchen Sprachen finden 
ſich die gleichen Ausdrücke für bäuerliche Geräte und Zweige 
der bäuerlichen Tätigkeit. Deshalb müſſen dieſe Geräte und 
dieſe Tätigkeitsformen den Indogermanen ſchon vor ihrer 
Trennung in verſchiedene Völker bekannt geweſen ſein. Daraus 
folgt aber, daß die Indogermanen ſchon vor ihrer Trennung 
ein Bauernvolk geweſen ſein müſſen. 


Die vergleichende Religionswiſſenſchaft. 


Bei den verſchiedenen indogermaniſchen Völkern wird in 
vorgeſchichtlicher Zeit das Schwein als Opfertier verwendet 
(3. B. das Verſpeiſen des geopferten Ebers bei den Germanen, 
das Suovetaurilium in der älteſten Periode Roms). Daraus iſt, 
da ſehr alte Kultformen ſich noch lange zu erhalten pflegen, zu 
folgern, daß das Schwein ſchon ſehr früh bei den indogerma⸗ 
niſchen Völkern gehalten worden iſt. Das Schwein aber iſt ein 
typiſches Tier der bäuerlichen, ſeßhaften Wirtſchaft; der 
Nomade könnte es infolge ſeiner Schwerbeweglichkeit nicht 
halten. Es gilt auch bei den meiſten Nomadenvölkern als unrein 
(vgl. R. Walter Darré: „Das Schwein als Kriterium der 
nordiſchen Völker und Semiten ). 


C. Weſen des indogermaniſchen Rechts. 
Bei allen indogermaniſchen Völkern gilt das Recht als gött⸗ 


lichen Urſprungs; es gehört mit hinein in die religiöſe Weltan— 
ſchauung. Das beweiſt: 


1 


I. Die vergleichende Religionswiſſenſchaft. 

Sie zeigt, daß bei allen indogermaniſchen Völkern am Anfang eine Ber. 
ehrung des ſtrahlenden Lichthimmels und der Ordnung der Welt, dar⸗ 
geſtellt am Jahreslauf, beſtanden hat. „Tiefſinniges, mächtiges religiöſes 
Gefühl ging durch die ariſche Stammesgemeinſchaft; es heiligte alle Ver⸗ 
hältniſſe des Lebens, der Familie und des Beſitzes und ſetzte ſchon früh 
gewiſſe Normen feſt, ſittliche und rechtliche Begriffe, Fuge und Satzungen.“ 
(Lefmann: „Geſchichte des alten Indiens“.) 

II. Die vergleichende Rechtswiſſenſchaft. 

Alles Recht der indogermaniſchen Völker iſt urſprünglich nicht geſchrieben 
und auch nicht verordnet (ſog. „geſatztes Recht“), ſondern wird aus der Über⸗ 
lieferung und dem Volksgewiſſen geſchöpft, wird „gefunden“. Rechtsquelle 
iſt die Weltanſchauung und das Rechtsgefühl der Volksgemeinde; 
Recht iſt, was für „richtig“ gilt. Das Recht ſteht darum auch im Schutze der 
Götter, das kas (göttliches Recht) iſt älter als das jus (weltliches Recht) 
und umfaßt urſprünglich alle Rechtsbeziehungen. 


II. Sippe und Volk. 


A. Die Sippe. 


Bei allen indogermaniſchen Völkern beruht die geſamte wirt⸗ 
ſchaftliche und rechtliche Stellung des freien Volksgenoſſen auf der 
Sippe (lat. gens, ſlaw. zadruga, germ. sibja). 

Die überragende Bedeutung der Sippe beruhte auf der gemeinſchaftlichen 
Abſtammung, die das gleiche Blut und damit den gleichen Wert gibt. 


1. Die Zugehörigkeit zur Sippe. 


Die Sippe iſt ein Blutsverband ſämtlicher Blutsverwandten, 
d. h. aller Perſonen, die durch Abſtammung miteinander verbunden 
ſind. 5 
Vielfach werden Schwert- oder Speermagen (die männlichen Ver⸗ 
wandten des Mannesſtammes) und Spindel⸗ oder Kunkelmagen (die Ab⸗ 
kömmlinge der weiblichen Verwandten und alle von ihnen abſtammenden Männer) 
unterſchieden. 


I. Die Sippe iſt genoſſenſchaftlich organiſiert; alle Sippen⸗ 
angehörigen ſind grundſätzlich gleichberechtigt. Bei einzelnen 
indogermaniſchen Völkern tritt der Sippenälteſte ſtärker hervor 
(bei den Slawen: starschina, starosta). 
Nach unten teilt ſich die Sippe in Hausgemeinſchaften (familiae), die 
den gleichen Stammvater in der männlichen Linie haben. 


II. Fremde werden in die Sippe grundſätzlich nicht aufgenommen, 


weil der Sippe nur angehören kann, wer von ihr abſtammt. 


Erſt ſpäter entwickelte ſich bei einzelnen indogermaniſchen Völkern die 
Annahme Fremder an Sohnes Statt (Adoption), die Aufnahme in 


Bee: 


die Sippe (Geſchlechtsleite) oder die Aufnahme fremder Hausge- 
meinſchaften in den Schutz der Sippe (clientela bei den Römern). 


III. Austritt und Ausſchließung aus dem Sippenverband wird 


urſprünglich nicht möglich geweſen ſein. Lediglich verbrecheriſche 
Angehörige werden aus der Sippe ausgeſtoßen. 


2. Sippe und Raſſe. 
Aus der religiöſen Weltanſchauung der indogermaniſchen Völker 


ergibt ſich der Gedanke der Hochzüchtung. Bei fait allen indoger⸗ 
maniſchen Völkern geht die Sippe zuletzt auf einen göttlichen oder 
halbgöttlichen Vorfahren zurück, deſſen Blut rein erhalten werden 
muß. Schon beim indogermaniſchen Urvolk haben genaue Regeln 
für die Eheſchließung beſtanden. 


I: 


des 


Es wird unterſchieden zwiſchen echter Ehe mit Stammes- 
gleichen und rechtlich bedeutungsloſer Gemeinſchaft mit 
Stammesungleichen, denen das connubium (Recht der Ehe- 
gemeinſchaft) nicht gewährt wird. 

Nur der echte Sohn iſt erbberechtigt, nur die Tochter aus echter 
Ehe kann in eines der Geſchlechter des Volkes wieder einheiraten. Vater 
im Rechtsſinne iſt nur der in echter Ehe mit einer ſtammesgleichen 
Frau verheiratete Mann. 


Die Schließung der Ehe erfolgte unter Teilnahme der Sippen 


des Mannes und der Frau in feierlichen Formen. Die Ehe 
wird man ſich entſprechend der religiöſen Grundlage und den 
5 der bäuerlichen Wirtſchaft als Einehe zu denken 
aben. 


. Aus der Wertſchätzung reiner Abſtammung erklärt ſich auch 


die Ausſchaltung erblich Minderwertiger (bös-artiger, nieder- 
trächtiger). Bei allen indogermaniſchen Völkern (3. B. bei den 
Spartanern, den frühen Römern, den Germanen, den Alt- 
perſern) findet ſich die Ausſetzung verkrüppelter oder ſonſt 
untauglicher Kinder. 


3. Sippe und Recht. 


Die Sippe iſt bei den indogermaniſchen Völkern der Mittelpunkt 
geſamten menſchlichen Lebens. 


. Sie iſt Kultgemeinſchaft, die ihr gemeinſames Kulthaus hat, 


den gemeinſamen Stammvater verehrt, oft ein gemeinſames 
Herdfeuer im Hauſe des Sippenälteſten beſitzt, wie jede Familie 
(Hausgemeinſchaft) auch ihr eigenes Herdfeuer hat, über dem 

ſehe bei den frühen Römern die Hausgötter, die Penaten, 
ehen. 


Sie iſt Dorfgemeinde, ſiedelt gemeinſam, regelt das dörfliche 


Leben und den Ackerbau gemeinſam. 


III. Sie iſt Grundlage der Rechtsfähigkeit: der einzelne iſt nur 2 


V. Sie iſt, jedenfalls bei den meiſten indogermaniſchen Völkern, N 


B. Die Verfaſſung der indogermaniſchen Bauernvölkfer. 
J. Die ſeßhaften indogermaniſchen Bauernvölker verwalten 
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als Mitglied der Sippe rechtsfähig, ein Erbrecht gibt es nur 


innerhalb der Sippe (vgl. auch S. 14). Der Sippenloſe 
iſt auch zugleich rechtlos. 5. 


IV. Die Sippe iſt Friedens⸗ und Schutzverband. Sie gewährt ihren > 


Angehörigen untereinander Frieden und nach außen ur 
und Blutrache. Das Wergeld für einen erſchlagenen Sippen 
angehörigen fällt an die Sippe des Erſchlagenen. ? 


Helfer vor Gericht, leiſtet den Sippeneid, iſt Gefamtvormund 
für Unmündige und Frauen, ſoweit dieſe nicht unter elterlichem 
oder ehelichem Schutz ſtehen. A, > 
Wo der Sippenälteſte ein gefteigertes Anſehen beſitzt, fällt ihm diefe 
Aufgabe anheim (fo bei den Slawen), wo der Sippenälteſte weniger Anſehen 
beſitzt, die einzelnen Familien ſelbſtändiger find, wird der nächſte Schwer 
mage zum Vormund berufen (jo bei den Römern und Germanen). X 


ihre Angelegenheiten ſelbſt auf dem Borfthing, Ganthing oder 
Volksthing (‚„‚senatus‘‘ bei den älteſten Römern). In diefer 
Verſammlung der „Freien mit Freien, der Gleichen mit Gleichen“ 
nehmen alle Hausväter (lat. patres) in Waffen teil. Die Volks⸗ 
gemeinde hat ſich als „Landgemeinde“ heute noch in einzelnen 
Schweizer Kantonen erhalten. 
1. Aufgaben der Volksgemeinde ſind alle Gemeinſchafts⸗ 
angelegenheiten: ; 
a) Die Geſetzgebung und Rechtſprechung. 
b) Die Verwaltung, insbeſondere die Verteilung der dörfliche 
Nutzungen. - 
e) Der gemeinſame Kult der Volksgötter. i 
In Kriegszeiten oder auf Wanderungen überträgt die 
Volksgemeinde die Befehlsgewalt einem oder zwei Heer 
führern (dux, Herzog). Die Befehlsgewalt iſt, weil ſie ſich 
von der Volksgemeinde herleitet, weder vererblich noch über⸗ 
tragbar. Die Geſetzgebung und Rechtſprechung verbleibt in 
den meiſten Fällen bei der Volksgemeinde als Heeresver⸗ 
ſammlung. 2 
a) Nicht ſelten werden zwei Herzöge gewählt, der eine für die 
militäriſche Leitung, der andere für das Kultweſen (ſo lange erhalten 
bei den Spartanern, auch in der Stellung des römiſchen „Rex sa- 
ororum “). - x 
b) Bei der Anſiedlung eines wandernden Bauernvolkes erhalten 
ſich vielfach die Herzöge (Könige). Ihnen zur Seite tritt dann die 


0 
* 


in 


1 


20 
5 


8 


Volksgemeinde, vielfach auch ein zur Beauſſichtigung beſtimmter 
Ausſchuß der Volksgemeinde (Ephoren in Sparta). 

e) Das Königtum ſcheint bei manchen Völkern auch aus dem 
Richteramt, nicht nur aus der Heerführung hervorgegangen zu ſein. 


II. Minderberechtigte Bevölkerungsteile waren: 

1. Die Sklaven, d. h. Kriegsgefangene, Schuldgefangene und Per- 
ſonen, die durch Richterſpruch ihrer Freiheit verluſtig gegangen ſind. Der 
Sklave iſt nicht Perſon im Rechtsſinne, ſondern Sache. Er erwirbt nicht 
ſich, ſondern ſeinem Herrn. 

2. Die Urbevölkerung der auf Wanderungen eroberten Länder, die nicht 
zu Sklaven gemacht worden iſt, ſondern ſich durch Vertrag unterworfen 
hat. Sie bleibt perſönlich frei, nimmt aber keinen Anteil an der 
Volksverſammlung und bedarf deshalb vor Gericht des Schutzes einer 
Sippe oder eines Freien. 

3. Die Fremden. Sie find ursprünglich rechtlos und gewinnen erſt durch die 
Schutzgewährung von ſeiten eines Hausvaters (Gaſtrecht) oder bei 
dauernder Niederlaſſung Rechtsſicherheit. Ihre Rechtsſtellung iſt dann die 
gleiche wie die der Urbevölkerung. 


III. Das indogermaniſche Landrecht. 


Im indogermaniſchen Landrecht wird die Sicherſtellung der 
Familie gewährleiſtet durch die Unteilbarkeit und Unveräußerlichkeit 
des bäuerlichen Beſitztums, das ſich auf einen Sohn vererbt. 


A. Das Beſitzrecht. 


Die vergleichende Rechtswiſſenſchaft zeigt bei allen indoger⸗ 
maniſchen Völkern folgende Rechtszuſtände: 
I. Der Landbeſitz ſetzt ſich aus drei Teilen zuſammen: 

1. Die Hofſtätte, die im Eigentum der Einzelfamilie ſteht. 
Weder der Hausvater, noch der Hausvater und ſeine Söhne 
können die Hofſtätte veräußern. 

2. Das Ackerland des Dorfes. Es ſteht urſprünglich im 
der Sippe, dagegen ſpäter, als die Dörfer ſich nicht mehr 
aus einer Sippe zuſammenſetzen, im Eigentum der Familie. 
Jeder Hof hat am Ackerland einen unveräußerlichen Anteil. 

3. Wald und Weide, Wieſe und Hutung. Sie ſtehen als All⸗ 
mende lager publieus) im Gemeineigentum des Dorfes. 
er Hof hat an der Allmende ein unveräußerliches Nutzungs⸗ 
recht. 

Dieje drei Beſtandteile des Landbeſitzes bilden eine unteilbare Rechts⸗ 
gejamtheit, die in dem römiſchen Zwölftafelgeſetz als „familia“ bezeichnet 
wird. Auf ihr beruht wohl ſchon die frühe indogermaniſche Wirtſchafts⸗ 
einheit. Urſprünglich war der Landbeſitz, wie ſchon erwähnt, völlig unver⸗ 


Ale. 


äußerlich. Noch in ſpäterer Zeit erinnern Beſchränkungen oder formale Er» 


ſchwerungen des Verkaufsaktes (3. B. maneipatio des römiſchen Rechts) an 
die urſprüngliche Unveräußerlichkeit. 


„Den Gegenſatz zum unbeweglichen Eigentum bildet das bewege 


liche Eigentum (ieh, perſönliche Gebrauchsgegenſtände), das 
frei veräußert werden kann. 


Hieraus erklärt es ſich, daß ſpäter in vielen indogermaniſchen Sprachen 


das Wort für Vieh zugleich die Bedeutung Tauſchmittel, Geld (lat. 
pecunia) annimmt. 


B. Das Erbrecht. 


„Der Landbeſitz vererbt ſich, 


weil er unteilbar iſt, auf „einen“ 
Sohn. 


Iſt lein Sohn vorhanden, ſo fällt der Landbeſitz an den nächſten männ⸗ 
lichen Verwandten (vgl. die 


Beſtimmung des Zwölftafelgeſetzes: „Proximus 
agnatus familiam habeto“). 
J. Dieſes Erbrecht ſichert: 


a) Die Erhaltung der Familie durch einen Erben aus echter Ehe auf 
dem Hof. 


b) Den Zuſammenhang der Sippe. 
e) Die wirtſchaftliche Einheit der bäuerlichen Sippe. 
2. Das bewegliche Eigentum ift frei vererblich. Ein Akt der 


dogermaniſchen Völkern, daß die 
enſtände dem Toten ins Gr 


ſſers, die nicht erbberechtigt am 
er Umgebung des Dorſes neue 
masfähige Land erſchöpft und kann 
erden, weil entweder die für 


ſammen und ziehen mit ihren Frau 
neues Land zu ſuchen und Höfe nach 
(vgl. den „ver sacrum“ bei den älte 


1 


I. 


III. 


Zweiter Abſchnitt. 


Die germaniſche Zeit. 


I. Allgemeine Grundlagen. 


A. Das Volk der Germanen. 


Die Germanen ſtellen den Teil der indogermaniſchen Völker⸗ 
familie dar, der in den alten Stammesſitzen an der Oſt⸗ und 
Nordſeeküſte verblieben iſt, ſich hier von Vermiſchung ſehr lange 
reingehalten hat und ſo die urſprünglichen Rechtsformen und 
den nordiſchen Raſſetyp des Indogermanentums ſich ſehr 
lange erhalten und höher entwickelt hat. 

„Nach meinem Dafürhalten iſt die Bevölkerung Germaniens nicht 
mit fremden Stämmen durch Heiraten vermiſcht, ſondern raſſerein und 
einzig in ihrer Art. Daher iſt auch die Körperbildung bei allen — trotz der 
Rieſenzahl — gleich“ (Tacitus: „Germania“). 


; 8 5 Sprache nach zerfallen die Germanen in: 


5 Oſtgermanen. Zu ihnen gehören die ſkandinaviſchen Völker, und zwar 
auch jene, die gegen Ende der Bronzezeit nach Eintritt eines ſtarken 
Klimaſturzes nach Oſtdeutſchland ausgewandert ſind und ſich dann bis 
an das Schwarze Meer verbreitet haben (Goten, Vandalen, Rugier, 
Burgunder). 

2. Nordgermanen, d. h. die in Skandinavien verbliebenen Stämme. 
3. Weſtgermanen, d. h. die Stämme, die ſpäter das deutſche Volk bilden. 
Zu ihnen gehören auch die Angeln, Sachſen und Langobarden. 


Die Weſtgermanen bilden (wie auch die Oſtgermanen) keinen 

einheitlichen nationalen Staatenverband. 

1. Sie zerfallen in einzelne Völkerſchaften (eivitates), die aber durch ein 
Zuſammengehörigkeitsgefühl, gemeinſame Sprache, Über⸗ 
einſtimmung der religidjen Überlieferung, auch gemeinſame 
Stammesſage und materielle Kultur miteinander nahe verbunden 
ſind. 


2. Seit dem 3. Jahrhundert bilden ſich innerhalb der Weſtgermanen neue 


Stämme, indem ſich verwandte oder benachbarte Völkerſchaften zu poli⸗ 
tiſchen Verbänden zuſammenſchließen (ſog. Stammesbildung). So ent» 
ſtehen die Franken, Sachſen, Frieſen, Thüringer, Bayern, 
Schwaben (Alemannen). 


u 


B. Das germaniſche Bauerutum. 


Die Germanen ſind Bauernvölker. Ihr Wirtſchaftsleben beruht 
auf Ackerbau, Viehzucht, Jagd und Fiſcherei. Handel wird im Tauſch⸗ 
verkehr betrieben. Als Geld dient entweder Vieh (auch bei der gericht⸗ 
lichen Bußzahlung), vielfach auch ſchon Metall, das abgewogen wird. 


I. Das germaniſche Landrecht (vgl. näheres unten S. 21) iſt eine 
konſequente Fortbildung des indogermaniſchen Landrechts. 


1. Haus, Hof und Ackerland ſtehen im Eigentum der Familie. 
Sie werden von dem jeweiligen Hausvater bewirtſchaftet, 
der ſie aber nicht veräußern kann. 

2. Die Allmende, die es auch in den Gebieten mit Einzelhof⸗ 
ſiedlung gibt, iſt Eigentum des Dorfes als Genoſſenſchaft, 
bzw. der Genoſſenſchaft der Einzelhöfer. Sie beſteht aus 
„Wald, Waſſer, Weide, Weg und Steg“. Ferner gehört zu 
ihr „alles was tiefer liegt, als der Pflug ſchürft“, alſo die 
Bodenſchätze. An ihr hat jeder Hof ſeinen Anteil. 


II. Die Bewirtſchaftung des Ackerlandes vollzog ſich: 
1. Regelmäßig nach der Dreifelderwirtſchaft. 
a) Für die Dreifelderwirtſchaft iſt charakteriſtiſch, daß 


b 


— 


das geſamte Ackerland in drei Fluren zerlegt wird, von AG 


denen abwechſelnd die eine als Weide dient, die zweite 


mit Winterhalmfrucht und die dritte mit Sommer⸗ 


halmfrucht beſtellt wird. 


Die Weide wird im Sommer mit dem Pflug einmal beackert, 2 
um das Land zur Aufnahme der Saat geeignet zu machen. Das 


Winter⸗ und Sommerfeld wird nach Einbringung der Ernte bis zum 
Eintritt des Winters beweidet. Die Weide und die Stoppelfeldern 
werden gemeinſchaftlich von dem geſamten Dorfvieh beweidet. 


Jedem Hof gehörte auf jeder Flur ein Stück Land 
(Gewann). Daraus ergab ſich der „Flurzwang“, d. h. 
der einheitliche Beginn von Einſaat und Ernte. g 


Kein Bauer konnte früher einſäen als feine Nachbarn, weil dieſe 
fonft beim Einſäen ihrer eigenen Anteile mit ihren Geſpannen die 


Saat beſchädigen mußten. Kein Bauer konnte früher abernten, weil 
er ſonſt das Korn des Nachbarn beſchädigte. Keiner konnte auch ſein 
Korn länger ſtehen laſſen, weil es ſonſt von dem Dorfvieh, das auf 


die Stoppeln der anderen Anteile getrieben wurde, mit abgeweidet 


wurde. 


c) Der Flurzwang machte das Dorf zu einer Art Wirt⸗ 


ſchaftsgenoſſenſchaft. Denn er war notwendigerweiſe 1 
verbunden mit einer vorherigen Beſchlußfaſſung über die “= 


Formen der Ackernutzung und mit einer gegenſeitigen 


nachbarlichen Hilfe (z. B. gemeinſame Aberntung der 
Feldanteile der Kranken, Witwen und Waifen). 


2. Ausnahmsweiſe noch nach gewiſſen primitiven Kultur⸗ 
formen. 

a) Die Waldſchwendung findet ſich ſtellenweiſe noch in dünn bevölkerten 
Gegenden. 

Bei dieſer ſehr primitiven Wirtſchaftsform wird ein Waldſtück 
niedergelegt und eingeſät, nachdem das Holz an Ort und Stelle ver- 
brannt iſt. Jedes Jahr wird auf die gleiche Weiſe ein neues Wald⸗ 
ſtück in Angriff genommen, bis man auf das erſte, inzwiſchen ausge» 
ruhte Stück zurückgreifen kann. 

b) Die wilde Feld⸗ und Gras wirtſchaft wird noch bei Einzelhöfen und 
in Gegenden mit beſonders ungünſtigem Boden (z. B. Gebirgs- 
gegenden) betrieben. 

Bei dieſer, auch noch ſehr primitiven Kulturform wird das Land 
auf unbeſtimmte Zeit abwechſelnd als Ackerland und als Weide 
benutzt. 


III. Die Wanderungen germaniſcher Völker dienten, wie in der 
indogermaniſchen Zeit, der Landſuche. Sie waren auf be- 
ſtimmte Jahreszeiten beſchränkt. Der Wanderzug mußte nämlich 
Halt machen (vgl. näheres bei R. Walter Darré: „Das Bauern- 
tum als Lebensquell der nordiſchen Raſſe“): 

1. Im Winter. Kein germaniſches Volk wandert mit Frauen und Kindern 
im Winter, wenn es nicht unbedingt muß. Normalerweiſe wird Winter⸗ 
lager bezogen. 

2. In der Zeit von der Ausſaat bis zur Ernte. Das wandernde 
Volk kann nicht allein von mitgeführten Herden leben, auch nicht von 
Raub oder Wegnahme des Korns der ſeßhaften Völker. Es muß Halt 
machen, um wenigſtens notdürftig etwas Land zu beſtellen und abzu⸗ 
ernten. 


C. Weſen des germaniſchen Rechts. 
I. Grundwurzeln des germaniſchen Banernrechts find: 
1. Die Religion der Germanen. Dieſe erfordert: 

a) Erhaltung der Sippe und Familie zum Zwecke der Weiter- 
gabe und Höherzüchtung des Blutes. 

b) Erhaltung des Sippenbeſitzes und Familienbeſitzes an Land 
(Odal, vgl. unten S. 21) als Grundlage der Blutserhaltung. 

o) Erhaltung des Rechtes als einer göttlichen Einrichtung, die 
nicht als Gebot von einem Gott geſetzt iſt, ſondern aus dem Volks⸗ 
gewiſſen allezeit gefunden wird. 

2. Die perſönliche Freiheit des Volksgenoſſen. 

a) Niemand kann den freien Bauern zu etwas verpflichten, 

wozu ihn das Volksrecht, an dem er ſelber mitwirkt, nicht ver⸗ 


pflichtet. 
Schaeffer, Neugeftaltung. Heft 321. 2 
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b) Alle Obrigkeit hat ihre Rechtsquelle in der Berufung Re 
die Verſammlung der Freien und kann von dieſer jederzeit ab» 
geſetzt werden. 

e) Alles Recht Hat ſeine Grundlage in dem nur durch die Über 
lieferung gebundenen Willen der freien Volksgenoſſen. a 

3. Die genoſſenſchaftliche Bindung durch Blut (Familie, Sippe, 

Volk) und Boden (Dorfgemeinde, Gau, Landgemeinde). Sie 

gibt dem Volksgenoſſen Sicherheit und Schutz in jenem 

Recht und bindet ihn zugleich. Der einzelne lebt als Teil 

des Volkes und a 2 00 der Rechtsanſchauung des Volkes. 
Aus dem genoſſenſchaftlichen Gedanken erklärt ſich die Wechſel⸗ 

ſeitigkeit von Recht und Pflicht. Im germaniſchen Recht iſt jedes Recht 
um einer Pflicht willen gewährt. Die Munt des Hausherrn umfaßt die 

Fürſorgepflicht für die Hausgenoſſen; auch die Schenkung verpflichtet. 

Umgekehrt iſt jede Pflicht auch mit einem Recht verknüpft („wo wir nicht 

mit raten, da wir nicht mit taten“). Der Sippenpflicht entſpricht der 

Anſpruch auf Sippenſchutz, der Wehrpflicht des Freien gegenüber der 

Volksgemeinſchaft entſpricht deſſen Recht auf Unverletzlichkeit ſeiner 

freien Rechtsſtellung. 

II. Folgende Weſenszüge des germanischen Rechts ergeben ſich 
aus deſſen Grundwurzeln: 1 

1. Das Recht iſt eine Friedensordnung, die auf der Wie 3 
und Sitte des Volkes beruht. 
Moral und Recht, Sittlichteits empfinden des Volkes und ange⸗ 


45 5 Grundgedanken der Ehre, Treue und Erhaltung der Raſſe. 
\ 2. Das Recht iſt Voltsrecht. 

Das ganze Volk, d. h. jeder Freie, nimmt an der Bildung und 3 
Weiterentwicklung des Rechts teil, kennt es infolgedeſſen und 3 2 
überliefert es ſeinen Kindern weiter. — 

5 3. Das Recht iſt Gewohnheitsrecht, das jederzeit durch das 
8 Rechtsbewußiſein der Volksverſammlung kontrolliert werden 
— kann. 

Das Recht iſt deshalb mündlich überliefert und wird von Ge⸗ 
ſetzesſprechern (bei den Frieſen asega) auf der Volksverſammlung vor⸗ 
getragen. Die Verſammlung billigt den Rechtsſpruch und bildet ſo bas 
Recht weiter. 

4. Das Recht bildet, weil es zum Volksleben gehört, eine Ganz 
heit. i 
Es kennt keine Trennung in Privatrecht und öffentliches Recht N 
und kaum eine Trennung von Privatrecht und Strafrecht. z 
5. Das Recht iſt, wie alle urtümlichen Gewohnheitsrechte, 
formſtreng. = 
Form und Symbolik beherrſchen alle Rechtshandlungen. Fir 
jedes Rechtsgeſchäft ſind beſtimmte, genau auszuſprechende Formeln 
und ſymboliſche Handlungen vorgeſchrieben, ohne deren Vollzie⸗ 
hung das Rechtsgeſchäft nicht gültig iſt. 5 
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II. Die Gemeinſchaft des Blutes. 
A. Die Hausgemeinſchaft. 


I. 175 Hausgemeinſchaft wird begründet durch „rechte Ehe“. 


I 1. Eine rechte Ehe kann nur unter Freien und Gleichen ge⸗ 
ſchloſſen werden. 


Ziel der Ehe iſt die volle Lebensgemeinſchaft und die Er- 
zeugung freier und erblich untadeliger Kinder. Die Ehe iſt eine 
der grundlegenden Einrichtungen des germaniſchen Rechts. 

2. Die Braut wird bei den Germanen nicht ihrem Vater 
abgekauft. 

Der Bräutigam übergibt allerdings bei der Eheſchließung dem 
Vater der Braut einen Teil ſeines Vermögens. Der Vater gibt 
aber das Empfangene an die Braut als „Brautſchatz“ weiter. Der 
Brautſchatz bleibt der Frau, wenn ſie aus Schuld des Mannes ſich ſcheidet. 
Schon ein leichter Schlag galt nach dem isländiſchen Bauernrecht als 
Scheidungsgrund für die Frau. 

3. Die eheliche Stellung der Frau beruht auf der Gleichwertig⸗ 
keit, nicht auf der Gleichartigkeit ihrer Aufgaben. 

Bauer und Bäuerin ſind beide unentbehrlich für den Hof. Die Frau 
iſt infolgedeſſen auch nicht Sklavin oder Dienerin des Mannes, ſon⸗ 
dern Gefährtin. Als ſolche empfängt ſie (nach Tacitus) Schild und 
Speer und ein Pferd bei Eingehung der Ehe. 

II. Die Hausgemeinſchaft äußert ſich rechtlich in der Gewalt 
(Munt) des Mannes über die Hausangehörigen: Frau, Kinder, 
Geſinde. 

1. Die Munt iſt rechtliche Vertretungsmacht und Vertretungspflicht. Sie 
iſt in ihrem Umfang durch die Sitte und die geltende Rechtsüberzeugung 
des Volles beſchränkt. 

2. Die Munt über die Kinder endet mit der Begründung von „eigenem 
Feuer und Rauch“, d. h. mit der wirtſchaftlichen Verſelbſtändigung 
der Kinder, und ferner mit dem Tod des Hausherrn. Sie geht im 


letzteren Falle nicht (wie bei einzelnen anderen indogermaniſchen Völ⸗ 
kern, z. B. bei den Slawen) auf den älteſten Sohn über. 


B. Die Sippe. 


Die überragende Bedeutung, die der Sippe auch in der ger⸗ 
maniſchen Zeit zukommt, ertlärt ſich nach wie vor aus dem Raſſe⸗ 
gedanken. Vgl. oben S. 11. 


I. Zugehörigkeit zur Sippe. 
1. Als Blutsverband wird dile Sippe gebildet von ſämtlichen 


Blutsverwandten, d. h. allen Perſonen, die durch Abſtam⸗ 
2* 


Rechtliche Bedeutung der Sippe. 


des einzelnen innerhalb des Volkes. 2 
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6. Sie iſt vielfach auch Siedlungsgemeinſchaft. 


. Als Geſchlechtsverband wird die Sippe gebildet aus den 


. Eine Aufnahme Fremder in die Sippe findet ſich urſprünglich 


. Austritt und Ausſchließung aus dem Sippenverband iſt 


. Sie gewährt Rechtsſchutz. Sie ſtellt vor Gericht die Eides⸗ 


.Sie iſt zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Angehöriger dere . 


„Sie übernimmt die Geſamtvormundſchaft für die Waifen, 
. Sie iſt Kampfgemeinſchaft im Kriege. Die Sippenange⸗ 


mung miteinander verbunden ſind. Sie umfaßt alſo mehrere 

Hausgemeinſchaften. * 
Bei den Verwandten unterſcheidet man, wie in indogermaniſcher 

Zeit, Schwert⸗ und Spindelmagen. 


untereinander gleichberechtigten Angehörigen der Haus⸗ 
gemeinſchaften, die den gleichen Stammvater in der männ⸗ 
lichen Linie haben. f 11 

Ein Matriarchat, d. h. eine Sippe, innerhalb deren die Abſtammung 
von der gleichen Frau eine Rolle ſpielt, hat es bei den Germanen niemals 
gegeben. 


= bei den Nordgermanen in der Form der Geſchlechts⸗ 
leite. 5 
Entſprechend der ſcharfen Betonung der Raſſe kann immer nur 
ein Blutsgleicher in die Sippe aufgenommen werden. So kannn 
etwa das uneheliche Kind eines freien Mannes mit einem freien Mäd⸗ 
chen, das ſeinerſeits frei und bei Fehlen ehelicher Kinder erbberechtigt iſt, 
in die Sippe aufgenommen werden, da hierdurch das Blut nicht ver⸗ 
ſchlechtert wird. Dagegen kann das uneheliche Kind eines freien Mannes 
mit einem unfreien Mädchen niemals in die Sippe des Mannes auf- 
genommen werden. Es folgt der „ärgeren Hand“, d. h. dem Stand der 
Mutter, iſt alſo weder frei noch erbberechtigt. 3 


möglich. 4 
Verbrecheriſche Angehörige kann die Sippe ſelbſt ausftoßen; 

die Friedloſigkeit (Achtung) hat ohne weiteres den Verluſt der Sippen⸗ 

zugehörigkeit zur Folge. — 


Die Sippe iſt der Ausgangspunkt aller Rechtsbeziehungen 


Die Sippe iſt die Grundlage der Rechtsfähigkeit. Der ſippen⸗ 
loſe Mann beſitzt innerhalb der Sippe, aus der er durch Ent⸗ 
ſippung ausgeſchieden iſt, kein Recht mehr. i 


helfer für ihre Angehörigen, leiſtet für jie Bürgſchaft, rächt 
ſie, wenn ſie erſchlagen werden, und empfängt für ſie einen 
Teil des Wergeldes. 1 


pflichtet. 


hörigen bilden zuſammen eine Abteilung im Heer. Br 


. 


C. Das Volk. 
I. Das Volk ſetzt ſich zuſammen aus den Sippen. 

1. Das Volk iſt gegenüber den Sippen der höhere Blutsver⸗ 
band: Niemand kann zu einer Sippe gehören, der nicht 
zum Volk gehört, und niemand kann zum Volk gehören, der 
nicht zu einer Sippe gehört. 

2. Vollberechtigte Mitglieder des Volkes ſind alle freien 
Bauern. Zur Teilnahme an der Volksverſammlung wird 
Wehrhafterklärung und Beſitz von eigenem Feuer und Rauch 
erfordert. 


II. Alle Gewalt des germaniſchen Bauernſtaates geht von der 

Voltsverſammlung der Freien aus. 

. 8 Volksverſammlung verwaltet alle Volksangelegen⸗ 

eiten: 
a) Die Geſetzgebung und Rechtſprechung. 
b) Die Berufung der Herzöge und ſonſtigen Ehrenbeamten. 
e) Das Recht des völkerrechtlichen Verkehrs und die Ent⸗ 
ſcheidung über Krieg und Frieden. 

2. Die Voltsverſammlung kann ihre Rechte delegieren, d. h. 
etwa in Kriegszeiten einem Herzog die Befehlsgewalt 
übertragen. Sie hat aber das Recht, die Delegation jederzeit 
zurückzunehmen, hat auch das Recht der Kontrolle des Beauf⸗ 
tragten. 

Auch die in der Zeit der Völkerwanderung auftretenden Stammes- 


könige unterſtanden der Volksverſammlung. Das Königtum war 
Voltskönigtum. 


III. Die Heeresverfaſſung hat die Sippe zur Grundlage. 

1. Die Sippe als Geſchlechtsgemeinſchaft, die Markgenoſſenſchaft als Sied⸗ 
lungsgemeinſchaft fällt üblicherweiſe mit der Hundertſchaft als Kampf⸗ 
gemeinſchaft zuſammen. 

Bei einzelnen Völkerſchaften kommt auch die Tauſendſchaft vor, 
die räumlich mit dem Gau zuſammenfällt. 

Die Hundertſchaft iſt eingeteilt in Zehnerſchaften (Tedinge bei den Angel- 
ſachſen), die eine Erbengemeinſchaft dreier lebender Geſchlechterfolgen 
einer Sippe, gewiſſermaßen alſo eine Großfamilie bildet. Ihr gehören 
üblicherweiſe zehn Hausſtellen an. 


II. Die Gemeinſchaft der Siedlung. 


A. Der Hof. 


Der Beſitz des freien Bauern beſteht aus zwei deutlich ge⸗ 
ſchiedenen Teilen: 


I. Das Odal (ſprachlich = edel, adelig), d. h. der Grundbeſitz. 


enn ß 


EL 


1. Zum Odal gehören (vgl. auch oben ©. 16): Bi}: 
a) Die Hofſtätte mit Haus und Wirtſchaftsgebäuden. D 

Hausſtätte des germaniſchen Bauern ſteht im Gotte — 

frieden. \ 2 

a) Der häusliche Herd gewährt Aſyl und Zuflucht. 3 

6) Das Haus iſt mit Weihezeichen geſchützt (noch heute erhalten 
als Giebelzeichen, z. B. Sonnentiere, Pferd, Pferdekopf, Schw ; 
Drachen, Irminſul). 

7) Der Antritt des Hofes erfolgt durch kultiſches Entzünden de; 125 
Herdfeuers. Löſchung des Herdfeuers bedeutet urſprünglich, 
daß das Geſchlecht ausgeſtorben iſt. 

ö) = Odalrune 2 bezeichnet den Begriff der göttergef 

imat. 


r 


c) Das Nutzungsrecht an der Allmende. Kr 
2. Das Odal bildet eine Einheit des Rechts und iſt unantaſtbares 
Erbe des Bauerngeſchlechts. Eigentum und Familie ſind 
alſo aufs engſte verbunden. Der germaniſche Begriff des 
Eigentums iſt von dem germaniſchen Grundgedanken dei 
Familie als einer Geſchlechterfolge gar nicht zu trennen. Dies 
hing urſächlich zuſammen mit dem germaniſchen Gottums⸗ 
begriff, wie überhaupt der Weltanſchauung der Germanen 
(R. Walter Darré: „Neuadel aus Blut und Boden“). So 
a) Das Odal ift unveräußerlich, unbelaſtbar und unteilbar. 
b) Das Odal vererbt ſich auf „einen“ Sohn. Der Erbe 
muß aus rechter Ehe ſtammen. Freie Geburt der 
Mutter iſt alſo Vorausſetzung für das Erbrecht des Sohne 8. 
In dieſem Sinne muß der Odalsbauer „edel“ ſein. * 
3. Das Odalsrecht iſt „die“ germaniſche Rechtsform für den 
Beſitz des freien Bauern. Es findet ſich bei allen germaniſch en 
Stämmen. * 
Noch im ſpäten Mittelalter werden die von der ſpäteren Abhäng gkeit 
der germaniſchen Bauern frei gebliebenen Höfe ausdrücklich als N 
bezeichnet; ſie heißen auch „Sonnenlehn“, weil ihr Beſitz gleichſam 
eine ſymboliſche Empfangnahme von Gott und der Sonne ange 
wurde. 

II. Das bewegliche Eigentum, insbeſondere Vieh und perſönlie 
Gebrauchsgegenſtände. a — 
Das bewegliche Eigentum war frei veräußerlich. Beim Tode wird 
dem Hausherrn oft das wertvollſte Teil mit ins Grab gegeben. * 


B. Die Dorfgemeinde. 2 
Die Dorfgemeinde fällt vielfach noch mit der Sippe zuſammen. 
I. Die Dorfgemeinde tritt zuſammen in dem Dorfthing. * 


* 
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1. Das Dorfthing regelt die Benutzung der Feldmark nach den 
Grundſätzen des Flurzwangs. 

Es beſtimmt, wann eingeſät, abgeerntet und wieder beſtellt werden 
ſoll, wann das Dorfvieh auf die Stoppeln getrieben wird und, ſoweit 
die einzelnen Gewanne (Hofanteile) neu verteilt werden, in welcher 
Reihenfolge die Verteilung erfolgt. Die Grenzen werden durch Grenz⸗ 
umgehung in ſakraler Weiſe feſtgeſetzt. 

2. Das Dorfthing übt die niedere Gerichtsbarkeit aus, ſoweit 
dieſe nicht das Geſamtvolk betrifft. 


II. Als Markgenoſſenſchaft regelt die Dorfgemeinde die Pflege 


AT. 


und Nutzung der Allmende durch die Dorfgenoſſen. 


1. Jeder Dorfgenoſſe hat in ſeiner Eigenſchaft als Markgenoſſe 
einen ſeſtbeſtimmten Anteil an der Nutzung des Waldes, der 
Fiſcherei und der Jagd. 

Da die Markgenoſſenſchaft eine Genoſſenſchaft von Recht und Pflicht 
iſt, gehört zur genoſſenſchaftlichen Nutzung ſelbſtverſtändlich auch 
die ſachgemäße Behandlung, die Hegung von Wild und Wald, 
von Fiſch und Fluß, von Weg und Weide. Das germaniſche Gemeinrecht 
duldet alſo keinen Raubbau, keine Nutzung ohne Hege und Pflege, ſondern 
bedingt in allem die Rückſicht auf Zukunft und Gemeinnutz. 

2. Streitfragen über die Nutzung der Allmende werden durch 
das Holz⸗ oder Markgericht entſchieden. 


C. Der Gau. 
Der Gau umfaßt eine Anzahl Dörfer. 


Der Gau regelt die Pflege und Nutzung der Gauallmende 


(Wald- oder Holzmark, Geraide, Marklot). 


1. Die Gauallmende beſteht vielfach aus größeren Wäldern, vor 
allem Grenzwäldern, ferner aus den Dietwegen zwiſchen den ein- 


zelnen Völkern. Ein ſolcher Weg hat ſich in dem „Rennſteig“ zwiſchen 


Thüringen und Heſſen bis heute erhalten. 

2. Streitigkeiten, die ſich aus der Nutzung der Dörfer an der Gaumark 
ergeben, werden auf dem Holz- oder Holtthing entſchieden. 
Hierbei werden als Richter vielfach beſondere Obermärker, Holzgrafen 
oder Waldgrafen berufen. Bis in unſere Zeit hat ſich in den erſt im 
vorigen Jahrhundert abgeſchafften Geraideſtühlen der Haingerichte in der 
Rheinpfalz ein ſolches altgermaniſches Waldmarkgericht erhalten. 


Das Gauthing übt die Gerichtsbarkeit aus, ſoweit nicht 
die niedere Gerichtsbarkeit des Dorfthings eingreift. 


Nur in beſonders ſchweren Fällen entſcheidet die Landgemeinde 
des ganzen Volkes. 


— > E * 1 r 


Dritter Abſchnitt. 


Die merovingiſch⸗karolingiſche Zeit. 2 


Der Stammesverband der Franken (Salier, Chatten, Ripuarier) hatte 
während der Völkerwanderung ſeine Sitze bis in die römiſche Provinz Gallien 
ausgedehnt. Der Merovingerkönig Chlodwig (481— 8511) vereinigte jümtiide 
fränkiſche Stämme in ſeiner Hand, eroberte den Reſt des römiſchen Galliens und 
trat zum katholiſchen Chriſtentum über. Bei der Organiſation feines Reiches ber 
diente er ſich der römiſchen Verwaltungsformen und der Machtmittel der Kirche. 
Dies führte im Verlauf der Merovingerzeit (481— 751) zur Zerſtörung des ger ⸗ 
maniſchen Bauernrechts und zwar nicht nur bei den Franken, ſondern auch 
bei den anderen deutſchen Stämmen, die beſiegt und dem fränkiſchen Reich ein⸗ 
gegliedert werden. In der Zeit der Karolinger, die mit Pippin dem Kleinen den 
fränkiſchen Thron beſteigen (751), werden unter Kaſſer Karl (768—814) auch die 
letzten deutſchen Stämme unterworfen. 9 


I. Das Bauernrecht bei den Franken. * 


A. Zurückdrängung des Volksrechts durch das gönigs recht. 


I. Das Königtum wandelte ſich in der Merovingerzeit vom 
Volkskönigtum in eine vom Volke unabhängige Macht. 2 


1. Über die nach römiſchem Recht lebende römiſch⸗galliſche Bevölkerung 
übten die Merovingerkönige die gleichen Herrſchaftsrechte aus, wie die 
römiſchen Cäſaren. Sie waren beſtrebt, unter Ausſchaltung der frän⸗ 
kiſchen Volksverſammlung die gleiche Stellung auch gegenüber 
den Franken zu erlangen. Hierbei wurden ſie von den Großen des 
Reichs unterſtützt. E. 


* 
Der fränkiſche König ſieht ſich nicht mehr als Beauftragter des Volkes an, * 
ſondern als „König von Gottes Gnaden“; er leitet ſeine Macht nicht mehr 
vom fränkiſchen Volk, ſondern vom Chriſtengott ab. An die Stelle des 
Volksfriedens tritt der Königsfriede. 1 


II. Aus den freien und gleichen Volksgenoſſen werden Unter⸗ 
x tanen. 


1. Die Mitbeſtimmung des Volkes durch die Volksverſammlung füllt weg. 
An die Stelle der Volksverſammlungen treten Verſammlungen der 
Großen des Reichs, die vom König einberufen werden. Zu den 
Großen des Reichs gehören die Mitglieder des neuen, ſich auf der Grund⸗ 
lage des Königsdienſtes und des Großgrundbeſitzes bildenden Adels 
und die geiſtlichen Würdenträger. 1 

2. Die Vorzüge der Freiheit fallen weitgehend weg. Staatsrechtlich gibt es 
nur noch Untertanen, wenn auch der Unterſchied der Stände ſich ftrafe 
rechtlich (verſchiedenes Wergeld) noch hält. 


2 


3. Die Steuerpflicht ſetzt ſich durch, indem aus früheren freiwilligen Ab⸗ 
gaben beitreibbare Steuern werden. 
4. Die allgemeine Wehrpflicht tritt zurück. Heerespflichtig bleiben, weil 
der Dienſt in den an die Stelle des Fußvolks tretenden Reiterheeren koſt⸗ 
ſpielig iſt, nur die Vermögenden. Das Heer ſetzt ſich immer mehr aus den - 
Aufgeboten der Großen des Reichs zuſammen. Immer zahlreicher über- 
tragen bisher Freie ihren Beſitz an weltliche oder geiſtliche Große, um 
dadurch den Heeresdienſt abzugelten. Auf dieſe Weiſe verliert ein großer 
Teil der Bauern das Waffenrecht. 


III. Das Volksrecht wird — entſprechend den geänderten ftaats- 
rechtlichen Verhältniſſen — durch das Königsrecht weitgehend 
zurückgedrängt. 

1, Der König wird oberſte Rechtsquelle. War das germaniſche Recht ab» 
geleitet aus dem Rechtsbewußtſein des Volkes, ſo leiten die jetzt aufge⸗ 
zeichneten „Volksrechte“ ſich vom Befehl des Königs her. 

„Die Rechtsſprache wird lateiniſch, fo ſchon in der Lex salien (Anfang des 
6. Jahrhunderts); die germaniſchen Bezeichnungen werden nur noch als 
Erläuterung (glossa malbergensis) dem lateiniſchen Text hinzugefügt. 

„Die Rechtspflege wird vom Thing auf den Grafen, einen Königsbeamten, 
übertragen und im Namen des Königs ausgeübt, Die verarmte Bauern- 
ſchaft wird immer mehr von der Rechtspflege ausgeſchloſſen. Vgl. näheres 
Bd. 221 S. 47ff. 


e 


B. Auflöſung des germaniſchen Odalsrechts. 


I. Das germaniſche Landrecht (Odalsrecht) wird unter dem 
Einfluß der Kirche und der römiſchrechtlichen Einrichtungen 
aufgelöſt. 5 
J. Der germaniſche Raſſegedanle, der die Reinerhaltung des 

Blutes forderte und die Grundlage des Odalsrechts bildete, 

wird durch die Kirche zurückgedrängt. Die alten Sippen⸗ 

verbände, die ja auf heidniſche Überlieferung zurückgingen, 
treten zurück. Damit verliert auch die germaniſche Erbpflege 
ihre Geltung. 

a) Die Kirche ſetzte ſich namentlich ein für die Freilaſſung 
der Unfreien, für die Miſchehe zwiſchen Unfreien und Freien und 
für die Miſchehe zwiſchen germaniſchen Franken und römiſch⸗gal⸗ 
liſcher Bevöllerung. 

b) Sie bekämpfte namentlich die Berufung auf die Abſtammung 
von vorchriſtlichen Ahnen, die ja als Heiden der Hölle verfallen 
waren, und die Ausſetzung erblich minderwertiger Kinder. 

2. Der germaniſche Grundſatz der Unbelaſtbarkeit des Bauern⸗ 
hofes wird gebrochen. Dem Bauern werden Schulden auf- 
erlegt, für die er auch mit dem Hof haftet. 

a) Die Kirche beanſpruchte unter Berufung auf den Leviten⸗ 
zehnt, der im alten Teſtament von den Juden an die 
Leviten entrichtet wurde, von dem Bauern den zehnten 
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3. das germaniſche Erbrecht wird durch Übernahme römifch- EN 


II. Folge der Auflöſung des PER ER Landrechts iſt, daß l 
der freie bäuerliche Beſitz allgemein zurückgeht. 1 


1. 


N 


I. Dem Rücgang des bäuerlichen Beſitzes entſpricht die Ent⸗ 
ſtehung eines ausgedehnten Großgrundbeſitzes. Seine Grund⸗ 
lagen waren: 


Teil von em „was Halm und Stengel hat“ Pr: 2 
Zehnt), ſpäter auch von allen ſonſtigen Bodenerzeug⸗-⸗ 
niſſen (Gartenerträge, Wein uſw. — kleiner Zehnt), 
endlich auch von allem geborenen und geſchlachteten G — 
(Blutzehnt). 
Die Kirche beanſpruchte ferner beim Tode des Bauern das beſte * 
Stück aus dem Feod (Beſthaupt). Sie verwandelte die germaniſche ER 
Sitte, dem Verſtorbenen das beſte Stück ins Grab mitzugeben, in di , 
Verpflichtung, das Beſthaupt zum Heile der Seele des Verſtorbenen 
ihr ſelbſt zu übergeben. h 
b) Der bäuerliche Beſitz wurde immer ſtärker mit Steuern 
belaſtet. Weil nach dem römiſchen und kirchlichen Recht 
der Königs⸗ und Kirchenbeſitz von Steuern frei war, 0 5 
fielen alle Laſten auf die noch ſelbſtändig gebliebenen 
Volksteile. f 


galliſcher Rechtseinrichtungen geändert. Be 

a) Dem Bauern wird grundſätzlich die Teilung des Hofes 
und die Beſtimmung der Erben des Landbeſitzes ger 
ſtattet. Der Grundſatz des „Odalsrechts, daß der Bauern⸗ 
hof ſich nur auf „einen“ Sohn vererben kann, wird 
alſo beſeitigt. u 

b) Dem Bauern wird geſtattet, einen Teil ſeines Landes 
für ſein Seelenheil der Kirche zuzuwenden. Die Lex 1 
salica erlaubt zu dieſem Zweck die Abſchichtung: Der 
Vater bekommt das Recht, mit ſeinen Söhnen den Hof 8 
au teilen, damit er jelber ſeinen Teil der Kirche Ader 8 
ann. 


Die Höfe wurden immer kleiner, weil der Beſitz ſich zerſplitterte. Andrer⸗ 
ſeits häufte ſich in der Hand der Kirche und der Großen des Reichs der 2 
Landbeſitz. Vgl. unten C. N 


„Die Belaſtung durch die Steuern und den Heeresdienſt bot N, I. 


Bauern einen Anreiz, ihr Land der Kirche oder einem Großen „auf:; 
zutragen“, um es als von der Steuerpflicht und dem Heeresdienſt befreites 5 2 
beneficium zurückzuerhalten. Auf dieſe Weiſe gerieten viele bisher freie 
Bauern in Abhängigkeit von einem Grundherrn. An die Stelle des Odals⸗ * 


rechts trat das Feudalrecht. 


C. Entwicklung des Großigrundbeſitzes. 


— 
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II. 


rene 
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Das eroberte Land (z. B. die großen römiſchen Kaiſerdomänen in Gallien), 


das der König nicht mehr zur Aufſiedlung an die fränkiſche Bauernſchaft 
nach Odalsrecht vergibt, ſondern an die Großen oder die Kirche teils ver⸗ 
ſchenkt, teils als benefieium verleiht. 


. Der alte Volksbeſitz an Allmenden, den der König jetzt zum Teil an 


ſich zieht. 


. Die gewaltigen Rodungen, die von dem König, von der Kirche und von 


den Großen mit Hilfe der Arbeitskräfte ihrer Eigenleute, d. h. der von 
ihnen abhängig gewordenen Bauern, durchgeführt werden. 


Der Großgrundbeſitz iſt, namentlich auch infolge der vielen 
Kleinſchenkungen, weitgehend Streubeſitz. Er wird nicht, wie 
in der ſpätrömiſchen Zeit, als Großbetrieb mit Sklaven, ſondern 


im Fronhofſyſtem bewirtſchaftet. 


1. 


Den Mittelpunkt des Grundbeſitzes bildet der Fronhof 
(Salhof, Herrenhof). Auf dem Fronhof ſitzt der Grundherr 
ſelbſt oder ſein Verwalter (major, Meier). Von dem Fronhof 
aus wird nur das nächſtliegende Land (Salland, Herren- 
land) bewirtſchaftet; hier werden auch Schmiede, Bäcker, 
Kürſchner uſw. gehalten. 

Vielfach ſichert ſich der Fronhof beſtimmte wirtſchaftliche Monopole, 
ſo die alleinige Mühlengerechtigkeit, Braugerechtigkeit uſw. 


Das übrige Land wird in Erb⸗ oder Zeitleihe an Bauern 


vergeben. 


a) Die Bauern ſchulden dem Fronhof Naturalabgaben und Arbeits⸗ 
leiſtungen (3. B. Fuhrverpflichtungen, Bewirtungspflichten, Hand⸗ 
und Spanndienſte). 

b) Die Bauern unterſtehen, wenn es ſich bei dem Fronhof um ein aus 
der allgemeinen Staatsverwaltung hinausgenommenes Gebiet 
(Immunität, vgl. Grundriß Bd. 221 S. 30) handelt, in oausis 
minoribus der Gerichtsbarkeit des Grundherrn. 


II. Das Bauernrecht bei den anderen deutſchen 


Stämmen. 
A. Allgemeines. 


I. Die Ausdehnung des fränkiſchen Reichs, das in der Karolinger- 
zeit (751—911) alle deutſchen Stämme umfaßte, führte auch 
bei den anderen deutſchen Stämmen zur Zertrümmerung des 
Odalsrechts. Dabei wirkten zuſammen: 
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Die politiſche Entwicllung. 

a) Der Bauer wird ausgeſchaltet aus der ſtaatlichen Mitbeſtimmung; 
die Volksverſammlungen werden verboten, das Wahlrecht des 
Volkes bei der Thronerledigung abgeſchafft. 


11. 


I. 
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b) Der Bauer wird aus der Geſetzgebung ausgeſchaltet: Die Geſetze 
werden nicht mehr mündlich überliefert, ſondern auf Befehl des 
Königs in lateiniſcher Sprache aufgezeichnet und können vom 
König abgeändert werden. 

e) Der Bauer wird aus der Rechtſprechung ausgeſchaltet: An die Stelle 
des Volksgerichts der Freien tritt das Königsgericht, an die Stelle 
der alten Volksrichter der königliche Richter bzw. der grundherrliche 
Richter. 

2. Die Belaſtung des freien Bauern: 

a) Zugunſten der Kirche durch den Zehnten, das Beſthaupt und Sonder⸗ 
abgaben. 

b) Durch Steuern und Heeresdienſt. 


Die Folge war, daß bei allen deutſchen Stämmen zahlreiche 

Bauern genötigt wurden, ihren Grundbeſitz an Grundherren 

(König, Kirche, Große) aufzutragen und von dieſen leihweiſe 

(als beneficium oder precarium) zurückzunehmen. Auf dieſe 

Weiſe wurden ſie im Laufe der Entwicklung aus freien Bauern 

zu abhängigen Hinterſaſſen. 
Den abhängig gewordenen Bauern wurden Abgaben und Frondienſte 

aller Art aufgelegt, insbeſondere: 

1. Hand⸗ und Spanndienſte zur Beſtellung des Herrenlandes. 

2. Gülten: Die Bauern müſſen Vieh (Ferkel, Schweine, Lämmer, Schafe, 
Hühner, Eier, gelegentlich auch Ochſen) an den Hof liefern. 

. Unterſtellpflichten: Die Bauern müſſen Vieh des Fronhofes bei ſich 
unterſtellen und fett machen. 

4. Fuhrlaſten zum Antransport ihrer Leiſtungen und zum Abtransport der 

geſammelten Abgaben vom Fronhof an deſſen Abnehmer. 

Waldfronen, wie Futterverſorgung der Hofſchweine, zu deren Maſt der 

Bauer die Eicheln ſammeln muß. 

6. Kalkfronen, d. h. An- und Abfahrt von Kalk für die herrſchaftlichen Kalk⸗ 
öfen und Arbeit an dieſen. 

. Mühlen: und Ballajten. Den Bauern wird verboten, zu mahlen und 
zu backen. Sie müſſen vielmehr die herrſchaftliche Mühle und den herr⸗ 
ſchaftlichen Backofen gegen Zahlung von Abgaben benutzen. 


= 


or 
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B. Die Rechtsentwicklung bei den einzelnen Stämmen. 


Den Schwaben (Alemannen) wird nach ihrer Beſiegung die 
Lex Alamannorum (um 717—719) aufgezwungen. 


1. Dieſes Geſetz unterſtellte den alemanniſchen Herzog unter 
den fränkiſchen König, beſeitigte die freie Herzogswahl und 
hob das Odalsrecht zugunſten der Kirche auf. 

a) Der Bauer konnte — anders als nach der Lex salica — jeinen gejamten 
Beſitz der Kirche ſchenken, brauchte alſo nicht mit ſeinen Söhnen zu 
teilen. 


Eine ſolche Schenkung konnte in keiner Weiſe umgeſtoßen werden; 
den Erben war jeder Einſpruch abgeſchnitten. 

b) Wer ſich weigerte, ſein Gut von Todes wegen der Kirche zu über⸗ 
tragen, galt als verſtockter unbußfertiger Sünder und heimlicher 
Heide, der zur Löſung ſeiner Seele nicht einmal ſeinen irdiſchen Beſitz 
geben wollte. Ihm konnte der Prozeß wegen Abfalls von der Kirche 
gemacht und der Hof beſchlagnahmt werden. 

2. Die Folgen des Geſetzes waren: 

a) Das freie Bauerntum wurde vernichtet. 
b) Der größte Teil des Landes geriet an die Kirche (Verkloſterung, 
daher auch 1525 im großen Bauernkrieg die ſtärkſte Erhebung). 

3. Die Erhebungen der Schwaben gegen die Lex Alamannorum 
blieben erfolglos. Die letzte endete mit der Schlacht bei 
Cannſtatt (746), wo das ſchwäbiſche Heer vernichtet wurde. 


Den Bayern wird nach ihrer Beſiegung die Lex Baiuvarorum 


aufgezwungen (um 728). 

1. Dieſes Geſetz hob gleichfalls das Odalsrecht auf. 

Im Gegenſatz zur Lex Alamannorum ſieht die Lex Baiuvarorum aber 
eine Abſchichtung der Söhne vor. Der Bauer hat ſeinen Beſitz gleich⸗ 
mäßig mit ſeinen Söhnen zu teilen, und kann dann ſeinen Anteil der 
Kirche ſchenken. 

2. Die Folgen des Geſetzes waren: 

a) Die Entſtehung eines großen kirchlichen Beſitzes, der wie bei den 

Franken und den Alemannen durch ein höheres Wergeld geſchützt war. 
b) Die Zerſplitterung des bäuerlichen Beſitzes in kleine, nicht mehr lebens⸗ 

fähige Gebilde. Der Bauer war deshalb genötigt, Herrenland oder 

Kirchenland hinzuzunehmen und ſich dadurch in Abhängigkeit von 

einem Grundherrn zu begeben. Auf dieſe Weiſe entſtanden die Bar⸗ 

ſchalke des bayriſchen Rechts, die zum Teil frei (bar), zum Teil unfrei 

(ſchalt) ſind. Sie leiſten Dienſte und Abgaben, unterliegen aber, 

anders als die unfreien Knechte, nicht der körperlichen Gewalt des 

Grundherrn. Urſprünglich haben ſie das gleiche Wergeld wie die 

Freien, doch ſinkt das Wergeld ſpäter. 

3. Gegen Ende der Karolingerzeit tritt in Bayern eine rüd- 
läufige Entwicklung ein: Zu Zwecken der Landesverteidigung 
werden zahlreiche abhängige Bauern wieder zu wehrhaften 
Bauern gemacht. 


Die Sachſen waren der letzte deutſche Stamm, der noch am 


alten Landrecht und am alten Glauben feſthielt. Auch ſie wurden 

aber unter Karl (jeit 768 fränkiſcher König) in mehreren Kriegen 

(772-804) unterworfen. 

1. Die von Karl gegen die Sachſen erlaſſenen Geſetze (Lex 
Saxonum [lex crudelissima], Capitulatio de partibus 
Saxonicae, Capitulare saxonicum) erſetzten die Volksfreiheit 
durch die unumſchränkte königliche Gewalt und hoben das 
Odalsrecht zugunſten der Kirche auf. 
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Die wichtigsten gegen das Odalsrecht gerichteten Beſtimmungen ind 
folgende: 5 
a) „Es ſollen zu einer jeden Kirche diejenigen Gaugenoſſen, die zu der 1 

Kirche zu gehen haben, einen Hof und zwei Hufen Landes ſchenken 

und je 120 Menſchen. Edelinge und Freie, in gleicher Weiſe auch 

Halbfreie, ſollen einen Knecht und eine Magd derſelben Kirche zu: 

wenden“ (Capitulatio 15). 
b) „Wir ſchreiben nach Gottes Gebot vor, daß alle den zehnten Teil 

ihres Vermögens und ihres Erwerbes den Kirchen und Pfarrern 

ſchenken, und in dieſer Weiſe Edelinge, Freie und Laten (Hal 
freie) ihren Teil Gott zurückgeben ſollen, wie ihn Gott jedem Chriſten 

gegeben hat“ (Capitulatio 17). * 
o) Zugunſten der Kirche wird die Schenkungsfreiheit eingeführt. Dr 

gegen werden Landſchenkungen an andere Perſonen, als die Kirche 

und den König, verboten (Lex Saxonum 62). Auf dieſe Weife fol 
verhindert werden, daß der frühere Odalsbauer ſich gegen erzwungene 

Schenkungen an die Kirche dadurch ſchützt, daß er ſeinen Hof en 

mächtigen Herrn anträgt. Ent 
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bauernſchaften noch dreimal. Noch der letzte Aufitand 
(841—843, ſog. Stellingaaufſtand) verfolgte das Ziel, 
„die alten Freiheiten wieder herzuſtellen, die ſie zur Zeit ges? 
habt hätten, als u. noch heidniſch waren“ (Chronik Ritharbts), u 
Auch dieſer Auſſtand wurde zwar niedergeworfen, doch 
ſetzte ſich in der ſpäteren Zeit ein großer Teil der alten 
Selbſtändigkeit wieder durch. 8 


Vierter Abſchnitt. 


Das Mittelalter. 


I. Allgemeine Entwicklung. 
A. Die Zeit der ſächſiſchen Kaiſer (919 —1024). 


Politiſch wird dieſer Zeitraum gekennzeichnet durch die Machtfülle des 
deutſchen Kaiſertums. Heinrich I. (919936) feſtigt das Reich wieder nach innen 
und außen. Sein Nachfolger Otto I. (936—973) begründet wieder ein machtvolles 
Kaiſertum, das ſich die Kirche unterordnet und Deutſchland das Übergewicht in 
Europa verſchafft. 


1. Die Landwirtſchaft. 
J. Die landwirtſchaftlich benutzte Fläche wird auch in dieſem Zeit⸗ 
raum durch Rodungen und Moorkulturen weſentlich erweitert. 
Die einzelnen Höfe werden durch die Inanbaunahme von Unland 
größer. 
II. Das Wirtſchaftsſyſtem wird vervollkommnet. Fruchtwechſel— 
wirtſchaft und entwickelte Gartenwirtſchaft tauchen auf. 
Es gibt auch ſchon Spezialkulturen, wie Wein- und Hopfenbau. 


III. Die Markgenoſſenſchaften bleiben beſtehen. Die Allmende 
(gemeine Mark) hat ſich aber verkleinert. Sie iſt vielfach in der 
karolingiſchen Zeit in den Beſitz des Königs übergegangen und 

von ihm einzelnen Grundherren übertragen worden. 

1. Die Nutzungsrechte an der Allmende werden vielfach beſtimmt 
bemeſſen und an die einzelnen Höfe geknüpft. Daraus entſtehen 
ſeſte Realrechte. 

2. In den Allmendeangelegenheiten beſchließt ein Märkerding 
unter Leitung eines Obermärkers (Wald- oder Holzgrafen), der auch über 
Markfrevel richtet. Vielfach ſind Grundherren Obermärker. 


2. Das Landrecht. 


Die karolingiſchen Geſetze und Kapitularien gehen verloren 
und werden durch Gewohnheitsrecht erſetzt. 


I. Die Abhängigteitsverhältniſſe innerhalb der Bauernſchaft 
entwickeln ſich weiter. Man unterſcheidet jetzt: 
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1. Die Gemeinfreien. Sie ftellen den Reſtbeſtand der Frei⸗ 
bauern germaniſcher Zeit dar, der ſich vor dem Abſinken 
in die Abhängigkeit bewahren konnte. e Beſitzungen f 
(ſpäter Sonnenlehen genannt, vgl. oben S. 22) 
feine Laſten, außer dem kirchlichen Zehnt. 

Gemeinfreie finden ſich überall zerſtreut zwiſchen den großen 
Grundherrſchaften. Daneben gibt es noch gemeinfreie Bauern- 
ſchaften, ſo in Holland, Friesland, Dithmarſchen, wo überall die karo⸗ 
lingiſchen Grafen vertrieben find. Die ſe freien Bauernſchaften wahren 
ihre Selbſtändigkeit, wie die Frieſen in wiederholten Kriegen gegen die 
Grafen von Holland. 


2. Die freien Zinsbauern. Sie bilden auf den großen Beſitzun⸗ 
gen der Kirche und des Adels einen erheblichen Teil der Br 
völkerung. Sie ſind perſönlich frei und lediglich zu Abgaben 
verpflichtet. Sie unterſtehen deshalb auch nicht der Ge⸗ 
richtsbarkeit des Grundherrn, ſondern der ſtaatlichen Gericht ⸗ 
barkeit. Br. 
a) Die Zahl der freien Zins bauern ſteigt vom 11. Jahrhundert an 

ſehr ſtark, weil die Fronhofwirtſchaft ſich auflöſt. Die Grundheren 
bewirtſchaften ihr Land nicht mehr ſelbſt, ſondern geben es an Bauern 
gegen beſtimmte Zinſen, die bereits gegen Ende des 11. Jahrhunderts 8 
in Geld gezahlt werden. 2 
b) Es ſetzt ſich allgemein die Vererblichkeit der Leiheverhältniſſe 4 
durch. Das precarium des karolingiſchen Rechts wird umgewandelt 
in einen erblichen Zinsbeſitz oder in eine erbliche Hufe mit Dienſt⸗ 
leiſtungspflicht. Dem Zinsbauern wird ein dingliches Recht an ſeinem 
Land zugebilligt, ſo daß das Eigentum als zwiſchen Zinsbauer und 
Grundherr geteilt erſcheint (Geteiltes Eigentum, Unter⸗ und Ober» U 
eigentum). 
e) Die Abgaben werden infolge der Vererblichkeit der Leiheverhältniſſe 
vielfach zu Neallajten, die nicht mehr auf der Perſon, ſondern auf = 
dem Grundſtück des Verpflichteten liegen. EN 

3. Die Leibeigenen (Hörigen). Sie zerfallen in: 

a) Liten (Laten, coloni), d. h. hörige Zins bauern, die ſelbſtändig eine 
Hufe bewirtſchaften, aber perſönlich nicht frei ſind und neben einer 
Zinszahlung beſtimmte Dienſte zu leiſten haben. a 
b) Knechte (maneipia, servi, Dageſchalke, Kammerknechte). Bei ihnen 
handelt es ſich meiſtens um unfreie Leute, die kein Stück Land mehr 
bewirtſchaften, ſondern als Arbeitskräfte zum Inventar des Sees 
gehören und urſprünglich beliebig verkauft werden können, vielfa, 
auch um Kriegsgefangene. Der Sklavenhandel verſchwindet dank den 
Bemühungen des Königs im 11. Jahrhundert. “ 


II. Im 11. e, führt die Entwicklung zu einer 2 
ſtellung der Bauern. 

1. Die Verausgabung des Großgrundbeſ eigene 

Bauern, das Erblichwerden der Legeberb idſße ung e 

Umwandlung von Abgaben und Dienſtleiſtungen in Geld. 


en 


renten gewähren eine ſtärkere wirtſchaftliche Entlaſtung und 
ermöglichen einen wirtſchaftlichen Aufſtieg des Bauernſtandes. 

2. Faſt überall entwickelt ſich gewohnheitsrechtlich ein Hofrecht, 
das die Leiſtungen der unfreien Bauern ſehr genau beſtimmt 
und faſt keine Leiſtung mehr ohne eine, wenn auch oft ge— 
ringwertige Gegenleiſtung des Grundherrn anerkennt. So 
bringen die Arbeiten für den Grundherrn den Dienſtver⸗ 
pflichteten reichliche Speiſung, ſie werden auch vielfach mit 
Feſten verbunden. 


B. Die weitere Entwicklung bis zum Interreguum 
(10241254). 

Dieſe Zeit iſt erfüllt von heftigen Kämpfen zwiſchen Kaiſer und Papſt, die 
das Wormſer Konkordat (1122) nur vorübergehend beilegt. Unter den Hohenſtaufen 
(1152—1254) erlebt das Kaiſertum noch einmal eine Blüte, entfremdet ſich aber 
immer mehr den Aufgaben des deutſchen Raumes und verfällt. Mit der Hin⸗ 
richtung Konradins in Neapel endet das Hohenſtaufengeſchlecht. Das eintretende 
Interregnum bringt ein Periode lang dauernder innerer Auflöſung in Deutſchland. 


1. Die Entſtehung des Vauernſtandes. 


Die alte, auf der freien oder unfreien Geburt beruhende Stände⸗ 
gliederung bildet ſich um. 


I. Die inneren Kriege bringen bis dahin nicht vorhandene Maſſen 
von rittermäßigen Lehnsreitern hervor, die ſich bald zu einem 
Berufsſtand und ſpäter zu einem Geburtsſtand, der Ritter» 
ſchaft, zuſammenſchließen. 

1. Die Ritter werden für ihre Dienſte dadurch entlohnt, daß ſie Land 
aus Königs», Fürſten⸗ oder Kirchengut als Lehn erhalten. Dadurch 
werden fie vielfach zu Grundherren eines kleinen Gebiets, die von ab» 
hängigen Bauern Renten beziehen. 

2. Auch bei den Lehen zeigt ſich die Tendenz zur Vererblichkeit. 
Schon Konrad II. verleiht den kleinen Lehnsinhabern die Erblichkeit ihrer 
Lehen, die nur durch das Lehnsgericht abgeſprochen werden können 
(Constitutio de feudis, 1031). 


II. Aus den freien Bauern auf erblicher Scholle und den perſönlich 
unfreien Bauern auf jetzt ebenfalls erblich gewordener Scholle 
wächſt ein einheitlicher Bauernſtand zuſammen, der ſich als 
Geburtsſtand darſtellt. 

J. Der Unterſchied zwiſchen freien und unfreien Bauern bleibt 
beſtehen (vgl. unten 2), verliert aber an praktiſcher Bedeutung. 
Politiſch und ſozial wird der Bauernſtand geringer bewertet, als der 
Ritterſtand und der Bürgerſtand in den Städten. 

2. Zum Kriegsdienſt werden die Bauern in den größeren Landſchaften 
überhaupt nicht mehr aufgeboten, nachdem ſie ſich in den Bürger- 
kriegen unter Heinrich IV. den Ritterheeren unterlegen gezeigt haben. 

Schaeffer, Neugeſtaltung. Heft 821. 3 
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2. Der Bauer in der landrechtlichen Ständegliederung. 


Die einzelnen Stände ſtehen zueinander in einer beſtimmten, 
nach Landrecht und Lehnrecht verſchiedenen Rangordnung. Dieſe 
Ständegliederung kommt namentlich im Sachſenſpiegel (1220-1235) 
und im e (um 1275) zum Ausdruck. Vgl. näheres 
Bd. 221 S. 65. 


I. Die freien Bauern rechnen nach der landrechtlichen Stände⸗ 
gliederung des Sachſenſpiegels, nach der die Fürſten den erſten 
und die freien Herren den zweiten Stand bilden, zum dritten 
Stand (ſchöffenbar Freie), zum vierten Stand (Pfleghafte 
und Biergelden) und zum fünften Stand (Landſaſſen). 


1. Die ſchöffenbar Freien ſind die Mitglieder der zum Schöffen⸗ 
amt berufenen Geſchlechter. Sie ſind „den Fürſten und 
freien Herren gleich in Brüche und Wergeld“ (Sachſen⸗ 
ſpiegel). 

a) Der größte Teil der ſchöffenbar Freien beſteht aus Nach⸗ 
fahren altfreier Bauern. Schöffenbar frei ſind aber auch 
Reichsminiſteriale, die nach erfolgter Freilaſſung Grund» 
beſitz und Schöffenamt erhalten haben. 

Die Erinnerung daran, daß die ſchöffenbar freien Bauern die 
Nachfahren der alten Odalsbauern ſind, hat ſich noch lange 
erhalten. Der Schwabenſpiegel ſagt: „Es gibt drei Arten Freie. Die 

erſten heißen Semperfreie und find Fürſten. Die zweiten heißen 
Mittelfreie und ſind der erſten Lehnsmannen. Die dritten heißen 
Edelinge und ſind Bauern.“ Hier iſt alſo der Zuſammenhang 2 
zwiſchen Odal und edel noch verſtanden worden. EI) 

b) Die ſchöffenbar Freien (alſo auch die ſchöffenbar freien 
Bauern) ſind lehnsfähig im 5. Heerſchild des Sachſen⸗ 
ſpiegels. In der Lehnsordnung des Schwabenſpiegelss 
ſtehen ſie als „Mittelfreie“ gleichfalls im 5. Heerſchild. 

2. Die Pfleghaften und Viergelden entrichten einem Grund: 
herrn Steuern und Zins, en deshalb, weil fie 7 
neben eigenem Land auch noch Herrenland bemwirtjchaften, 
vielleicht auch als Gegenleiſtung für die Befreiung vom 
Kriegsdienſt. a 

3. Die Landſaſſen bilden die unterſte Stufe der freien Bauern. 
Sie bewirtſchaften fremdes Land gegen Entrichtung von 
Steuern und Abgaben, ſind aber perſönlich frei. 2 

II. Die unfreien Bauern ſtehen außerhalb der landrechtlichen 

Ständegliederung. Man unterſcheidet: 8 

1. Angeſiedelte unfreie Bauern. Sie ſtehen dem Grundherrn 
nicht einzeln, ſondern in der Hofgenoſſenſchaft gegenüber, 
geſchützt durch das Hofrecht. 


Die angeſiedelten Unfreien haben erbliches Eigentum, allerdings mit 
Rentenrecht des Herrn, und können ſich innerhalb ihres Standes ver- 
ehelichen, dürfen aber keine Ehe ſchließen, die ſie dem Herrn entzieht. 
Es gilt das Recht der „Ungenoſſame“, d. h. ein Mädchen, das einen Un⸗ 
freien heiratet, wird ſelbſt unfrei. Später wird auch ein freier Mann 
unfrei, der ein unfreies Mädchen heiratet („Trittſt du meine Henne, ſo 
wirſt du mein Hahn“). 

2. Die landloſen Unfreien. Sie ſind vermögensunfähig 
und ſtehen mit ihrer Habe im Eigentum des Herrn, dem ſie 
ungemeſſene Dienſte zu leiſten haben. Der Herr übt die 
Strafgewalt über ſie aus. 

Die landloſen Unfreien verſchwinden immer mehr, da mit der 
Beendigung des Sklavenhandels die Grundlage der Unfreiheit wegfällt, 
und da die vorhandenen landloſen Unfreien faſt überall durch Begabung 
mit einem Stückchen Land in die Gruppe der unfreien Bauern aufſteigen. 


C. Das Bauerntum im Hochmittelalter (1254 —1500). 


Innenpolitiſch iſt das Hochmittelalter gekennzeichnet durch das 
Schwinden der kaiſerlichen Macht und durch den Machtzuwachs der 
Landesfürſten, deren Hoheitsrechte immer umfangreicher werden. 
Wirtſchaftlich tritt die Geldwirtſchaft, die noch zur Zeit der ſächſiſchen 
. 9 Bedeutung hatte, immer mehr an die Stelle der Natural- 
wirtſchaft. 


I. Die Gründe für das Vordringen der Geldwirtſchaft waren 
namentlich: 


1. Der ſteigende Handel, deſſen Mittelpunkte die immer mäch⸗ 
tiger und ſelbſtändiger werdenden Städte waren. 


Namentlich der ſich immer mehr ausdehnende Handel nach Italien 
und dem vorderen Orient verlangte gemünztes Geld. 


2. Die Umwandlung der Naturalabgaben in Geldrenten. 


Auch der päpſtliche Stuhl wandelte ſeine Naturaleinkünfte aus 
den deutſchen, nord» und oſteuropäiſchen Bistümern durch Verpachtung, 
namentlich an große italieniſche Kaufleute, in Geldeinnahmen um. 


3. Der durch die Kriegführung entſtehende Geldbedarf. 


So erforderten die Kreuzzüge auch in Deutſchland die Aufbringung 
von großen Mengen in gemünztem Geld. Später trat neben den Lehns⸗ 
ritter der Soldritter, der bar bezahlt werden mußte. Vor allem die 
Reichsheere ſetzten ſich, da das Krongut zuſammengeſchmolzen war und 
die Fürſten ihre Kontingente vielfach nicht ſtellten, zum großen Teil aus 
Soldrittern zuſammen. 

Träger des Geldhandels waren hauptſächlich die Juden, da das fano- 
niſche Zinsverbot der Gewährung von verzinslichen Darlehen durch Chriſten 
entgegen ſtand. Die Juden wurden auf dieſe Weiſe zu privilegierten Dar⸗ 
lehnsgebern, die für die Duldung ihres anrüchigen Gewerbes (privilegium 
odiosum) den fürſtlichen Kaſſen eine Abgabe zahlten. Im Reich galten fie als 
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„des Reiches Kammerknechte“, deren Verletzung ſchon unter Friedrich II 1 
durch ſtrenge Strafgeſetze geahndet wurde. } 
II. Die Folgen der Geldwirtſchaft waren für die Bauern: 
1. Die Geldbeſitzer erlangten, da das Geld ſelten war, eine 
ſtärkere überlegenheit gegenüber dem Beſitzer von Natu⸗ 
ralien. Daraus entwickelte ſich: 5 
a) Der Zinswucher. Die Zinsſätze lagen außerordentlich hoch, ſie em 
reichten nach Angabe des Bußpredigers Berthold von Regensburg * 
ſtellenweiſe 400 90. > 
b) Der Fürkauf. Dem Bauern wird das Korn bei jeinem dringenden 
Geldbedarf auf dem Halm zu einem geringen Preis abgekauft. Nach 1 
der Ernte wird es vielfach zurückgehalten, um die Preiſe in die ehe 
zu treiben. 
o) Der Sachwucher. Der Bauer muß auf Kredit Ware zu hohen Preiſen 
kaufen und gerät ſo in wirtſchaftliche Abhängigkeit. 
2. Die in Geld zu entrichtenden Abgaben erhöhen ſich. 
a) Die Landesherren bemühen ſich überall, zur Deckung ihres Geld⸗ 
bedarfs neue Geldſteuern und Gebühren zu ſchaffen. Insbe⸗ 
ſondere wird die Gerichtspflege vielfach zu einer Quelle landesherr⸗ 
licher Geldbeſchaffung. 
b) Die Grundherren bemühen ſich, noch beſtehende alte Naturale 
abgaben in feſte Geldpachten umzuwandeln. Das führt auf 
der einen Seite zu einer weiteren Verſelbſtändigung der Bauern, 
auf der anderen Seite zu drückender Schuldſklaverei. e 


II. Die Oſtkoloniſation und das deutſche Banerntum. 
A. Die übervölkerung Altdeutſchlands. 8 


Der alte deutſche Raum war ſchon im 12. Jahrhundert übe = 
völkert. Biſchof Otto von Bamberg, der Chriſtianiſator Pommerns, 
empfahl dringend das Kloſterleben, „weil ſich die Menſchen gar ſo 
unſinnig vermehrt hätten“. 2 

I. Folgen der übervölkerung waren: \ 

1. Die Pachtſchillinge ſtiegen wegen der ſtärkeren Landnach⸗ s 

frage. ; 

2. In den Dörfern entſtand ein landloſes Jun e f 

das vielfach perſönlich unfrei und der Gefahr des Herab⸗ 


ſinkens in eine neue Sklaverei ausgeſetzt war und infolge⸗ * 
deſſen nach Ausdehnung und Eigenland ſuchte. 0 


II. Der Druck der bervölterung führte nicht (wie in Frankreich . 
1251) zu einem revolutionären Ausbruch, weil der deutſche 
Bauer ſich dem wirtſchaftlichen Druck durch die deen 6 


entziehen konnte. 


J. 


II. 


1 


B. Verlauf der Oſtkoloniſation. 
1. Die koloniſierten Länder. 


In vielen flawiſchen Ländern und in Ungarn vollzog ſich die 
Koloniſation durch deutſche Bauern vollkommen friedlich, 
nicht im Kampf mit der einheimiſchen Bevölkerung, ſondern 
auf Wunſch der Landesherren. Ein nationaler Gegen- 
ſatz trat kaum hervor („Kein Volk der Erde iſt einem anderen 
jo befreundet, wie der Deutſche dem Slawen.“ Biſchof Boguch- 
wal von Poſen). 


1. Nach Ungarn werden unter König Geiſa II. (1141—1162) deutſche Bauern 
in das Land Siebenbürgen berufen. 

Ihrer ſtammesmäßigen Herkunft nach waren die Siedler im we⸗ 
ſentlichen Moſelfranken, daneben „Flandrer“. Die Bezeichnung „Sieben⸗ 
bürger Sachſen“ iſt alſo nicht ganz zutreffend. 

2. Nach Böhmen und Mähren werden vom böhmiſchen König, von deutſchen 
Klöſtern und von deutſchen Rittergeſchlechtern (3. B. Sternberg, Roſen⸗ 
berg, Waldſtein) deutſche Bauern gerufen, außerdem Städtebürger und 
Bergleute. 


Nach Böhmen und Mähren gingen Bayern, Franken und Thüringer. 
Das bayriſche Element überwog. 

3. Nach Schleſien kommen deutſche Ritter, Klöſter und Bauern, vor allem, 
nachdem die ſchleſiſchen Herzöge aus dem Hauſe der polniſchen Piaſten 
im Jahre 1167 in den Lehnsverband des Reiches aufgenommen worden 
waren. Große Bauernſiedlungen entſtehen namentlich um die Klöſter des 
ſiedlungsfrohen Ziſterzienſerordens in Heinrichau, Leubus, Grüßau uſw. 

Nach Schleſien gingen Franken, ferner deutſche Bauern aus Böhmen 
und Oſterreich (bayriſchen Stammes). 


4. Nach Polen werden neben deutſchen Klöſtern und deutſchen Städtebürgern 
auch deutſche Bauern berufen. - 


Nach Polen gingen namentlich Franken und — vor allem bei der 
Städtegründung — Niederſachſen, Weſtfalen, Holländer und Flamen. 


Andere Länder wurden nach kriegeriſcher Eroberung von 
deutſchen Bauern beſiedelt. Nach Abſchluß der meiſt kurzen 
Eroberungszüge vollzog ſich auch hier die Beſiedlung regelmäßig 
auf friedlichem Wege. Sie beruhte auch hier auf der Überlegen 
heit der deutſchen Wirtſchaftsweiſe, die es den einheimiſchen 
Fürſten geraten erſcheinen ließ, den deutſchen Koloniſten ihren 
Weg frei zu geben. 
Im einzelnen find auf dieſe Weiſe folgende Gebiete koloniſiert worden: 
1. Das Land Meißen. Es bleibt nach den Kämpfen zwiſchen dem deutſchen 
Reich und Polen (1004 —1018) in deutſchem Beſitz. Koloniſatoren find 
hier Markgraf Wieprecht von Groitzſch, ſeit 1123 Konrad von Wettin. 
Nach Meißen gingen Angehörige faſt aller deutſchen Stämme. 


a 


1 


. Die Lauſitz. Sie wird von Oberſachſen koloniſiert, nachdem fie im 11. Jahr- 


* 


. Metlenburg. Heinrich der Löwe erobert es, aber erſt um 1200 iſt es feſt 


. Dit: und Weſtpreußen. Der deutſche Ritterorden (gegründet 1111) er 
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hundert feſt in deutſche Hand gekommen iſt. 

Auch hierhin zogen Angehörige faſt aller deutſchen Stämme. 
Brandenburg. Die Beſiedlung wird hier von Albrecht dem Bären, ſeit 
1134 Markgraf der Nordmark, eingeleitet. Er beſitzt urſprünglich nur die 


trag die nur dünn beſiedelte Mark Brandenburg. #, 
Nach Brandenburg gingen Franken, Thüringer, Nordſchwaben vom 5 
Südrand des Harzes, Niederſachſen, Flamen und Frieſen. € 
Oſtholſtein (Wagrien). Es wird 1139 von dem Grafen von Schauenburg 
erobert und die geringe wendiſche Bevölkerung weicht aus dem Lande, 
Nach Oſtholſtein gingen Niederſachſen, Holländer, Weſtfalen und Frieſen. 


in deutſcher Hand, bleibt jedoch unter dem einheimiſchen Herrſcherhaus. 
Die Beſiedlung mit deutſchen Bauern wird namentlich durch Heinrich I. 
Borwin (1178—1226) durchgeführt. * 9 

Nach Mecklenburg zogen Niederſachſen und Weſtfalen. 


der . Die en mit ie Bürgern und 
Bauern wird namentlich durch Herzog Barnim den Guten (um 1230) m 1. 
fördert. 


Auch nach Pommern wanderten Niederſachſen und Weſtfalen. 


obert 1231 das Kulmer Land, bis 1249 ſämtliche Landſchaften Oſtpreußens, 
ſchlägt von 1261—1283 einen ſchweren Aufſtand der einheimiſchen Pruzzen ar 
nieder und ruft deutſche Bauern ins Land. Er 
Nach Oſt⸗ und Weſtpreußen ziehen Deutſche aller Stämme. Daneben 
ſetzt der Orden zu der altpruzziſchen Bevölkerung auch polniſche und wen⸗ 
diſche Bauern aus Bommern an. Er 


2, Die Art der Beſiedelung. 


Die Beſiedelung des Oſtlandes vollzog ſich nicht durch * 
richtung von Einzelgehöften, ſondern durch Dorfſiedlungen. 1 


I. Die Dörfer waren in verſchiedener Form angelegt, und zwar: 8 


1. Als Straßendorf. 1 
Beim Straßendorf liegen die Häuſer beiderſeits des Weges, 2 

die Adergrundftüde dahinter. Das Straßendorf galt früher als ty ⸗ 
piſches Kennzeichen der deutſchen Siedlung. Dieſe Auffaſſung iſt -_ * 
aufgegeben. \ 


2. Als Rundling. 5 
Beim Rundling liegen die Häuſer um einen runden Dorfplatz 5) 


mit der Kirche in der Mitte herumgruppiert. Der Rundling galt früher 
vielfach als i wendiſche Siedlungsform. Dieſe Auffaſſung iſt heute 
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eignet ift, findet ſich auch auf altdeutſchem Boden und ift offenbar eine 
Siedlungsform, die in kriegeriſch bedrohten Gegenden überhaupt ſich 
entwickelt hat. 

3. Als Waldhufendorf. 

Das Waldhufendorf (in Mecklenburg Hagendorf genannt) iſt die be⸗ 
zeichnende Dorfform für Waldrodung. Jeder Koloniſt erhielt 
einen breiten Streifen Wald vom Weg bis ans Ende der Gemarkung und 
begann vom Wege aus Wald zu roden. So entſtand das Dorf als eine 
lange Zeile von Gehöften mit loſem Zuſammenhang. 

II. Die Haus form iſt die gleiche, wie ſie in der Heimat der Kolo⸗ 
niſten üblich war, alſo das niederſächſiſche, thüringiſche, frän⸗ 
kiſche Bauernhaus. 

An der Form der Bauernhäuſer iſt teilweiſe noch heute die ſtammes⸗ 
mäßige Herkunft der Oſtlandkoloniſten zu erkennen. Später 
haben ſich im Koloniſtengebiet eigene Hausformen entwickelt. 


C. Das Bauerurecht der Oſtkoloniſation. 


Die Rechtsſtellung der Oſtlandſiedler beſtimmt ſich nach den 
Verträgen mit den einheimiſchen Landesfürſten oder den die 
Koloniſation durchführenden deutſchen Fürſten und nach dem Stam⸗ 
mesrecht der Siedler. Ferner bildet ſich im Laufe der Zeit, wie bei 
jeder Koloniſation, Gewohnheitsrecht aus. 


I. In Siebenbürgen galt für die deutſchen Bauern (Sachſen) das 

Privileg des Ungarnkönigs Andreas II. von 1224. 

1. Dieſes Privileg iſt das weitgehendſte Recht, das deutſchen 
Bauern verliehen worden iſt. Es überträgt nämlich das 
Siedlungsland dem geſamten Sachſenvolk gegen eine Ge⸗ 
ſamtabgabe. 

Es gewährleiſtet den Sachſen namentlich freie Pfarrerwahl, 
freie Wahl des Richters, ihr eigenes Gewohnheitsrecht und 
ihr eigenes Siegel. Als Gegenleiſtung ſind die Sachſen zum Kriegs⸗ 
dienſt verpflichtet. 

2. Auf Grund dieſes Privilegs ſtellen die Siedler, obwohl in 
ihrer Heimat die karolingiſche Fronhofverfaſſung ſich am 
frühſten entwickelt hatte, ſofort das altgermaniſche Landrecht 
wieder her, und zwar: 

a) Die Unveräußerlichkeit des Erbhofs, der ſpäter nur an Sieben⸗ 
bürger Sachſen vererbt werden kann. 

b) Die Dreifelderwirtſchaft mit Flurzwang. 

e) Die Dorfallmende. 

3. Die Verwaltung des Siedlungsgebietes iſt eine reine Selbſt⸗ 
verwaltung. Das Gebiet zerfällt in: 

a) Nachbarſchaften unter einem Nachbarhanne. 
b) Dörfer unter einem Grefe (Schulheiß⸗Schulze). 
o) Gaue unter einem Gaugrefe, 
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4. Alle Siebenbürger Sachſen ſind frei, auch wenn ihre Vor⸗ 
väter in der alten Heimat die Freiheit verloren hatten. 


II. In Böhmen, Meißen, Schleſien, Polen, Oſtholſtein, Mecklenburg 
und Pommern vollzieht ſich die Anſiedlung in Form des Loka⸗ 
torenvertrags: Die Siedlung wurde von dem Grundherrn 
einem locator (Unternehmer) übertragen, der die Siedler an⸗ 
warb und als Entgelt für ſeine Bemühungen den größten Hof 
im Dorf und vielfach auch das Schulzenrecht erhielt. 

1. Die Rechtsform der Anſiedlung war das Erbzinsrecht, teils 
auf Grund von Vereinbarungen, teils auf Grund einer ſich 
et Rechtsgewohnheit (vgl. Sachſenſpiegel III, 

A 79). 

Vom Erbzinsgut wird dem Grundherrn eine feſtbeſtimmte Ab⸗ 
gabe in Geld oder Naturalien gezahlt. Zu weiteren Leiſtungen 
als zur Hergabe des Bodens ift der Grundherr, zu weiteren Leiſtungen 
als zur Entrichtung des Erbzinſes iſt der Bauer nicht verpflichtet. 

2. Für die Koloniſation öſtlich der Elbe galt der Grundſatz, 
daß jedermann frei wird, der ſich öſtlich der Elbe anſiedelt. 
Gerade dieſe perſönliche Freiheit lockte immer wieder zahl⸗ 
reiche Siedler in die neuerſchloſſenen Gebiete. Unfreie Leute 
kannte das Recht der Oſtkoloniſation überhaupt nicht. 


D. Nückwirkungen der Oſtkoloniſation auf das Bauerntum 
; Altdeutſchlands. 


Die Abwanderung einer ſo großen Bauernzahl aus Altdeutſch⸗ 
land entlaſtete die dortige Bauernſchaft. Der Bauer wurde wieder 
geſucht und konnte ſeine Forderungen ſtellen; ſeine Wirtſchafts⸗ und 
Rechtslage hob ſich. 


I. Im deutſchen Dorf entwickelt ſich eine gemeindliche Selbſt⸗ 
verwaltung, die unter Wiederherſtellung alter Rechte vielfach an 
die germaniſche Dorfverfaſſung anknüpft. 

Dieſe Entwicklung vollzieht ſich in allen Dörfern, alſo nicht nur in den . 2 
reichsfreien Dörfern, die nur unter dem Reich ſtehen, und in den freien 
Dörfen, die unmittelbar unter einem Landesfürſten ſtehen und keinen Grund⸗ 
herrn haben, ſondern auch in den grundherrlichen Dörfern. 1 3 
1. Die Dorfgemeinde beſteht aus den anſäſſigen Bauern, die 

an der Flurgemeinſchaft teilhaben. Häusler ſind an ihr viel⸗ 5 

fach nicht beteiligt, ebenſowenig Söhne ohne Beſitz und 

Knechte, ſondern nur die „Altſaſſen“, die „eigen Feuer und 

Rauch“ haben (bäuerliche Hofbeſitzer). 

Die Dorfgemeinde verſammelt ſich am Thingplatz (Dorflinde, Kirche, 
Gemeindehaus, Stube) und iſt die eigentliche Quelle des Rechtes im 
Dorf. Sie hat das Recht der Selbſtbeſteuerung, das Geſetz⸗ 
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gebungsrecht in Gemeindeangelegenheiten und das Kontrollrecht 

über die Gemeindebeamten. In grundherrlichen Gemeinden wird viel- 

fach der Grundherr hinzugezogen. 

2. An der Spitze des Dorfes ſteht ein Gemeindevorſteher 
(Schulze, Bauermeiſter, Heimburger, Dorfmeiſter, Hanne). 
a) In den freien Gemeinden wird der Gemeindevorſteher von der 

Geſamtheit der anſäſſigen Bauern gewählt. Es gibt aber auch Ge- 

meinden, in denen das Amt von Hof zu Hof umgeht (ſo z. B. im Her⸗ 

zogtum Berg). 

b) Auch in den grundherrſchaftlichen Gemeinden finden ſich 
von der Gemeinde allein gewählte Vorſteher. Manchmal er- 
nennt aber die Grundherrſchaft von ſich aus einen Vorſteher, 
vor allem in Hörigendörfern (Setzſchulze). 

e) Landesherrliche Gemeinde vorſteher finden ſich urſprünglich 
überhaupt nicht. Erſt ſeit dem Erſtarken der Landesherrſchaft 
gegen Ende des 15. Jahrhunderts wird der Verſuch gemacht, auch die 
bäuerliche Selbſtverwaltung einzuſchränken. 

3. In allen Bauerngemeinden ſteht dem Gemeindevorſteher 
ein Gemeinderat (Schöffen, Mitglieder, Geſchworene, Vie⸗ 
rer, Achter, Zechpröpſte) zur Seite, ohne deſſen Wiſſen und 
Willen nichts unternommen werden darf. 

Der Gemeinderat wird entweder von den anſäſſigen Bauern ge- 
wählt oder er ergänzt ſich bei Wegfall eines Mitgliedes durch Zu- 
wahl. Erſt ſpäter verſuchen der Grundherr und vor allem der Landesherr, 
auch die Beſetzung der Gemeinderäte an ſich zu ziehen. 

4. Für beſondere Aufgaben hatte die Gemeinde Ehrenbeamte, 
z. B. Feuermeiſter, Weinſchätzer, Fleiſchſchätzer, Bachknechte, 
Feldmeſſer, Steinſetzer, Landſcheider. 

II. Zur Regelung des Verhältniſſes der Grundhörigen und der 
Grundherrſchaft untereinander entwickelten ſich die Hof- oder 
Dienſtgerichte. Im Dienſtgericht waren Hörige die Urteils- 
finder, weshalb auch die Entſcheidung vielfach zugunſten der 
Bauern ausfiel. 

Das in der Praxis der Dienſtgerichte entwickelte Gewohnheitsrecht iſt in 

„Weistümern“ niedergelegt, die häufig in eine altertümliche Form ge- 

kleidet ſind. 


III. Sonderentwicklungen deutſcher Bauernrechte. 


I. Das Bauernrecht im Deutſchordensſtaat. 


Im Gegenſatz zu allen anderen Gebieten Deutſchlands 
duldete der Deutſche Ritterorden in dem Gebiet, das er ſich in 
. Preußen erobert hatte, keine ſtändiſche Vertretung der Unter⸗ 
tanen, keine Mitwirkung der Untertanen an der Geſetzgebung 
und auch keine Selbſtverwaltung aus eigenem Recht. 


1 


Unter den Bauern im Deutſchordensland find zu unterſcheiden; 2 
x Die Dienſtmannen. Der Dienſtmann iſt vom Orden mit einem erb 


— 


dienſt verpflichtet. Die Dienſtgüter brauchen nicht in der Hand Ritter - 
bürtiger zu ſein. Sie gehören zu keinem Dorf, ſondern unterſtehen vr * 
bar dem Orden. 


und in deutſchen Dörfern 0 Bauern. 
a) Die Auſiedlung erfolgte zu „Kulmiſchen Recht“. Dieſes ie beine 


ziehen, können auch die Hufen verkaufen. a 
5) Das en iſt nicht Anerbenrecht, ſondern flandriſches * 5 2 


werden kann, und leiſtet genau es a und en 1 * 

für die Ordensdomäne. ) 

b) Die freien Banern ſind landwehrpflichtig, aber nicht zu aus- Be 
wärtigen Kriegszügen („Reifen“) verpflichtet. Gewiſſe Bauern > 
(Schulze, Müller und Krüger) waren aber auch zur Teilnahme an aus⸗ * 
wärtigen Kriegszügen verpflichtet und genoſſen dafür Abgabenfreiheit. 

o) Die Gemeindeverwaltung in den Bauerndörfern erfolgte nicht aus 


nannten, vielfach allerdings erblichen Gemeindeſchulzen. 
II. Das Recht der freien Bauernſtaaten an der Nordſee. 


1. In den frieſiſchen Seelanden, in Nordfriesland und im 0 
niederſächſiſchen Dithmarſchen bildeten ſich mit dem Ver⸗ 
ſchwinden der karolingiſchen Grafengewalt bäuerliche Frei⸗ 
ſtaaten, die unmittelbar unter dem Reiche ſtanden und nur 
eine Scheinoberherrlichkeit eines Fürſten (ſo Dithmarſchen 1 
des Erzbiſchofs von Bremen) anerkannten. 1 

In den genannten Gebieten entſtehen früh Aufzeichnungen des 
geltenden Rechts, ſo die 17 Küren und 24 Landrechte der Oſtfrieſen, 1 
deren Abfaſſung zuſammenhängt mit der Gründung des oſtfrieſiſchen 
Bundes am Upſtalbom zu Aurich (1332, „Wenn irgendein geiſtlicher oder 
weltlicher Fürſt uns Frieſen angreift und dem Joch der Knechtſchaft unter⸗ 
werfen will, ſo wollen wir unſere Freiheit gemeinſam und gegenſeitig 
mit bewaffneter Hand verteidigen“). 

2. Die Verfaſſung der Bauernſtaaten beruhte auf der Volles 
gemeinde, als deren Grundlage ſich noch die ger maniſ chen 
Sippen (Schlachten, Kluften) erhielten. 8 
a) Die Volksverſammlung der Freien iſt der eigentliche Träger der 

Souveränität. Später entwickelt ſich ein Landesvorſtand, fo z. B. in 

Dithmarſchen die ſog. 48 Regimentaherren (1447). 4 


veräußerlichkeit des Bauernhofes wie die Seibel 7 
N 


durch die Geſchlechter. Drei Geſchlechter bildeten eine Hundert⸗ 
ſchaft (Harde), vier Hundertſchaften einen Go. Die Hundertſchaft warn 
auch Heereseinheit. ’ 


3. 


a 


Die Bauern der frieſiſchen Seelande waren perſönlich frei; 
es gab weder Adel noch Leibeigene. 

In Oſtfriesland wurde 1430 ausdrücklich von den Volksgemeinden be⸗ 
ſchloſſen, „ .. daß wir treu, frieſiſch und einander beſtändig ſeien und 
unſerer Voreltern Recht ſchirmen und nun länger gar keine Leibeigen⸗ 
ſchaft, d. i. Eigendome haben wollen.“ 


Erſt ſpät werden die freien Bauernſtaaten der fürſtlichen 


Gewalt unterworfen. 


Ein Teil der Länder erliegt gegen Ende des 15. Jahrhunderts 
dem Grafen von Oldenburg. Die Bauern werden dann zum Teil per⸗ 
ſönlich unfrei, jedenfalls zu Frondienſten und Scharwerken gezwungen. 
Dithmarſchen unterliegt, nachdem es mehrfache Angriffe abgewehrt hat 
(1500 Siegesſchlacht bei Hemmingſtedt) erſt 1559 den holſteinſchen Her- 
zögen. Hier bleiben die Bauern perſönlich frei, es entſteht auch kein fürſt⸗ 
licher Großgrundbeſitz und deshalb auch keine Verpflichtung zu Hand- 
und Spanndienſten. Das bäuerliche Erbrecht bleibt hier als „Erbhofrecht“, 
kraft deſſen der Bauernhof (Erbhof) ungeteilt auf „einen“ Sohn (den 
Anerben) übergeht, unverändert beſtehen. 


III. Das Meierrecht in Nordweſtdeutſchland. 
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Das Meierrecht hat ſich in Weſtfalen und am Niederrhein 

aus der Grundherrſchaft entwickelt. 

a) Nach Auflöſung der Fronverfaſſung bildeten die Grundherren 
aus den mit unfreien Bauern beſetzten Ländereien größere Wirt- 
ſchaftsbezirke, die ſie zur Verwaltung (Einziehung der Abgaben 
uſw.) in Zeitpacht vergaben (Vermeierung). 

b) Mit dem Aufkommen der Geldwirtſchaft löſten die Grund- 
herren, um durch Neuvergebung des Landes größere Erträgniſſe 
erzielen zu können, die Wirtſchaftsbezirke wieder auf und 
gaben den Bauern die perſönliche Freiheit. Dadurch ſchieden 
die Bauern aus dem Höferecht aus und verloren auf dieſe Weiſe 
ihr erbliches Recht auf den Hof. Die Bauern wurden dann ihrer 
Höfe entſetzt und wanderten zum großen Teil nach dem Oſtland 
aus. Die freigewordenen Höfe wurden von den Grundherren zu 
größeren Höfen zuſammengelegt und dieſe als Pachtland an 
„Meier“ vergeben. 

Die Meier, denen die neugebildeten Höfe vergeben wurden, 
waren urſprünglich nur Pächter auf Zeit („To beſcheidenen 
jaren“ nach dem Sachſenſpiegel). In den ſpäteren Jahr⸗ 
hunderten erreichten auch fie, zuletzt vielfach mit Hilfe der 
ſtaatlichen Geſetzgebung, die Erblichkeit. Der Grundherr 
wurde zum reinen Rentenempfänger. Aus dieſem Meiertum 
erwuchs neben den Reſten der alten freien Bauernſchaft der 
kräftige Bauernſtand Hannovers und Weſtfalens. Bei ihm 
ſetzte ſich die Unteilbarkeit des bäuerlichen Beſitzes und 
ſeine Vererbung auf „einen“ Sohn in Geſtalt des „Anerben⸗ 
rechts“ wieder durch. 


Fünfter Abſchnitt. 


Die Zeit nach Aufnahme des 


römiſchen Rechts. 


I. Der große Bauernkrieg und ſeine Einwirkung 


auf das Bauernrecht. 
A. Gründe des Bauernkriegs. 


I. Die allgemeine Lage gegen Ende des Mittelalters wird durch 
folgende Umſtände gekennzeichnet: 


1; 


2. 


” 


Die Macht des Reichs ſinkt weiter. 

a) Von außen her wird das Deutſchtum überall zurückgedrängt. 

Im Südoſten drängen die Türken; im Oſten ſteigen Polen und 
Litauen auf (1410 Niederlage des deutſchen Ordens bei Tannenberg). 
Die Oſtlandkoloniſation iſt beendet. Infolgedeſſen tritt wieder eine 
relative Übervölkerung, vor allem im altdeutſchen Raum ein. 

b) Im Innern verſuchen die Landesfürſten die Fülle von Hoheitsrechten, 
die ihnen im Mittelalter zugefallen waren, in eine einheitliche Landes⸗ 
hoheit zu verwandeln. Sie werden im Laufe der Zeit zu ſouveränen 
Landesherren. 

In ihrem Lande machen ſich die Landesfürſten von den Land- 
ſtänden (Städte, Ritterſchaft), die im Mittelalter das Mitbeſtimmungs⸗ 
recht in allen Landesangelegenheiten hatten, immer mehr frei. 
Im Endergebnis führt dieſe Entwicklung zum landesherrlichen Ab⸗ 
ſolutismus. 


Das römiſche Recht dringt in Deutſchland ein (Rezeption 
des römiſchen Rechts, vgl. näheres Grundriß Bd. 221 S. 107). 
Gefördert wurde dieſe Entwicklung namentlich von den Landes⸗ 
fürſten, die aus dem römiſchen Recht das unbeſchränkte Geſetzgebungs⸗ 
und Beſteuerungsrecht herleiteten. 
Reformatoriſche Beſtrebungen beginnen ſich in den Volle» 
maſſen zu regen. Zahlreiche Schriften predigen ſchon vor dem 
Beginn der eigentlichen Reformation den Kampf gegen 
Kirche und Landesfürſtentum. 

So verlangt Friedrich Raiſer in ſeiner „Reformation Kaiſer Sigismunds 
(1476) die Wiederherſtellung der alten Allmenden, die Be⸗ 
ſeitigung von Abhängigkeit und Hörigkeit, von Fürkauf, 
Wucher, Beſthaupt und Zehnt („Der Pfaffen und der Juden Gut, 
das macht uns all ein frohen Mut“). 


EEE EN 


4. Die Geldwirtſchaft jest ſich völlig durch. 

a) Die aus der Neuen Welt hineinſtrömenden Gold- und Silber- 
maſſen führen zu einer Entwertung des einheimiſchen 
Geldes. Damit werden zahlreiche Rentenbezüge und Grundzinſe 
wertlos. Die Leidtragenden ſind namentlich die kleinen Grundherren, 
die den Einkommensausfall durch Steigerung der Grundrenten und 
Pachtzinſen auszugleichen ſuchen. 

Der Geldbedarf der Fürſten ſteigt außerordentlich, weil die 

Ritterheere ganz durch die gegen Sold kämpfenden Landsknechtheere 

erſetzt werden. Viele Fürſten werden von ihren Hofjuden völlig ab⸗ 

hängig. 

II. Die Veränderung der allgemeinen Lage führt bei den Bauern 
zur revolutionären Erhebung (großer Bauernkrieg). Dabei 
wirkten außer der religiöſen und politiſchen Erregung und der 
einſetzenden Übervölkerung namentlich folgende Umſtände mit: 


1. Das „Chaos der bäuerlichen Laſten“, das aus der Fülle der 
Gewaltverhältniſſe erwuchs. Der Bauer wurde in Anſpruch 
genommen: 

a) Von den Landesherrn mit Steuern. Gerade die neu gejchaffenen 
landesherrlichen Laſten („Neuerungen“) wurden oft zum Anlaß von 
Bauernerhebungen. 

b) Von dem Grundherrn mit Hand⸗ und Spanndienſten, Grundzinſen 
uſw. 

e) Von den Gerichtsherrn (der häufig nicht mit dem Grund- oder Landes- 
herrn identiſch war) mit Sporteln. 

d) Von der Kirche mit Zehnten. 

e) Von dem Leibherrn, der bei den hörigen Bauern manchmal mit dem 
Grundherrn nicht identiſch war, mit Abgaben. 

Es war z. B. möglich, daß ein Bauer dem Ritter A leibeigen, dem 
Kloſter B grundpflichtig, dem Grafen C gerichtspflichtig, dem Herzog 
von Württemberg untertan und dem Pfarrer zu D zehntpflichtig war. 
Alle dieſe Gläubiger, deren Forderungen ſich zudem überſchnitten, 

drängten wegen der Geldentwertung auf Erhöhung ihrer Bezüge. 

2. Die Verſchlechterung des bäuerlichen Rechts durch das Ein- 

dringen des römiſchen Rechts. 


a) Die Grundherren beſtritten vielfach auf Grund des 
römiſchen Rechts die Vererblichkeit der Bauernhöfe, weil 
dieſe nach alten Urkunden als precarium (= Bittbeſitz) 
gegeben ſeien und deshalb von dem Grundherrn jederzeit 
eingezogen werden könnten. 

Ferner ermöglichte das römiſche Recht, weil es den Landesherren 
ein unbeſchränktes Beſteuerungsrecht zubilligte, die willkürliche Ex⸗ 
höhung der bäuerlichen Laſten. 

b) Die infolge des römiſchen Rechts eintretende Rechts⸗ 
unſicherheit war der Hauptgrund für den großen 
Bauernkrieg. Das Volk ſah in dem römiſchen Recht 


b 
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„die abſcheuliche Lehre der neuen Rechtsgelehrten, daß 
der Fürſt dem Land alles ſein ſolle, das Volk aber nichts, 
daß die Fürſten das Volk ausſaugen und für alles Unrecht 
einen Deckmantel finden“ (Chroniſt Wimpheling). 


3. Der wiedererwachte Wehrwille der Bauern. 

Durch das Landsknechttum ſteigt der Wehrwille, das Selbſtbewußt⸗ 
ſein und die Wehrhaftigkeit der bäuerlichen Bevölkerung. Die Nieder⸗ 
lagen der Ritterheere gegen die Huſſiten und des däniſchen Ritter⸗ 
und Landsknechtheeres bei Hemmingſtedt (1500, vgl. oben S. 43) ſteigern 
die Überzeugung der Bauern von ihrer kriegeriſchen Kraft. 


B. Verlauf und Ziele des großen Bauernkriegs. 


Der große Bauernkrieg begann 1524 im Bodenſeegebiet 


und verbreitete ſich dann über Schwaben und Franken, 
Württemberg und das Elſaß, Lothringen, die Ober⸗ 
pfalz und die Rheinpfalz. 

Ihm waren voraufgegangen zahlreiche kleinere Unruhen, die 
ſchon im 15. Jahrhundert einſetzten, z. B. die Bundſchuherhebungen im 
Elſaß (1463 und 1493), die ſich gegen die Juden, die geiſtliche Gerichtsbarkeit 
und die hohen Zinſen richteten, und die Erhebung des „Armen Konrad“ in 
Württemberg (1524). 


Die Ziele des großen Bauernkriegs ſind in mehreren Reform ⸗ 
plänen niedergelegt. Unter dieſen ſind bedeutſam: 


1. Die „Zwölf Artikel“, abgefaßt im April 1525 von Führern 


des Bauernkriegs. Sie ſtellen außerordentlich gemäßigte 


und bibliſch begründete Forderungen, und zwar unter dem 

ausdrücklichen Vorbehalt, daß nur ſolche Forderungen erhoben 

werden ſollen, die aus dem Evangelium zu rechtfertigen ſind. 
Im einzelnen fordern die „Zwölf Artikel“: 

a) Abſchaffung der Leibeigenſchaft und Herabſetzung der Dienſte 
und Abgaben. 

Die Fronen ſollen nicht abgeſchafft, ſondern nur auf ein erträgliches 
Maß beſchränkt werden. Der Zehnt ſoll auf den Kornzehnt beſchränkt 
und nur zum Unterhalt des Pfarrers und zur Armenpflege verwendet 
werden. 

b) Wiederherſtellung der bäuerlichen Nutzungsrechte. 

Die Allmenden ſollen, ſoweit ſie widerrechtlich entzogen ſind 
und aus Wieſen oder Ackern beſtehen, den Gemeinden zurück⸗ 
gegeben werden. Die Gemeinden ſollen wieder das Jagdrecht, 
den freien Fiſchfang und die Holznutzung der von den Grund⸗ 
herren eingezogenen Gemeindewaldungen erhalten. 

o) Wiederherſtellung einer unparteiiſchen Rechtspflege. 

Die Höhe der Strafen ſoll feſtgeſetzt werden. Die Rechts⸗ 

pflege ſoll nicht zu einer Bereicherung des Gerichtsherrn führen. 


ar 


2. Die Landordnung für Tirol von Michael Gaismayr (1. I. 
1526). Sie enthält im Gegenſatz zu den zwölf Artikeln ein 
großes revolutionäres Staatsprogramm, in das die Reform 
des Bauernrechts eingeſchloſſen iſt. 

Im einzelnen wird namentlich gefordert: 

a) Die „Abſchaffung aller Freiheiten, wenn ſie wider das Wort Gottes 
find und das Recht fälſchen, darin niemand vor dem anderen gevor⸗ 
teilt werden ſoll“, d. h. Abſchaffung aller Feudalprivilegien 
des Adels und der Geiſtlichkeit. 

b) Die „Ausrottung aller Sophiſterei und Juriſterei und dieſelben 
Richter verbrennen“ (gegen das römiſche Recht gerichtet). e 

o) Die Veſchränkung der Pfarren und Gerichte „alſo daß man dieſelben 
mit den wenigſten Koſten verſehen kann“ und die Umwandlung der 
Klöſter in Spitäler. 

d) Die Rückgabe der Allmenden und gemeinſame Landesarbeit 
zur Bodenkultur, insbeſondere Urbarmachung der Moore. 


III. Der Bauernkrieg, in dem Luther für die Fürſten Stellung nahm, 
endete mit einer völligen Niederlage der Bauern. 

Der Weinsberger Vertrag ſetzte das ſtärkſte Bauernheer außer Ge 
fecht. Ihm folgte die Niederlage bei Böblingen, die Vernichtung des 
fränkiſchen Bauernheeres bei Königshofen a. d. Tauber und die Ver- 
nichtung des elſäſſiſchen Bauernheeres in den Schlachten von Zabern 
und Scherweiler. Die Erhebung der Bergleute und Bauern in Thüringen 
unter dem radikalen Magiſter Thomas Münzer erlag bei Frankenhauſen. 
Die große Erhebung der Bauernſchaften von Salzburg, Steiermark und Tirol 
unter Michael Gaismayr wurde erſt im Jahre 1526 unterdrückt. 


IV. Der eigentliche Sieger im Bauernkrieg iſt das Landesfürſten⸗ 
tum, nur in geringerem Maße Geiſtlichkeit und Adel. 

1. Die Landesfürſten ſetzen das unbeſchränkte Beſteuerungs⸗ 
recht überall durch und erweitern das Gebiet der Recht- 
ſprechung. 

2. Die dörfliche Selbſtverwaltung wird überall durch die 
n Beamten erſetzt oder doch von ihnen völlig ab⸗ 

ängig. 

3. Die Bauernſchaften der aufſtändig geweſenen Landſchaften 
werden weitgehend in „des Herrn Gnade und Ungnade“ 
verurteilt, d. h. ihnen werden ihre Höfe abgeſprochen, die 
ſie nur gegen erhöhte Leiſtungen zurückbekommen. 


C. Das Bauernrecht nach dem großen Bauernkrieg. 


1. Das Bauernrecht in Süddeutſchland. 


„Die Zahl der freien Bauern, die ihr eigenes, keinem abgabe- 
pflichtiges Land bewirtſchaften, war ſchon im Mittelalter — von 
einigen Gegenden abgeſehen — ſehr gering (vgl. oben S. 32). 


Sie ve 


1 
rmindert ſich namentlich in Süddeutſchland nach dem Bauern⸗ 


krieg noch mehr. Durchweg gehört alles Land, auch wenn die Bauern 
perſönlich frei ſind, nicht den Bauern, ſondern einem Grundherrn. 


Entſpr 


echend den römiſchrechtlichen Anſchauungen wird der 


Grund herr vielfach als Volleigentümer angejehen und dem Bauern 
nur ein beſchränktes dingliches Recht oder nur ein ſchuldrechtlicher 
Anſpruch gegen den Grundherrn zugebilligt. Dadurch verſchlechtert 


ſich ge 


genüber der deutſchrechtlichen Anſchauung, die das Grund⸗ 


eigentum zwiſchen Grundherrn und Bauern teilte (vgl. oben S. 32), 


die Re 


chtsſtellung des Bauern. 


I. Die bäuerlichen Beſitzverhältniſſe. 


1. 
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Das völlig freie bäuerliche Eigentum (Sonnenlehn) iſt ſehr jelten, Die 
Sonnenlehen ſind unteilbar und vererben ſich auf „einen“ Sohn. (Letzter 
Reſt des Odalsrechts.) 


.Das Erblehn findet ſich in Alt⸗Württemberg, Oberbayern, Oberheſſen 


und im Schwarzwald häufig. Es begründet ein erbliches und unentzieh⸗ 
bares Recht und gewährt die unbeſchränkte Nutznießung. Es kann nur mit 
Genehmigung des Grundherrn veräußert oder geteilt werden. Der Erb⸗ 
lehnsbauer hat dem Grundherrn lediglich einen feſtbeſtimmten Zins 
(Kanon) und im Veräußerungsfall eine Gebühr zu entrichten. 


Das Fallehen (Gnadengut, Gnadenlehen, leibfälliges Gut, Schupflehen) 


fällt beim Tod des Inhabers an den Grundherrn. Die Erben 
müſſen aufs neue um die Belehnung einkommen, da das Rechtsverhältnis 
nur auf Lebenszeit begründet iſt. Bei jeder Neuübertragung kann der 
Grundherr die Abgaben beliebig erhöhen. Nach dem großen Bauernkrieg 
werden viele Erblehen in Fallehen umgewandelt. 


Die Herrengunſt (Freiſtift, Kellerlehn) iſt die ungünſtigſte Beſitzform. 


Es kann jederzeit entzogen werden. Die Abgaben des Bauern beſtehen 
vielfach in einem feſten Teil des Bruttoertrages (Teilpacht). Daneben 
iſt der Bauer zu weitgehenden Frondienſten verpflichtet. In vielen Ge⸗ 
genden wird nach dem Bauernkrieg der Bauer in dieſe ungünſtigſte Beſitz⸗ 
form herabgedrückt. 


. Die freie Zeitpacht findet ſich in ſteigendem Maße. Der Geldbedarf 


veranlaßt die Grundherren, nach dem großen Bauernkriege kleine und 
kleinſte Parzellen an ſelbſtändige Leute (Kobler, Söldner) zu verpachten. 


ie bäuerlichen Abgaben. 


. Ein jährlicher feſter Grundzins iſt bei allen Beſitzformen (mit Ausnahme 


des Sonnenlehns) zu entrichten. 
Gülten (Reallaſten) ſind vielfach neben dem Grundzins zu entrichten. 
Zum Teil handelt es ſich bei ihnen um die nach dem Bauernkrieg den 
Bauern auferlegten Strafgelder. 


. Eine Beſitzwechſelabgabe (laudemium, Abfahrtsgeld, Weglöſe) muß ge⸗ 


zahlt werden, wenn der abgabepflichtige Bauer den Hof verläßt. 


Die Erbabgabe (Todfall, Beſthaupt) muß beim Tode eines abgabepflich⸗ 


tigen Bauern entrichtet werden. 


. Frondienſte und Scharwerke treten in Süddeutſchland ſtark zurück. 


Ihnen ſtehen, wo ſie vorkommen, vielfach Lieferungen der Grundherr⸗ 
ſchaft (3. B. Bauholz für Neubauten) gegenüber. 


— 
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2. Das Bauerurecht in Nordweſtdeutſchland. 


In Nordweſtdeutſchland veränderte der Ausgang des Bauern⸗ 
krieges die Rechtslage der Bauern nur wenig. Auch das römiſche 
Recht, deſſen Eindringen die Fortgeltung des Sachſenſpiegels ent⸗ 
gegen ſtand, hatte wenig Einfluß. 


I. Das bäuerliche Beſitzrecht. 


Die Grundherrſchaft wird zu einer reinen Herrſchaft über 


Land, nicht mehr über Leute. Der Bauer iſt perſönlich frei, 
aber in der Verfügung über den Hof beſchränkt. 


1. 


Die typiſche Form des bäuerlichen Beſitzes iſt das vererbliche 
Meiergut. Der Meier hat ein erbliches dingliches Recht an 
dem Land, muß dieſes in bäuerlicher Weiſe bewirtſchaften, 
beſtimmte jährliche Abgaben zahlen und vielfach nach Ab⸗ 
lauf beſtimmter Perioden gegen eine — meiſt geringe — 
Anerkennungsgebühr einen neuen Meierbrief erwerben. 

Ohne grund herrliche Erlaubnis darf der Meier den Hof weder ver⸗ 
pachten noch veräußern oder verpfänden. Bei ſchlechter Wirtſchafts⸗ 
führung und mehrjährigem Zinsrückſtand kann er „abgemeiert“ werden. 


„Neben dem Meiergnut findet ſich noch: 


a) Das Vauernlehn (Erblehn, das im weſentlichen der ſüddeutſchen 
Form entſpricht). 

b) Die ſog. Eigenhörigteit oder Halseigenſchaft in Teilen von 
Weſtfalen. Der eigenhörige Bauer war perſönlich frei, aber an die 
Scholle gebunden. Er konnte den Hof nicht ohne grundherrliche Ge⸗ 
nehmigung verpachten oder verkleinern, hatte dafür aber auch die 
volle Erblichkeit. Seine Abgaben unterjchieden fi nicht weſentlich 
von denen der Meier. 


Die bäuerlichen Abgaben. 


Der Grundherr wird zum reinen Rentenempfänger. Fronen und Schar⸗ 


werke kommen (mit Ausnahme einiger Gegenden) nicht mehr vor. Die Eigen- 
wirtſchaft des Grundherrn iſt von dem bäuerlichen Beſitz völlig getrennt. 


Das bäuerliche Erbrecht. 


Aller Beſitz iſt vererblich. Das bäuerliche Erbrecht iſt in ganz Weſtdeutſch⸗ 


land das Anerbenrecht: Das Bauerngut geht ungeteilt an „einen“ Sohn 
über, die anderen Kinder werden abgefunden. Die Abfindungen find 
meiſtens recht gering. 


3. Das Bauernrecht in Mitteldeutſchland. 


1 Auch in Mitteldeutſchland (Thüringen, Sachſen) veränderte 
ſich die Rechtslage der Bauern nur wenig. Bauernbeſitz und 
Rittergutsbeſitz lagen gemiſcht. 

I. Die bäuerlichen Beſitzverhältniſſe. 
1. Die Bauernlehen (Mannlehen) waren Bauernſtellen, die zu Lehnsrecht 


entweder von der fürſtlichen Lehnskurie (ſchriftſäſſige Lehen) oder von 


Schaeffer, Neugeſtaltung. Heft 821. 4 
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den fürſtlichen Amtern ausgegeben waren. Nur Perſonen bäuerlichen 

Standes konnten ein Bauernlehn beſitzen. 

2. Die ſchlichten Zinsgüter gewährten dem Bauern ein volles und unent⸗ 
ziehbares, aber abgabepflichtiges Eigentum. Der Bauer hatte an den 
Grundherrn einen feſten Zins und bei Beſitzwechſel ein Laudemium zu 
zahlen. 

3. Die Erbzinsgüter ſtanden im Obereigentum des Erbzinsherrn, das ſich 
in Zinsverpflichtungen und Fronlaſten äußerte. Bei Vernachläſſigung 
des Gutes oder Nichtleiſtung der Abgaben konnte der Erbzinsherr auf 
Rückgabe des Gutes klagen. 

4. Erbpacht⸗ und Meiergüter im nordweſtdeutſchen Sinne waren im 
nördlichen Thüringen häufiger. 


Das bäuerliche Erbrecht. 


Faſt aller bäuerliche Beſitz war vererblich. Laßgüter, die dem Bauern 
fein dingliches Recht gaben, fanden ſich nur wenig. 


4. Das Bauernrecht in Oſtdeutſchland (jenſeits der Elbe). 
In Oſtdeutſchland hört, weil alles ſiedlungsfähige Land ver- 


geben iſt, die deutſche Siedlung auf. 
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. 


Die Abhängigkeitsverhältniſſe. 


Bei der urſprünglich ſlawiſchen Bevölkerung hatten ſich die 
alten Abhängigkeitsverhältniſſe der wendiſchen unfreien Bauern- 
ſchaft zu dem Kriegsadel erhalten, auch wo dieſer langſam in das 
Deutſchtum hineingewachſen war oder Deutſche an ſeine Stelle 
getreten waren. Daher findet man in Oſtdeutſchland ſchon vor 
dem Dreißigjährigen Krieg zwei Typen von Bauern: 


1. Den perſönlich freien, lediglich zu erblichen Zinſen ver⸗ 
pflichteten deutſchen Koloniſationsbauern. 


2. Den mehr oder minder unfreien, jedenfalls an die Scholle 
gebundenen und für den Grundherrn außer zu Zinſen auch 
zu Dienſtleiſtungen verpflichteten wendiſchen Bauern (laſ⸗ 
ſitiſcher Beſitz). 


Die Vergrößerung des ritterlichen Beſitzes. 

Der oſtdeutſche Ritter wird mit dem Aufkommen der Geld⸗ 
wirtſchaft nicht zum Rentenempfänger. Er beginnt vielfach, 
ſelbſt die Landwirtſchaft zu betreiben, und iſt auf Vergrößerung 
ſeiner Eigenwirtſchaft bedacht. Dazu benötigt er mehr 
Land und mehr Leute. 


1. Mehr Land verſchafft er ſich durch Ausübung des ſich jetzt entwickelnden 
Heimfallrechts, nach welchem die Erbzinshöfe an den Grundherrn zu⸗ 
rückfallen, wenn das Bauerngeſchlecht im Mannesſtamm ausſtirbt. Später 
wird dem Grundherrn auch das Recht zugebilligt, Bauernhöfe, die er in 
Eigenwirtſchaft nehmen will, anzukaufen (Auskaufsrecht). 


Ir 
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2. Leute verſchafſt er ſich durch Umwandlung der Erbzinſen in bemeſſene 
Frondienſte. Vielfach gehen die Bauern hierauf ohne weiteres ein, da ſie 
ſich wirtſchaftliche Vorteile verſprechen. Die Folge der Umwandlung iſt: 
a) Der Grundherr verlangt, wenn der Bauer abziehen will, die 

Stellung eines geeigneten Erſatzmannes, damit die Fronen 
weiter geleiſtet werden können. 

b) Die Veräußerung des Bauernhofes wird ſpäter überhaupt 
an die Genehmigung des Grundherrn gebunden. Damit 
hat der urſprüngliche freie Erbzinsbauer die Verfügung über den Hof 
bereits weitgehend verloren. 


II. Das Bauernrecht nach dem Dreißigjährigen Krieg. 


Während der dreißigjährigen Verwüſtung des deutſchen Landes waren 
ganze Gegenden ausgemordet, die Dörfer vernichtet und die Ackerflächen in Od⸗ 
land verwandelt worden, ſo daß die früheren Rechtsverhältniſſe überhaupt nicht 
mehr feſtſtellbar waren. Nach Beendigung des Krieges nahmen die jetzt zu wirk⸗ 
lichen Souveränen gewordenen Landesfürſten den Wiederaufbau in die Hand und 
ſchufen dabei ein neues Bauernrecht. Nur in einzelnen Gebieten, die von der all» 
gemeinen Verwüſtung verſchont geblieben waren (z. B. Niederrhein, Oſtfriesland) 
erhielt ſich das alte Recht. Im übrigen entwickelten ſich vier große Gebiete des 
bäuerlichen Rechts: 

I. Südweſtdeutſchland, das Gebiet der „verſteinerten Grundherrſchaft“. 
II. Nordweſtdeutſchland, das Gebiet des ſtaatlich geſchützten Meier- und An- 
erbenrechts. 
III. Die ſächſichen Lande, das Gebiet der Erbgerichtsherrſchaft. 
IV. Oſtdeutſchland, das Gebiet der neuen Leibeigenſchaft. 


A. Das Bauernrecht in Südweſtdeutſchland. 


I. In verſchiedenen bayriſchen Gebietsteilen entwickelt ſich 
ein fürſtlicher und klöſterlicher Großgrundbeſitz, der von leib⸗ 
a Bauern bewirtſchaftet wird (Süddeutſche Leibeigen⸗ 
chaft). 

1. Die Leibeigenſchaft entſteht durch Geburt von einem leib⸗ 
eigenen Vater oder durch freiwillige Ergebung. Leibeigen 
ſind nicht nur Bauern, ſondern auch viele Perſonen, die 
keine Landwirtſchaft betreiben. 

In einzelnen Gegenden entſteht die Leibeigenſchaft auch durch 
Erwerb eines Bauernhofes, auf dem die Leibeigenſchaft als Real⸗ 
laſt liegt (Realleibeigenſchaft). 

2. Ihrem Weſen nach iſt die ſüddeutſche Leibeigenſchaft keine 
Sklaverei und auch keine Grundhörigkeit, ſondern ein 
perſonenrechtliches Unterwerfungsverhältnis. 

a) In erſter Linie iſt der Leibeigene zu perſönlichen Dienſtleiſtungen 
verpflichtet. Daneben treten Geldzahlungen und die Entrichtung des 
Todfalles beim Ableben des Leibeigenen. 
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An Grund und Boden iſt der ſüddeutſche Leibeigene (anders als 
der oſtdeutſche Leibeigene, vgl. unten S. 53) nicht gebunden. Er 
kann alſo von ſeinem Herrn verſchickt werden. 

b) Der Leibherr iſt zum Unterhalt des Leibeigenen und zur wirtſchaft⸗ 
lichen Hilfe in Notfällen verpflichtet. 
3. Die Leibeigenſchaft endet durch ausdrückliche Freilaſſung, 
meiſtens in der Form des Loskaufes. 

Ferner endet fie durch vom Leibherrn bewilligte Heirat eines Leib⸗ 
eigenen mit einer Freien, durch Erlangung des prieſterlichen 
oder adeligen Standes, bei grobem Mißbrauch der leibherr⸗ 
lichen Gewalt (3. B. Grauſamkeiten, Verſtoßung eines hilfloſen Leib⸗ 
eigenen). 

II. Neben der Leibeigenſchaft beſtehen die früheren Leiheverhält⸗ 
niſſe (Erblehn, Fallehn uſw.) fort. 
Vielfach tritt allerdings eine verſtärkte Abhängigkeit der Bauern 
durch Verſchuldung bei Staat, Klöſtern oder Grundherren ein. 


B. Das Bauernrecht in Nordweſtdeutſchland. 


Das frühere Bauernrecht bleibt, weil Nordweſtdeutſchland 
verhältnismäßig wenig vom Krieg betroffen worden iſt, im weſent⸗ 
lichen beſtehen. 

I. Der Grund herr iſt bloßer Rentenempfänger. 


1. Die Bauern ſind perſönlich frei. Die Leiſtungen, die früher auf Grund 
von Unfreiheit geſchuldet wurden, haben ſich in Reallaſten verwandelt. 


2. Das Meierrecht wird durch Landesgeſetze überall vererblich. Die Bauern⸗ 
höfe vererben ſich nach Anerbenrecht. 
II. Der Staat nimmt eine gewiſſe Vormundſchaft über die Bauern 
in Anſpruch. 
1. Er läßt durch den Amtmann jede Belaſtung der Höfe, jeden Verkauf und 
die Auswahl des Anerben überwachen (Landesväterliche Fürſorge). 


2. Er beſchränkt die Berufswahl der bäuerlichen Jugend, um die Land- 
flucht zu verhindern. 


C. Das Bauernrecht im ſüchſiſchen Land. 


In Mitteldeutſchland werden die Grundherren, die mit ſtaat⸗ 
licher Hilfe den Wiederaufbau der zerſtörten Gebiete in die Hand 
nehmen, zu Erbgerichtsherren. 

I. Der Erbgerichtsherr hat folgende Aufgaben und Rechte: 

1. Er übt die niedere Gerichtsbarkeit aus. 


2. Er hat die Teilungen, Verpfändungen und Beräußerungen von Bauern- 
gütern zu beaufſichtigen und zu genehmigen. 
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3. Er bezieht von den Bauern fefte Leiſtungen (die alten Grundzinſe). Auf 
ſeinem Gut treibt er eine gewiſſe Eigenwirtſchaft, die er durch Rodung 
von Unland und durch gelegentliche Einziehung von Bauernſtellen 
(Bauernlegen) erweitert. Das Bauernlegen wird aber von der Re⸗ 
gierung nur in beſchränktem Maße erlaubt. Die Eigenwirtſchaft der Erb⸗ 
gerichtsherren iſt deshalb erheblich kleiner geblieben, als die der oſtdeutſchen 
Rittergutsbeſitzer. 


II. Die Erbgerichtsbarkeit läßt die perſönliche Freiheit grund⸗ 
ſätzlich unberührt. Leibeigenſchaft kommt weder im ſüddeutſchen 
noch im oſtdeutſchen Sinne vor. 

Für die dörfliche Jugend gilt Zwangsgeſindedienſt, d. h. ſie muß einige 
Jahre auf dem Gut des Gerichtsherrn arbeiten. Dieſe Pflicht iſt kein Aus⸗ 
druck perſönlicher Unfreiheit, ſondern ſoll die Landflucht verhindern und 
die vielfach verwilderte Bevölkerung an geordnete Arbeit gewöhnen. Der 
Geſindezwang wird aber, wenn er auch ſtaatlich ſtark eingeſchränkt und über⸗ 
wacht wird, auf die Dauer zu einer ſchweren Laſt. 


III. Das bäuerliche Beſitzrecht iſt meiſtens das ſchlichte Zinsgut mit 
vollem, wenn auch abgabepflichtigem Eigentum (Erbzinsgut 
der oſtdeutſchen Koloniſation) und das Erbzinsgut ſächſiſchen 
Rechts, auf dem Erbzins⸗Lehngelder und gelegentlich auch Fron— 
verpflichtungen liegen. 


D. Das Bauernrecht in Oſtdeutſchland. 


In Oſtdeutſchland, das im Dreißigjährigen Krieg beſonders ſtark 
gelitten hatte („Pommerland iſt abgebrannt“), wird der Wiederaufbau 
von den Grundherren durchgeführt. Dabei entwickelt ſich die Wirt⸗ 
ſchaftsform des Rittergutes, die eine grundlegende Ver— 
ſchlechterung der Rechtslage der Bauern bedeutet. Der 
Landbeſitz wird teils an zinspflichtige und erbuntertänige Bauern 
vergeben, teils mit Hilfe dieſer Bauern von dem Ritterguts⸗ 
beſitzer ſelbſt bewirtſchaftet. 


1. Die Rechtsſtellung der Bauern. 


I. Das bäuerliche Beſitzrecht verſchlechtert ſich: Die Erbzinsgüter 
der Koloniſationszeit verſchwinden. Die einſtigen Erbzins⸗ 
bauern werden, wie es die Nachkommen der halbfreien wen⸗ 
diſchen Bauernſchaften ſchon waren, zu Laſſiten. 

J. Man unterſcheidet: 

a) Erbliche Laſſiten, d. h. Bauern, die ihren Hof vererben können. Der 
Hof fällt nur dann an den Grundherrn, wenn kein direkter Erbe vor- 
handen iſt. 

b) Unerbliche Laſſiten, deren Hof der Grundherr mindeſtens beim Tode 


des Bauern einziehen kann. Vielfach wird allerdings die Erbfolge der 
Kinder geduldet. 


— ei: 


2. Die laſſitiſchen Bauern haben als Entgelt für den Beſitz 
des Hofes Frondienſte zu leiſten, die zeitlich gemeſſen oder 
zeitlich ungemeſſen ſind. s 

Jede Belaſtung, Teilung oder Veränderung des Hofes bedarf den 
Genehmigung des Rittergutsbeſitzers. Be 


IT. Das bäuerliche Perſonenrecht verſchlechtert ſich: Die bisher 
ertänig. } 


freien Bauern werden erbunte 
1. Die Erbuntertänigkeit (oſtdeutſche Leibeigenſchaft) bedeutet: 
a) Schollenpflichtigkeit. Der Bauer iſt an den Hof ge 
bunden, darf ihn nicht verlaſſen und geht mit dem 


Verkauf des Rittergutes auf den Käufer über. EN 
Der Bauer darf aber nicht etwa losgelöſt von feinem Hof 


verkauft werden. 
b) Dienſtpflichtigkeit. Sie äußert ſich: 
a) Im Zwangsgeſindedienſt der Kinder, die einige 


Jahre gegen geringe Vergütung auf dem Nitterguts- 1 


hof dienen müſſen. 
6) In der Genehmigungspflicht, falls der Bauer einen 
anderen Beruf ergreifen will. 
Die Dienſtpflichtigkeit, die ein Ausdruck der Leibeigenſchaft iſt, 
iſt zu unterſcheiden von der Fronpflicht, die auf dem Hof 
laſtet und das Entgelt für die Nutzung des Bodens darſtellt. . 
c) Konſenspflichtigkeit. Der Bauer bedarf zur Eheſchlie⸗ 
ßung der Genehmigung des Gutsherrn. 
2. Die Erbuntertänigkeit unterſcheidet ſich von der echten 


Sklaverei dadurch, daß der Erbuntertan nicht losgelöſt 


von ſeinem Hof veräußert werden kann, daß auch die 


Zwangsgeſindedienſte ſeiner Kinder nicht einem anderen 


Gutsherrn abgetreten werden können, und daß er ſchließlich 
Eigentum und ſonſtige Rechte erwerben kann. 
Stellenweiſe (Mecklenburg, Oſtholſtein) kam auch eine ei 


Sklaverei vor, bei ber der Bauer rechtsunfähig war und wie eine Sache 8 5 


veräußert werden konnte. Geſetzmäßig war die Sklaverei aber nie. 


2. Die Rechtsſtellung des Rittergutsbeſitzers. 


Der Rittergutsbeſitzer vereinigt in ſeiner Hand öffentlich⸗ 2 


rechtliche und privatrechtliche Funktionen. 


I. Die Rechte des Rittergutsbeſitzers find: 

1. Auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts: Die Grund herrlichkeit, d. h. 
die Gehorſamspflicht aller auf dem Gute wohnenden Perſonen, die 
Patrimonialgerichtsbarkeit (niedere Gerichtsbarkeit) und die Polizei⸗ 
hoheit, die Einziehung der ſtaatlichen Steuern, für deren Aufkommen er 
perſönlich haftet, das Kirchenpatronat und die Gemeindeverwaltung. 
Eine bäuerliche Gemeinde ſteht dem Rittergutsbeſitzer nicht gegenüber. 
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N ea 


Auf dem Gebiet des Privatrechts: Das volle Eigentum am Nitterader, 
das Obereigentum an den (erblich oder unerblich laſſitiſchen) Bauern: 
höfen mit den ſich aus ihm ergebenden Rechten (Fronen uſw.). 


Die Pflichten des Rittergutsbeſitzers ſind: 


1; 


Auf dem Gebiet des öffentlichen Rechts: Die Pflicht zur Ausübung von 
Gericht und Polizei, die Einziehung der ſtaatlichen Steuern und die 
Tragung aller Verwaltungskoſten. 


Auf dem Gebiet des Privatrechts: Die Pflicht, den Gutsuntertanen 


Arbeits⸗ und Verdienſtmöglichkeit zu geben, ihnen Brenn: und Bauholz 
ſowie Viehweide koſtenlos oder gegen geringes Entgelt zu geben und bei 
Mißernten oder Unglücksfällen ihre Wirtſchaften wieder aufzurichten. 


3. Die Wirtſchaftsform. 


Das zum Rittergut gehörende Land beſteht aus drei Teilen: 
5 


Dorfflur. In dieſer liegen Ritteracker und Bauern- 
acker im Gemenge. Die Bejtellung der Dorfflur einſchließ⸗ 
lich des Ritterackers iſt eine der Hauptpflichten der Bauern. 
Die Ritteräcker find ſteuerfrei („nicht kontribuabel“) und 
bleiben es auch, wenn ſie in Bauernhand übergehen; die 
Bauernäcker ſind ſteuerpflichtig und bleiben es auch, wenn 
ſie zum Gutsland gezogen werden. 

Die Form der Bewirtſchaftung der Dorfflur iſt die Dreifelder⸗ 
wirtſchaft mit Flurzwang. ; 


Feldgärten (Wurten). Sie werden ſelbſtändig vom Guts- 


beſitzer und von den Bauern bewirtſchaftet. 


. Außenſchläge. Sie werden nur in einem beſtimmten 


Jahresturnus (alle 3, 6 oder 9 Jahre) mit Korn beſät 
und dienen ſonſt der Viehweide. Sie gehören dem Gutsbeſitzer. 


Die Bauern werden eingeteilt in: 


1. 


Wirkliche Bauern, die einen Anteil an der Dorfflur haben. Nach der 
Zahl ihrer Spannpferde bezeichnet man ſie als zweiſpännige, vierſpännige 
uſw. Bauern. 


. Koſſäten, die keinen Anteil an der Feldflur, ſondern nur Land- 


ſchläge in den Feldgärten oder Außenſchlägen haben. Sie ſind dem Guts⸗ 
hof zu Leiſtungen (regelmäßig Handdienſte) verpflichtet. 


„ Büdner. Sie beſitzen nur ein Haus und ein Stück Gartenland 


und ſind ebenfalls dem Gutshof dienſtpflichtig. 


Einlieger. Sie beſitzen überhaupt kein Land, ſondern wohnen als 


Erbuntertänige oder als freie Arbeiter bei einem Bauern. Soweit ſie frei 
ſind, ſind ſie reine Lohnarbeiter der Bauern und nicht dienſtpflichtig auf 
dem Gutshof. 


Die Rittergutsbeſitzer ſind beſtrebt, Bauernſtellen eingehen zu 
laſſen und das freiwerdende Land in Eigenwirtſchaft zu nehmen 
(ſog. Bauernlegen). 
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Den Anreiz hierzu boten namentlich die ſteigenden Kornpreiſe und 
die Möglichkeit, durch Vergrößerung der Viehwirtſchaft (Umlegung 
von Ackerland in Koppeln) mit weniger Arbeitskräften auszukommen. 

1. Das Bauernlegen erfolgte auf verſchiedenen Wegen: 

a) Unerblich laſſitiſche Höfe werden beim Tode des Bauern eingezogen. 

b) Der Bauer wird in einen Zeitpächter umgewandelt, der aus der Guts⸗ 
untertänigkeit entlaſſen wird, auch keine Fronen mehr zu leiſten hat, 
ſondern ſeinen Hof gegen einen Pachtzins erhält. Der Pachtvertrag 
wird dann vielfach bei Ablauf nicht mehr erneuert und das Land zum 
Gutshof gezogen. 

e) Wirtſchaftsunfähige oder überſchuldete Bauern werden abgemeiert 
und ihr Land dann zum Gutshof gezogen. 


2. Nach den großen Kriegen, die zur Verarmung der Bauern 
führten, kam das Bauernlegen beſonders häufig vor. 


Die gelegten Bauern wurden entweder landloſe Arbeiter 
auf dem Gut oder zogen in die Städte. 


3. Der Staat trat dem Bauernlegen ſchon früh entgegen. Hierzu 
beſtimmten ihn folgende Gründe: 


a) Die Gefahr der weiteren Entvölkerung des Landes und damit des 
Rückganges an Arbeitskräften und Steueraufkommen. 


b) Der Wegfall der im Kriegsfall zur Einquartierung der Armee not⸗ 
wendigen Höfe und Gebäude. Ohne Bauerndörfer boten die Nitter- 
güter zu wenig Gelegenheit zur Einquartierung. 

e) Die Gefahr der Kinderarmut. Obwohl der Bauer des oſtdeutſchen 
Gebietes wegen des oft erſt ſpät erteilten Heiratskonſenſes nicht 
kinderreich war, jo war doch die Kinderarmut und Kinderſterb⸗ 
lichkeit bei der landloſen leibeigenen Gutsarbeiterſchaft 
noch größer. Es waren alſo in erſter Linie bevölkerungspolitiſche 
Gründe, die die Obrigkeit veranlaßten, dem Bauernlegen entgegen 
zu treten. Nicht die Erhaltung der einzelnen Bauernfamilien auf 
ihren Höfen, ſondern die Erhaltung eines Bauernſtandes überhaupt 
war das Ziel der obrigkeitlichen Anordnungen. 


Sechſter Abſchnitt. 


Die Aufklärungszeit und 


die liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſche Zeit. 


I. Allgemeine Grundlagen. 


I. Die ſog. Aufklärungszeit, deren Beginn in die erſte Hälfte des 
18. Jahrhunderts fällt, iſt gekennzeichnet: 


1; 


t 


Weltanſchaulich durch das Vordringen der Aufklärungs- 
philoſophie, die den menſchlichen Verſtand als alleinige Er⸗ 
kenntnisquelle und als alleinige Richtſchnur des menſch⸗ 
lichen Verhaltens anſieht. 

Namentlich in Frankreich gelangte dieſe Geiſtesrichtung zur Vor⸗ 
herrſchaft, und zwar durch die Arbeit der franzöſiſchen Enzyklo⸗ 
pädiſten und Philoſophen (Diderot, Voltaire, d'Alembert, vor 
allem aber Rouſſeau). 


Wirtſchaftlich durch das Vordringen des reich gewordenen 


Bürgertums, das die Wirtſchaft beherrſcht. Das Bürgertum 

fordert: 

a) Freiheit der wirtſchaftlichen Betätigung des einzelnen, alſo 
Handelsfreiheit, Vertragsfreiheit und Wirtſchaftsfreiheit. Es wendet 
ſich gegen die einengenden Schranken der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik 
(Merkantilismus) und des Zunftweſens. 

b) Übergang der ſtaatlichen Macht aus den Händen von Adel, 
Geiſtlichkeit und Königtum in die Hände des Bürgertums und 
ſtaatsbürgerliche Gleichberechtigung aller. 


II. In Frankreich führt die Entwicklung zur großen Bürgerlichen 
Revolution (1789). 


1. 


Als Ziele der franzöſiſchen Revolution galten „Freiheit, 

Gleichheit und Brüderlichkeit“. 

a) „Freiheit“ bedeutete Befreiung von den noch vorhandenen Feudal⸗ 
rechten, vor allem aber völlige Freiheit der wirtſchaftlichen 
Betätigung. 

p) „Gleichheit“ bedeutete ſtaatsbürgerliche Gleichheit vor dem 
Geſetz. 

o) „Brüderlichkeit“ bedeutete allgemeine Menſchheitsbrüderlichkeit 
(Humanität), die ein bloßes politiſches Schlagwort blieb. 


Die franzöſiſche Revolution endete im Konſulat Napoleons, 


Go jpäter zum Kaiſer der Franzoſen ernennen ließ 


SEN 


Schon vorher war (durch den Frieden von Luneville, 1802) das 
geſamte linke Rheinufer an Frankreich abgetreten worden. Im 
Jahre 1805 gründete Napoleon den Rheinbund, dem faſt alle deutſchen 
Staaten — außer Preußen und Oſterreich — beitraten. Kurz darauf 
endete das alte Deutſche Reich dadurch, daß Franz I. die deutſche Kaiſer⸗ 
würde niederlegte. Im Feldzug 1806/07 wurde Preußen von Napoleon 
niedergeworfen und verlor alles Land weſtlich der Elbe und ſeine 
polniſchen Landesteile. Die franzöſiſche Herrſchaft in Deutſchland dauerte 
bis zum Befreiungskrieg (1813). 


III. Nach Beendigung der napoleoniſchen Kriege vollzieht ſich in 
Deutſchland allmählich der übergang zur liberaliſtiſch⸗kapi⸗ 
taliſtiſchen Zeit, die gegen Ende des 19. Jahrhunderts ihren 
Höhepunkt erreicht und im Jahre 1933 durch den National⸗ 
ſozialismus abgelöſt wird. 


1. 
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Der Liberalismus beruht auf den Gedankengängen der 
franzöſiſchen Revolution. Ihm entſpricht die Staatsform 
der weſtlichen Demokratie (Parlamentarismus). 


. Der Kapitalismus iſt gekennzeichnet durch das „Denken in 


Geld“. Er wird mit dem Eindringen der Maſchine zur 
herrſchenden Wirtſchaftsauffaſſung. 


II. Die Entwicklung des Bauernrechts. 
A. Das Bauernrecht in der Aufklärungszeit. 


Die Gedankenrichtung der Aufklärungszeit war dem Bauern 
günſtig, ja idealiſierte ihn geradezu. Es kam aber in Deutſchland zu 
keiner grundlegenden Reform des Bauernrechts, jondern nur zu 
einzelnen, auf landesherrlicher Fürſorge für die Bauern beruhenden 
Verbeſſerungen. Sie waren deshalb für die Rechtsentwicklung be⸗ 
deutſam, weil ſie die Richtung für weitere Reformen aufzeigten, 
nämlich die Loslöſung des Bauern aus der Gebundenheit an die 
Wirtſchaft des gutsherrlichen Hofes. 


I. In Preußen bemühen ſich Friedrich Wilhelm I. und Friedrich 
d. Gr. erfolgreich um die Hebung des Bauernſtandes. 


N 


Die Rechtsſtellung der Domänenbauern, d. h. der Bauern 
auf den Staatsgütern (Domänen), verbeſſerte ſich weſent⸗ 
lich. Nachdem ſchon unter Friedrich Wilhelm I. die Ein⸗ 
ziehung der Bauernhöfe verboten worden war, wurden die 
Bauernhöfe unter Friedrich d. Gr. vererblich und die 
Zwangsgeſindedienſte der Bauernkinder verboten. Später 
wurden auch die Fronen gegen ein geringes „Erſatzgeld“ 
abgelöſt. 

So wurden die Domänenbauern wirtſchaftlich faſt völlig jelb- 
ſtändig. Sie durften aber ihre Höfe nur mit Zuſtimmung der Domänen⸗ 
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kammer veräußern oder belaſten und hatten geringe Abgaben zu zahlen. 
Andrerſeits bezogen ſie aus den Staatsforſten erhebliche Holz⸗ 
1 und hatten den Anſpruch auf Unterſtützungen in Not- 
ahren. 

2. Die Lage der ritterſchaftlichen Bauern, d. h. der Bauern auf 
den Privatgütern, beſſerte ſich nur inſoweit, als durch 
Edikt von 1749 das Bauernlegen im ganzen preußiſchen Staat 
verboten wurde. 

Sonſt traten keine weſentlichen Anderungen ein. Die Fronen, 
die Zwangsgeſindedienſte, die Gutsuntertänigkeit und die Patrimonial⸗ 
gerichtsbarkeit blieben beſtehen und wurden auch durch das Allgemeine 
Landrecht anerkannt. Das Allgemeine Landrecht verbot lediglich die ſog. 
„eigentliche Leibeigenſchaft“, d. h. den Verkauf des Bauern ohne den 
Hof, die aber ſchon immer als Mißbrauch gegolten hatte. 

3. Unter Friedrich Wilhelm I. wurde eine großzügige Sied⸗ 
lungspolitik begonnen, namentlich im Wege der Ent⸗ 
wäſſerung von Mooren und Brüchen. Im Jahre 1732 wurden 
die vertriebenen Salzburger in Brandenburg und namentlich 
in Oſtpreußen angeſiedelt. Friedrich d. Gr. führte das 
Siedlungswerk ſeines Vaters im Oder- und Warthebruch 
und in Oberſchleſien im weiteſten Umfange fort. 


II. Im übrigen Deutſchland verläuft die Entwicklung verſchieden. 


1. Am meiſten beſſerte ſich die Lage der Bauern in Sſterreich. 


a) Unter Maria Thereſia und Joſef II. werden die bäuerlichen Lei⸗ 
ſtungen an die Grundherren durch Robotpatente rechtlich 
begrenzt. 

b) Nach der Aufhebung der meiſten Klöſter unter Joſef II. (1780 
— 1790) wird die Lage der Bauern auf dem verſtaatlichten Kloſter⸗ 
land weſentlich erleichtert. Die Erleichterungen bleiben auch nach 
der Wiederherſtellung des Kloſterweſens unter Leopold II. (1790 — 
1792) beſtehen. 

e) Im Jahre 1781 wird die Patrimonialgerichtsbarkeit der Grund» 
herren aufgehoben und das freie Heiratsrecht, die Freiheit 
vom Hofdienſt und das freie Recht der Bauern zum Erlernen 
eines ſtädtiſchen Gewerbes eingeführt. 


2. Im öſtlichen Schleswig⸗Holſtein wurde die Leibeigenſchaft 
von dem Landadel ſelbſt abgeſchafft und durch ein geregeltes 
Erbpachtſyſtem erſetzt. 

Auch in Baden wurde die Leibeigenſchaft weitgehend ge» 
lockert. Zugleich wurden die gerichtsherrlichen Abgaben zu feften 
Gerichtsgebühren. 

3. In Mecklenburg und Schwediſch-Vorpommern blieb die 
Lage der Bauernſchaft unverändert. 

In Mecklenburg ließ der „Landesgrundgeſetzliche Erbvergleich“ (1755) 
„einem jeden Gutsherrn die Verlegung und Niederlegung dergeſtalt 
frei und unbenommen, daß er den Bauern von einem Dorf zum anderen 
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ſetzen und deſſen Ackerwerk zum Hofacker zu nehmen“ berechtigt war. 
Namentlich bei Einführung der Koppelwirtſchaft wurden viele Bauern⸗ 
dörfer von den Gutsherren eingezogen. 


B. Die Aufhebung der bäuerlichen Abhängigkeit. 
1. Die Reform in Preußen. 


In Preußen unternimmt der Miniſter Karl Frh. vom Stein 
(geboren 1757 zu Naſſau, 1804 preußiſcher Finanzminiſter, Anfang 
1807 in Ungnaden entlaſſen, nach dem Tilſiter Frieden zurückberufen 
und bis 1808 preußiſcher Miniſter, ſpäter von Kaiſer Alexander nach 
Petersburg berufen, geſtorben 1831) mit der Reform des preußiſchen 
Staatsweſens auch die Reform der bäuerlichen Verhältniſſe. Sein 
Ziel war, die Bauern zu freien Eigentümern zu machen und ihre 
Wirtſchaft aus dem Verband der Gutswirtſchaft zu löſen. 


a) Die Aufhebung der perſönlichen Unfreiheit 

N (Bauernbefreiung). 

Das auf Steins Vorſchlag erlaſſene Edikt vom 9. X. 1807 gab 
allen preußiſchen Untertanen die perſönliche Freiheit. Im 
einzelnen beſtimmte das Edikt: 

I. Die Erbuntertänigkeit (Schollenpflichtigkeit, Dienſtpflichtigkeit, 

Konſenspflichtigkeit, vgl. oben S. 53) wird aufgehoben, und 

zwar für die erblichen Bauern mit ſofortiger Wirkung, für die 


anderen Bauern mit dem Martinitage 1810. „Nach dem Martini⸗ 


tage 1810 gibt es nur noch freie Leute.“ 
Die Begründung neuer Untertänigkeitsverhältniſſe perſönlicher 
Natur (durch Geburt, Heirat, Vertrag uſw.) wird für unzuläſſig erklärt. 
II. Die Berufsfreiheit wird eingeführt. 


Jeder kann den Beruf ergreifen, den er will. 


III. Die Erwerbsfreiheit wird eingeführt. 
Jeder Untertan — gleich ob Bürger, Bauer oder Edelmann — kann 


ohne Einſchränkung Grundſtücke erwerben. Nur die Juden find 
ausgenommen. 


b) Die Regulierung der bäuerlichen Eigentumsverhältniſſe. 

Das Edikt vom 9. X. 1810 hatte den Bauern nur die perſönliche Freiheit 
gewährt, dagegen an den Eigentumsverhältniſſen des Bauernlandes nichts 
geändert. Die Bauern beſaßen alſo ihr Land nach wie vor als Zeitpächter oder 
als (erbliche oder unerbliche) Laſſiten, die dem Grundherrn (Rittergutsbeſitzer) 
fronpflichtig waren, andrerſeits aber von dem Gutshof gewiſſe Leiſtungen (Holz⸗ 
lieferungen u. dgl.) beanſpruchen konnte. 


I. Stein wollte auch die bäuerlichen Eigentumsverhältniſſe 


regulieren, d. h. den laſſitiſchen Bauern gegen Zahlung einer 
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Abfindungsrente das freie Eigentum an ihren Höfen ver⸗ 
ſchaffen und ſo auch die wirtſchaftliche Bindung der Bauern 
an den Gutshof beſeitigen. Zugleich wollte er für die Bauern⸗ 
höfe eine Verſchuldungsgrenze einführen („Der Bauer 
darf ſeinen Hof ſo wenig ins Pfandhaus tragen, wie der Soldat 
ſein Gewehr“). 

1. Der erblich laſſitiſche Beſitz der Domänenbauern, die aus 
den Staatsforſten erhebliche Holzlieferungen und von den 
Domänen Unterſtützungen in Notjahren bezogen, wurde 
durch Edikt vom 27. VII. 1808 in freies Eigentum umge⸗ 
wandelt. Zum Ausgleich verloren die Bauern den Anſpruch 
auf Holzlieferung und Unterſtützung. 

Die von Stein geplante Verſchuldungsgrenze wurde nicht 
eingeführt. 

2. Die Regulierung der Eigentumsverhältniſſe der ritter⸗ 
ſchaftlichen Bauern konnte Stein nicht mehr durchführen, 
weil er im Jahre 1808 geſtürzt wurde. Wie Stein die Regu⸗ 
lierung durchführen wollte, zeigt der Entwurf des aus der 
Schule Steins ſtammenden Regierungsrates v. Raumer. 
Dieſer Entwurf unterſcheidet zwiſchen erblichen und un⸗ 
erblichen Laſſiten einerſeits und Zeitpächtern andrerſeits. 

a) Die Laſſiten ſollten freie Eigentümer werden. Zwiſchen ihren 
Pflichten an den Gutshof (Fronen) und den Pflichten des Gutshofes 
an fie (Holzlieferungen u. dgl.) ſollte aufgerechnet werden. Ein Über- 
ſchuß zugunſten des Gutsherrn ſollte an dieſen durch feſte Renten 
in Naturalien oder Geld, evtl. auch durch Landabgabe ausgeglichen 
werden. 

b) Die Zeitpächter ſollten aus der Regulierung ausgenommen werden. 
Bei Beendigung der Pacht ſollten aber die Stellen mit neuen Zeit⸗ 
pächtern beſetzt werden. Nur dann ſollte der Gutsherr eine freige- 
wordene Stelle einziehen können, wenn er die Hälfte des Landes an 
einen Bauern zu freiem Eigentum verkaufte. 


Die Regulierung der Eigentums verhältniſſe der ritterſchaft⸗ 
lichen Bauern wurde durchgeführt von dem Nachfolger Steins, 
dem Miniſter Frh. v. Hardenberg. 

Hardenberg, ein bedeutender Diplomat und Staatsmann, war durchaus 
wirtſchaftsliberal geſonnen und glaubte an die Überlegenheit der Groß⸗ 
wirtſchaft über die Bauernwirtſchaft. Er war deshalb gegenüber den Groß⸗ 
grundbeſitzern, die nach Aufhebung der Erbuntertänigkeit die freie Verfügung 
über das Bauernland verlangten, weit entgegenkommender. Daraus erklärt 

es ſich, daß das auf Vorſchlag Hardenbergs erlaſſene Regulierungsedikt vom 
14. IX. 1811 den Bauern viel ungünſtiger war, als der Raumerſche Entwurf. 
1. Nach dem Regulierungsedikt vom 14. IX. 1811 konnten 

die Bauern freies Eigentum nur gegen Landabtretung an 
den Grundherrn erwerben, und zwar: 


a) Die erblich laſſitiſchen Bauern gegen Abtretung eines Drittels 
ihres Landes. 


ar en 


b) Die unerblich laſſitiſchen Bauern und die Zeitpächter gegen Ab⸗ 
tretung der Hälfte ihres Landes. 

2. Viele Bauern waren zu der für den Erwerb freien Eigentums 

erforderlichen Landabtretung nicht in der Lage, weil das 

ihnen verbleibende Land nicht zu einem ſelbſtändigen land⸗ 


wirtſchaftlichen Betrieb ausreichte. Infolgedeſſen gingen 


auf Grund des Regulierungsediktes im damaligen Preußen 
öſtlich der Elbe ca. 1700000 Morgen Land in die Hände 
des Großgrundbeſitzes über. Die bisherigen Bauern 
wurden landloſe Tagelöhner. 


III. Nach dem Befreiungskrieg wurde auf Drängen des Großgrund⸗ 
beſitzes die Regulierbarkeit des ritterſchaftlichen Bauernbeſitzes 
noch weiter eingeengt. 


1. Regulierbar waren nach dem Dekret vom 29. V. 1816 nur 
ſolche Bauernſtellen, die: 

a) Spannfähig waren, d. h. „eine Ackernahrung darſtellten, die genügt, 
ihren Inhaber als ſelbſtändigen Ackerwirt zu ernähren“. 

b) „Alten Beſtandes“ waren. Die für die Feſtſtellung des „alten Be⸗ 
ſtandes“ feſtgeſetzten Stichtage waren für die Bauern ſehr ungünſtig. 

o) Als bäuerliche Stellen kataſtriert, d. h. nicht auf Ritteracker angelegt 
waren. 

Alle übrigen Stellen wurden von der Regulierung ausgeſchloſſen, 
namentlich alſo alle Stellen, die nicht ſpannfähig waren oder nach Vollzug 
der durch das Regulierungsedikt vom 14. IX. 1811 vorgeſehenen Land⸗ 
abgabe nicht mehr ſpannfähig ſein würden. Dieſe Stellen galten als 
„Dienſtfamilienetabliſſements“ und konnten von dem Gutsherrn jeder⸗ 
zeit eingezogen werden. 

2. Auf Grund des Dekrets vom 29. V. 1816 gingen weitere 
2000 000 Morgen Bauernland in die Hände des Großgrund⸗ 
beſitzes über. Ein noch weiterer Zuwachs des Großgrund⸗ 
beſitzes trat ein, als die im Jahre 1818 einſetzende Agrarkriſe 
viele Bauern zum Verkauf ihres durch keine Verſchuldungs⸗ 
grenze geſchützten Landes zwang. 


2. Das Bauernrecht im übrigen Deutſchland. 


a) In der napoleoniſchen Zeit. 

Die Franzoſen ſetzen, wo immer ſie in Deutſchland einrücken, 
franzöſiſches Recht und franzöſiſches Gerichtsweſen durch. Vielfach 
zunächſt als Befreier begrüßt, ſaugen die Franzoſen bald das Volk 
ſo aus, daß es zu Unruhen kommt. 


J. In Weſtdeutſchland wird das franzöſiſche Recht endgültig 
eingeführt. Damit lockern ſich, weil das franzöſiſche Recht 
zwiſchen beweglichem und unbeweglichem Eigentum nicht 
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I. 


II. 


Br BB den 


unterjcheidet, die noch vorhandenen Bindungen des Bauern- 

landes. 

1. Das Bauernland wird zum frei veräußerlichen und frei belaſtbaren 
Eigentum des Bauern. 

2. Das Bauernland wird der Zerſplitterung im Erbgang unterworfen, 
weil es nach den Grundſätzen des franzöſiſchen Rechts nach dem Tode des 
Bauern unter die Miterben zu teilen iſt. 


Im übrigen Deutſchland führen einige Staaten von ſich aus 
gewiſſe Grundſätze des franzöſiſchen Rechts ein. 
So wird in Weſtfalen und Hannover das Meierrecht in ein zinspflichtiges 


Eigentum umgewandelt. In anderen Staaten (z. B. Bayern, Heſſen) wird 
die Leibeigenſchaft aufgehoben. 


b) Nach dem Befreiungskrieg. 


In der Zeit der politiſchen Reaktion (1814—1848) wurden 


vielfach einzelne Verbeſſerungen des Bauernrechts wieder 
aufgehoben. 


So wurde in Hannover bei der Wiederherſtellung der alten Staatsform 
(1814) ein Teil der napoleoniſchen Reformen wieder beſeitigt. Erſt in Aus⸗ 
wirkung der franzöſiſchen Revolution von 1830 wurde durch Geſetze von 1831 
und 1832 die Ablösbarkeit aller den Grundherren geſchuldeten Dienſte, 
Zehnten, Zinſen und Reallaſten eingeführt. In Bayern brachte erſt das Jahr 
1848 die Beſeitigung der grundherrlichen Gerichtsbarkeit und die Ablöſung 
der Grundrenten und Fronen. In Oſterreich, wo während der napoleoniſchen 
Zeit keine weiteren Reformen erzielt worden waren, ſetzte erſt die Revolution 
von 1848 (der große deutſch-böhmiſche Bauernführer Hans Kudlich) die 
Beſeitigung des Untertänigkeitsverhältniſſes der Bauern mit allen daraus 
entſpringenden Pflichten und Rechten durch. 


In Mecklenburg wurde die Leibeigenſchaft am ſpäteſten ab⸗ 
geſchafft. Der Bauer erhielt dabei nicht das freie Eigentum 
ſeines Landes, ſondern blieb wirtſchaftlich mit dem Nitter- 
gut verbunden. Infolgedeſſen kam es zur Einziehung einer 
großen Zahl von Bauernhöfen. 

Nur auf den großherzoglichen Domänen wurden die bäuerlichen 
Beſitzverhältniſſe dahin reguliert, daß die Bauern allgemein zu Erbpächtern 
wurden. Die Erbpachthöfe konnten weder veräußert noch über eine 


beſtimmte Grenze hinaus verſchuldet werden und blieben im Erbgang unge⸗ 
teilt. . 


0. Die Vereinheitlichung des Zivilrechts. 
Die nach der Gründung des Bismarckſchen Reiches in Angriff 


genommene Rechtsvereinheitlichung brachte in dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch (BGB., in Kraft ſeit dem 1. I. 1900) ein einheitliches. 
deutſches Zivilrecht, deſſen Geltung ſich auch auf die bäuerlichen 
Verhältniſſe erſtreckte. 


ne 


I. Ein beſonderes bäuerliches Beſitzrecht iſt dem BGB. unbekannt. 


Über Grund und Boden kann nach ihm in gleicher Weiſe frei 
verfügt werden, wie über bewegliche Sachen. Das Bauernland 
iſt alſo nach dem BGB. unbeſchränkt veräußerlich und belaſtbar. 


Erſt durch das nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution erlaſſene Reichs⸗ 
erbhofgeſetz (vgl. Bd. 32? S. 48 ff.) ſind die Bauernhöfe wieder grundſätzlich 
unveräußerlich und unbelaſtbar geworden. 


Das bäuerliche Erbrecht wird im BGB, nicht anders behandelt, 
als das Erbrecht der anderen Stände. Nach dem BGB. wurde 
der Bauernhof beim Tode des Bauern gemeinſchaftliches Eigen⸗ 
tum aller Kinder des Bauern. Die Auseinanderſetzung vollzog 
ſich entweder ſo, daß ein Kind den Hof übernahm und die anderen 
Kinder abfand, oder ſo, daß der Hof real geteilt wurde. 


1. Auch gegenüber dem BGB. erhielt ſich aber in vielen 
Landesteilen das frühere Anerbenrecht, und zwar: 


a) Kraft Geſetzes. Die früheren landesgeſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über das Anerbenrecht blieben nämlich durch 
das BGB. unberührt. Jedoch konnte das Landesrecht 
die Befugnis des Hofeigentümers, über den Hof von 
Todes wegen frei zu verfügen, nicht beſchränken. Art. 64 
EGBGB. 


a) Ein unmittelbares Anerbenrecht galt in Mecklenburg, Baden, 
Schaumburg⸗Lippe, vielen Teilen von Schleswig⸗Holſtein und 
Weſtfalen. Hier vererbten ſich die Bauernhöfe ohne weiteres 
nach Anerbenrecht, außer wenn der Bauer eine abweichende 
Verfügung getroffen hatte. 

6) Ein mittelbares (fakultatives) Anerbenrecht galt in den Provinzen 
Hannover, Brandenburg, Schleſien, Schleswig⸗Holſtein (teil⸗ 
weiſe), im Regierungsbezirk Kaſſel, in Lauenburg, in der Graf⸗ 
ſchaft Schaumburg, in Bremen, Oldenburg und Württemberg. 
Hier vererbten ſich nur diejenigen Bauernhöfe nach Anerben- 
recht, die in eine Höfe⸗ oder Landgüterrolle eingetragen 
waren. 


b) Kraft bäuerlicher Sitte. In zahlreichen anderen Land⸗ 
ſchaften erhielt ſich die Sitte, daß der Bauer durch Hop 
übergabe zu Lebzeiten (überlaſſungs⸗ oder Altenteils⸗ 
vertrag) ſeinen Hof ungeteilt einem Erben übertrug. 


2. Das Anerbenrecht war in der Form, wie es durch das BGB. 
zugelaſſen war, nicht geeignet, die Erhaltung der Bauernhöfe 
zu ſichern. Denn es ſah in allen Fällen eine Abfindung der 


weichenden Erben vor, ſo daß jeder Erbfall die Höfe in die a 


Gefahr einer Verſchuldung brachte. 


Erſt das Reichserbhofgeſetz hat das Anerbenrecht wieder zur vollen 
Geltung gebracht. Vgl. Bd. 32° S. 48 ff. 


III. Die wirtſchaftliche Lage des Bauernſtandes. 
A. Anderungen des landwirtſchaftlichen Betriebs. 


I. Der landwirtſchaftliche Betrieb wird in der 2. Hälfte des 
18. Jahrhunderts und namentlich im 19. Jahrhundert völlig 
umgeſtaltet. 


1. Neue Nutzpflanzen (Kartoffel, Tabak, Zuckerrübe) kommen 
auf, deren Anbau die alte Dreifelderwirtſchaft ſprengt. 
Daneben entwickelt ſich ein beſonderer Futtermittelanbau 
(3. B. Klee), der die alte Brache und die Abweidung der 
abgeernteten Felder weitgehend entbehrlich macht. 

Die verbeſſerte Futterwirtſchaft ermöglicht die Hebung der 
Viehzucht, neue Viehſorten (3. B. das Merinoſchaf) werden eingeführt. 


Es entſteht eine Wiſſenſchaft der rationellen Landwirt⸗ 
ſchaft, welche die alte Dreifelderwirtſchaft mit Flurzwang 
als überholt bekämpft. Von beſonderer Bedeutung für die 
Praxis wurden die Forſcher: 

a) Albrecht Daniel Thaer (1762—1828), der eigentliche Schöpfer der 
Landwirtſchaftswiſſenſchaft. Er führt die Fruchtwechſelwirtſchaft 
unter Durchbrechung der bisherigen Dreifelderwirtſchaft (Winterkorn, 
Sommerkorn, Brache) ein, ſchafft das erſte brauchbare Klaſſifikations⸗ 
ſyſtem für die deutſchen Böden, begründet das landwirtſchaftliche 
Rechnungsweſen und arbeitet an der Verbeſſerung der Ackergeräte 
und Maſchinen. 

b) Juſtus v. Liebig (18031873), der Schöpfer der modernen Dünger⸗ 
lehre. Er ſetzt neben die organiſche die künſtliche (mineraliſche) 
Düngung. 

3. Die Maſchinen (Dampfpflug, Dreſchmaſchine uſw.) ver⸗ 

wandeln ſeit der 2. Hälfte des 19. Jahrhunderts die land⸗ 

wirtſchaftliche Arbeit vielfach in Saiſonarbeit. 


II. Die ſortſchreitende Rationaliſierung der Landwirtſchaft be— 
förderte, weil ſie die alten Bindungen entbehrlich machte, die 
Bauernbefreiung und die Loslöſung der bäuerlichen Betriebe 
aus der Gutswirtſchaft. Sie führte ferner: 


1. Zur Aufteilung der Allmenden. 


a) Zur Zeit der Bauernbefreiung waren Allmenden in 
Geſtalt von Waldungen, Weiden, Teichen, Lehmgruben 
und Gemeindeäckern noch zahlreich vorhanden. 

Die Allmende war entweder Eigentum einer von uralten 
Zeiten her beſtehenden Agrargenoſſenſchaft (Markgenoſſenſchaft, 
Altgemeinde), der die Beſitzer der alten Höfe angehörten, oder 
Gemeindeeigentum, deſſen Nutzung jedem Gemeinde- 
angehörigen zuſtand, oder Gemeindeeigentum, deſſen Nutzung der 
Gemeinde ſelbſt zuſtand (öffentliches Eigentum). 
Schaeffer, Neugeſtaltung. Heft 381, 5 
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und die freie Marktwirtſchaft. Die Folgen find wilde Preise 
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b) Seit dem Ende des 18. Jahrhunderts wurden die Meißen 7 
Allmenden unter die Berechtigten aufgeteilt, in Preufe 
namentlich auf Grund des Teilungsgeſetzes von 1821. 
Erhalten blieben im weſentlichen nur die Allmenden, die 
öffentliches Eigentum waren. e 

Die Aufteilung der Allmenden bewirkte vielfach eine größere 
Intenſivierung des landwirtſchaftlichen Betriebs, da das Allmende⸗ 
land die Höfe vergrößerte und in beſſere Bewirtſchaftung genommen 
wurde. Andrerſeits verloren vielfach die kleinen Allmende⸗ 
berechtigten ihren bisherigen Anteil, wurden dadurch wirtſchaftlich 
ſchwach und zur Abwanderung vom Lande gedrängt. 

2. Zur Zuſammenlegung der Dorfflur (Kommaſſierung, Ver⸗ 
koppelung). Die im Rahmen der Dreifelderwirtſchaft ver⸗ 
ſtreuten Landteile der einzelnen Höfe wurden nach Ein⸗ 
führung der Fruchtwechſelwirtſchaft vielfach zuſammengelegt. 
In den Gebieten mit freier Erbteilung, wo im Laufe der Zeit 

zu einem Hof oft eine große Anzahl verſtreut liegender kleiner und 

kleinſter Parzellen gekommen war, machte die Zuſammenlegung außer⸗ 0 

ordentliche Schwierigkeiten und iſt auch heute noch nicht abge⸗ 

ſchloſſen. 


B. Die landwirtſchaftlichen Abſatzverhältniſſe. 5 
Die liberale Zeit bringt den Freihandel (freie Ein- und Ausfuhr) 


ſchwankungen und Abſatzkriſen, die den Bauern jetzt beſonders Be 


ſchwer treffen, weil er nicht mehr durch die wirtſchaftliche Verbindung 2 
mit einer Gutswirtſchaft geſchützt iſt. - 


I. Die erſte ſchwere Abſatzkriſe ſetzte im Jahre 1818 ein, weil 
England, das ſich während der Kontinentalſperre auf andere 
Lieferanten umgeſtellt hatte, aus Deutſchland kein Getreide 
mehr bezog. Infolge der Kriſe brachen in Norddeutſchland zahl⸗ 
reiche Rittergüter und Bauernhöfe zuſammen. Be 
Ein Aufſtieg begann erſt wieder, als England 1846 die Getreide- 
zölle aufhob und die engliſche Induſtrie große Getreidemengen aus 
Deutſchland abnahm. In Deutſchland ſtiegen damals die Getreidepreiſe, 
und die Landwirtſchaft bekannte ſich, um das Steigen der Preiſe voll 2 Bi 
ausnutzen zu können, zum Freihandel. N 


. Eine weitere ſchwere Landwirtſchaftskriſe begann im Jahre 5 
1890. Sie hatte ihren Grund darin, daß mit den verbeſſerten Dh 
Weltverkehrsverhältniſſen ausländiſches Getreide in fie 
gendem Maße zunächſt den deutſchen Getreideerport zurück- 
drängte und dann auch auf dem Inlandsmarkt erſchien. 3 
Die Landwirtſchaft verlangte jetzt Schutzzölle und erhielt ſie auch 
unter Bismarck. Die Aufhebung der Schutzzölle unter Bismarcks Nah» 
folger (1890) führte zu einer ſteigenden Verſchuldung der Landwirtſchaft 1 
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und zahlreichen Konkurſen. Erſt als im Jahre 1906 neue Schutzzölle 
geſchaffen wurden, blühte die deutſche Getreidewirtſchaft wieder auf. Der 
Landwirt, vor allem der Bauer, wurde aber jetzt völlig abhängig von der 
Preisnotierung an der Börſe. Die Nahrungsmittel wurden Spekulations⸗ 
objekte, der Anbau richtete ſich nicht nach dem Geſichtspunkt der Sicherung 
der Volksernährung, ſondern rein nach der Rentabilität. 


III. Nach dem Weltkrieg, der zur Aufhebung aller Agrarzölle geführt 
hatte, war das Deutſche Reich zunächſt durch das Verſailler 
Diktat gezwungen, allen Siegerſtaaten die Meiſtbegünſtigung 
zu gewähren. Erſt 1925 wurde wieder ein gewiſſer Zollſchutz 
eingeführt, der aber nicht ausreichte, um den deutſchen Markt 
vor der Überſchwemmung mit fremdem Korn zu bewahren. Im 
Jahre 1929 ſetzte dann wieder eine neue Periode der Hochſchutz⸗ 
zollpolitik ein, die durch ſonſtige Maßnahmen (Monopole, Ver- 
mahlungszwang, Marktſtützung) ergänzt wurde. 

Alle dieſe Maßnahmen blieben ergebnislos, weil fie die freie Markt⸗ 
wirtſchaft als ſolche beſtehen ließen. Erſt die Erſetzung der freien Markt⸗ 
wirtſchaft durch die nationalſozialiſtiſche Marktordnung hat die 
wilden Preisſchwankungen beſeitigt und eine gerechte Preisbildung geſichert. 
Vgl. hierüber Bd. 322. 


C. Die Verſchuldung des Bauernftandes. 


I. An die Stelle der früheren Abhängigkeit des Bauern vom 
Grundherrn tritt im 19. Jahrhundert vielfach die Abhängigkeit 
vom Gläubiger. 

Die Hauptgründe der Verſchuldung des Bauernſtandes waren: 

1. Das geltende Erbrecht. Wo der Hof nicht geteilt wurde, mußte der den Hof 
übernehmende Sohn ſeine Geſchwiſter mit Geld abfinden. Auf dieſe 
Weiſe entſtand mit jedem Erbfall, auch wenn inzwiſchen die alten Schulden 
abgearbeitet ſind, eine neue Verſchuldung. 

2. Die Schwankungen in den Preiſen und Abſatzverhältniſſen, die den 
Bauern vielfach nötigten, zwecks Durchhaltung ſeines Betriebes zu un- 
günſtigen Bedingungen Kredit aufzunehmen. In vielen Gegenden (Heſſen, 
Franken, Schleſien) wurde der geſchäftsungewandte Bauer völlig 
abhängig vom jüdiſchen Darlehnsgeber und Händler. Weil die 
verſchuldete Landwirtſchaft unter allen Umſtänden verkaufen mußte, 
konnten die Preiſe der landwirtſchaftlichen Produkte an den Börſen 
niedrig gehalten werden. Das führte — namentlich auch nach dem Welt⸗ 
krieg — zu der ſog. Preisſchere, d. h. zu einem Mißverhältnis zwiſchen 
den hohen Preiſen der landwirtſchaftlichen Bedarfsgüter (Maſchinen 
uſw.) gegenüber den Produktionserlöſen der Landwirtſchaft. 


II. Aus der Landwirtſchaft ſelbſt entſtehen ſchon um die Mitte des 
19. Jahrhunderts Verſuche, den landwirtſchaftlichen Kredit 
zum Beſten des Bauernſtandes zu organiſieren. Zu erwähnen 
ſind namentlich die an deutſche Rechtsgedanken anknüpfenden 
landwirtſchaftlichen Kreditgenoſſenſchaften, und zwar: 

Schaeffer, Neugeſtaltung. Heft 321. 6 
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1. Die von Schulze⸗delitzſch gegründeten Genoſſenſchaften, die aber einen 
mehr ſtädtiſchen Charakter tragen. 

2. Die von Raiffeiſen gegründeten Genoſſenſchaften, die ſeit 1877 im 
Generalverband der Deutſchen Raiffeiſengenoſſenſchaften zuſammengefaßt 
ſind. 

3. Der „Reichsverband der deutſchen landwirtſchaftlichen Genoſſen⸗ 
ſchaften“, der auf Gründungen des heſſiſchen Kreisaſſeſſors Haas zurück⸗ 
ging. 

Die Genoſſenſchaften haben ſich namentlich im Kampf gegen den örtlichen 
Wucher ausgezeichnet. Auch in der Periode nach 1925 haben ſie (namentlich 
die Raiffeiſen⸗Genoſſenſchaften), obwohl ſie in der Inflation faſt ihr ganzes 
Vermögen verloren hatten, ihr Beſtes getan, um die Landwirtſchaft 
mit tragbaren Krediten zu verſorgen. Allerdings konnten ſie nicht 
verhindern, daß das damalige bauernfeindliche Syſtem bei ihnen maß⸗ 
gebenden Einfluß gewann. Erſt der nationalſozialiſtiſche Staat hat durch 
Zuſammenfaſſung des geſamten Genoſſenſchaftsweſens im Reichsnährſtand 
die Genoſſenſchaften für ihre Aufgaben wieder frei gemacht. 


Das Ende der liberaliſtiſch⸗kapitaliſtiſchen Zeit. 


Die Lage des Bauernſtandes hat ſich während der liberaliſtiſch⸗ 


n Zeit im Endergebnis verſchlechtert. 
1. Der Bauer wurde zwar befreit: 
a) Von der früheren perſönlichen Unfreiheit (Leibeigenſchaft, Guts⸗ 
untertänigkeit, Hörigkeit). 
b) Von der früheren wirtſchaftlichen Abhängigkeit (Bindung der 
Bauernwirtſchaft an den Gutshof). 
o) Von der früheren wirtſchaftlichen Rückſtändigkeit (Dreifelderwirt⸗ 
ſchaft, ſonſtige rückſtändige Anbau⸗ und Betriebsformen). 
. Der Bauer wurde aber andrerſeits auf das ſchwerſte gefährdet: 
a) Durch eine neue perſönliche Abhängigkeit (Verſchuldung). 
b) Durch eine neue wirtſchaftliche Abhängigkeit (Auslieferung der 
bäuerlichen Produktion an die Spekulation des freien Marktes). 
o) Durch die Mobiliſierung des bäuerlichen Eigentums (freie Ver⸗ 
äußerlichkeit und Belaſtbarkeit, Erbteilung). 


Die liberaliſtiſche Agrarpolitik, die den Bauern lediglich als 
einen Gewerbetreibenden anſah und ſeine Aufgabe als Er⸗ 
nährer der Nation verkannte, wurde eine der Urſachen des 
e e ee Deutſchlands im Jahre 1918. 

1. Vor dem Weltkriege war keine Vorſorge getroffen worden, um die 
Ernährungsgrundlage für den naheliegenden Fall eines Blockadekrieges 
zu ſichern. Die Anlegung eines Getreidevorrates war trotz der Mah⸗ 
nungen militäriſcher Kreiſe (Tirpitz, Generalſtab) verabſäumt worden. 
Auch waren infolge der Notwendigkeit, die Produktion auf die Erzielung 
möglichſt hoher Geldbeträge einzuſtellen, wichtige Betriebszweige ein⸗ 
gegangen oder verkümmert. Ferner war nicht dafür geſorgt, daß der 
Landwirtſchaft genügend Betriebsmittel zur Verfügung ſtanden. 
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Die nach Ausbruch des Weltkrieges überſtürzt eingeführte Kriegswirt⸗ 


ſchaft verſagte. Die getroffenen Maßnahmen waren überhaupt nicht 
einheitlich ausgerichtet und zum Teil völlig verfehlt (3. B. „Schweine— 
mord“). Die halbſtaatlichen Unternehmen, denen die Durchführung der 
Kriegswirtſchaft übertragen wurde (Kriegswirtſchaftsgeſellſchaften), 
waren unerfahren, überorganiſiert und zum großen Teil korrupt. Er⸗ 
ſchwert wurde die Kriegswirtſchaft auch durch Unglücksfälle (Mißernte 
1916). 


Als Folgen des Verſagens der Kriegswirtſchaft zeigten ſich auf dem 


Lande ein raſcher Rückgang von Anbaufläche und Vodenertrag und 
eine Verarmung der landwirtſchaftlichen Betriebe, in den Städten 
Hunger und Abnahme der Leiſtungsfähigteit. 


In der Zeit der Weimarer Republik (1918—1933) wurde die 
Lage des deutſchen Bauerntums unhaltbar. 


1. 
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Die Inflation (1919—1923) brachte der Landwirtſchaft zunächſt eine 
gewiſſe Scheinblüte, die aber, da die Preiſe der landwirtſchaftlichen 
Bedarfsgüter mit den Preiſen der landwirtſchaftlichen Produkte gleichen 
Schritt hielten, kaum zu einer Verbeſſerung der Hoſwirtſchaft führte. 


Nach Beendigung der Inflation im Winter 1923/24 zeigte ſich, daß der 


Bauer ſeine Erſparniſſe verloren hatte. Zur Frühjahrsbeſtellung 1924 
benötigten die meiſten Bauern Kredit, zumal eine hohe, in Gold zahlbare 
Steuer (Rhein⸗Ruhr⸗Abgabe) ihnen das Betriebskapital entzogen hatte. 


Kredit konnte der Bauer nur zu übermäßig hohen Zinsſätzen erhalten 


(zunächſt Wechſelkredit zu 15—25% Zinſen, ſpäter Hypothekenkredit zu 
89% Zinſen und 82—85% Auszahlung). Die unerträgliche Zinſenlaſt 
führte zu einer progreſſiven weiteren Verſchuldung. 


Die Preisſchere (vgl. oben S. 66, I 2) verſchärfte ſich, zumal wegen 


der ſeit 1928 ſteigenden Arbeitsloſigkeit der Abſatz der landwirtſchaft⸗ 
lichen Produkte in den Städten geringer wurde. Dies führte ſchließlich 
dazu, daß in großen Teilen der Landwirtſchaft zugeſetzt wurde. 


Die Hochſchutzzollpolitik der Regierung (vgl. oben S. 66, III) hatte 


keinen Erfolg, da die Kriſe der Landwirtſchaft nicht durch die Einführung 
fremder Produkte, ſondern durch die Überſchuldung und die Preisſchere 
bedingt war. 


Im Jahre 1932 war die Landwirtſchaft in vollem Erliegen. Eine der 


geſamten landwirtſchaftlich genutzten Fläche Thüringens entſprechende 
Nutzungsfläche kam zur Zwangsverſteigerung, eine fünfmal ſo große 
Fläche ſtand unter Zwangsverwaltung. In weniger ertragsreichen 
Grenzgegenden (3. B. Hinterpommern, Oſtpreußen) wurden bereits 
Güter und Dörfer verlaſſen. In verſchiedenen Landſchaften (3. B. 
Moſel, Dithmarſchen) lam es zu Bauernunruhen. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat rettete durch die vom Reichs- 


bauernführer R. Walter Darré durchgeführte neue Agrarpolitik 
das deutſche Bauerntum vor dem Untergang. 


1. 


Die Grundlagen der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik 
find (vgl. Näheres in Heft 322) 
a) Die Sicherung des bäuerlichen ae gegen Überſchuldung und 
Zerſplitterung im Erbgang durch Einführung des Erbhofrechts 
6* 
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(Reichserbhofgeſetz vom 29. IX. 1933) und die Neubildung deutſchen 
Bauerntums durch Förderung der ländlichen Siedlung (Geſetz vom 
14. VII. 1933). 


b) Die organiſatoriſche Zuſammenfaſſung der geſamten deutſchen 
Landwirtſchaft im Reichsnährſtand. 

e) Die Einführung einer Marktordnung, die den bisherigen freien 
Handel mit landwirtſchaftlichen Produkten abgelöſt hat. 

d) Die Durchführung der Erzeugungsſchlacht zur Erringung der Nah⸗ 
rungsfreiheit des deutſchen Volkes, insbeſondere durch planmäßige 
Ausdehnung des Anbaues von Nahrungs- und Nutzgewächſen, durch 
Verbeſſerung der Anbaumethoden, durch Sortenausleſe und Saat⸗ 
gutpflege und durch Hebung der Viehzucht. 


2. Die Durchführung der nationalſozialiſtiſchen Agrarpolitik 
bewirkte ſchon in den wenigen Friedensjahren 1933—1939 
eine durchgreifende Geſundung der geſamten deutſchen 
Landwirtſchaft, eine weſentliche Steigerung der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Produktion und die völlige Beſeitigung der Spe⸗ 
kulation mit landwirtſchaftlichen Produkten. 

Infolgedeſſen bedurfte es bei Kriegsausbruch nur weniger organi⸗ 
ſatoriſcher Maßnahmen, um die Ernährung des deutſchen Volkes zu 
ſichern und die Friedenswirtſchaft auf die Kriegswirtſchaft umzuſtellen. 
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Römer 11, 12. 


Sachſen 29f., 37. 

Sachſenſpiegel 34. 

Salhof 27. 

Sanskritinder 8. 

Schleſien 37, 40. 
Schollenpflichtigkeit 54. 
Schutzzölle 66 f. 

Schwaben 14, 28, 46. 

Schwein 9. 

Schwertmagen 10. 
Siebenbürgen 37, 39. 

Sippe 10 ff., 19f., 21, 25, 42. 
Sklaven, Sklaverei 13, 20, 32, 54. 
Slawen 8, 10, 37. 

Sonnenlehn 22, 32, 48. 
Speermagen 10. 

Spindelmagen 10. 
Sprachwiſſenſchaft, vergleichende 9. 
Stammesbildung 15. 


Stein, Freiherr Karl vom 60. 


Steuern 25, 26, 45. 
Süddeutſche Leibeigenſchaft 51. 


Tacitus 15. 
Tagelöhner 62. 
Thaer, Albrecht 65. 
Thüringer 15. 
Teilung des Hofes 26f. 
Türken 44. 
Tauſendſchaft 21. 
Unfreie 8, 10, 35. 
Ungarn 37, 40. 
Ungenoſſame 35. 
Urbevölkerung 13. 


Urhellenen 8. 


Arlateiner 8. 
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Berkoppelung 66. Weſtgermanen 15. 

Verſchuldung des Bauernſtandes 45,67. Weſtindogermanen 8. 

Verſchuldungsgrenze 61. Wilde Feld- und Graswirtſchaft 17. 

Völkerſchaften 15. Wiſſenſchaft der rationellen Landwirt- 

Volksgemeinde 12, 21, 42. ſchaft 65. 

Volksgötter 12. 

Volkskönigtum 21, 24. Zehnerſchaft 21. 

Volksverſammlung 12, 21, 24, 42. Zehnter 25 f., 30, 32, 46. 
Zinsbauern 32. 

Waldſchwendung 17. Zinswucher 36. 

Wanderungen der Germanen 17. Zuſammenlegung der Dorfflur 66. 

Weltkrieg 67. Zwangsgeſindedienſte 53, 54, 58f. 

Weſtfalen 43, 64. Zwölfartikel 46. 


CC RR TEE TER TEN TE 
Im Verlage W. Kohlhammer, Abteilung Schaeffer, Leipzig E 1, erſchien ſoeben: 


Schaeffers Neugeſtaltung von Recht und Wirtſchaft 
13. Heft 3. Teil 


Deutſche Verfaſſungsgeſchichte 
vom Germaniſchen Volksſtaat bis zum Großdeutſchen Reich 


Von 
Dr. Walther Eckhardt Dr. Harry v. Roſen⸗v. Hoewel 


Oberregterungsrat Oberregierungsrat 


5, durchgeſehene Auflage. 170 Seiten. Ladenpreis kartoniert 3,50 M. 


N —,—f 


„Abriß aus Kultur 
Schaeffers 1 — 


Herausgegeben von Oderlondesgerichtsrat a. D. C. Schaeffer, düſſeldoef 
Mitalied der Akademie für Deutſches Recht 


Heft Fest kartomert # pen cen tartontert M 
1. Abriß der Germanischen vorgeſchichte. 6. Abriß der Deutſchen Seſchichte don 
In Vorbereitung. 1702 bis 1942 (Von der Franzöſiſchen 
2. Abriß der Sermaniſchen Seſchichte Revolution bis zum Großdeutſchen 
(Vom Kimbernzug bis zu Karl dem | Reich). 10. Auflane 1.80 
Großen und der Wikingerzeit! 7. Abriß der Antiken Geſchichte lgriechiſch⸗ 
4. Auflage mit Merktafel 1.80 römiſche Seſchichte). In Vorbereitung 
3. Abriß der Deutſchen Katſergeſchichte S. Abriß der Kolonialkunde. 
(900 bis 1250). (Deutſche Volkwerdung An Vorbereitung. 


im Mittelalter). 6. Aufl. mit Merktafel 1,80 | 4, Apriß der Auslandstunde. 


4. Abriß der Deutſchen Seſchichte don | In Vorbereitung. 
1250 bis 1648 (Bom Untergang der | 5 


Staufer bis zum Weſtfäliſchen Frieden) = De eis = = a 
1. Auflage mit Merktafel . etwa 1,80 logie. 2 a * ee 1.80 
5. Abriß der Deutſchen Geſchichte von 1648 : 0 E 
h . 3 12. Abriß der Deutfhen Erziehungs» 
bis 170 (Vom Weſtfäl. Frieden bis schichte. 1. Aufla 
zur Franzöf Revolution). 7. Auflage 9 n 2,80 
mit Diecktäfel 00.000» 1.50 Weitere Hefte in Vorbereitung 


Des ſchmale 5. Heft gibt nicht nur eine klar zu überſchauende Anordnung der bedeutendſten 
politiſchen Tatſachen, ſondern weiß auf eine geiſtvolle und doch gruͤndliche Art mit kurzen 
charakteriſierenden Sägen, mit aufhellenden Einzelzuͤgen und querſchnittarrigen Rundblicken über 
alle europaͤiſchen Laͤnder ein lebendiges Bild des großen Zeitraumes zu ſlizieren. Hervorzuheben 
iſt die maßvolle Gerechtigkeit gegenuͤber den Gegnern Deutſchlands, ſofern fie wahre Größe be 
ſaßen. Kunſt, Wiſſenſchaft und Dichtung ſind in die Darſtellung der politiſchen Geſchichte ein⸗ 
geflochten. (Reichsſtelle zur Förderung des Deuiſchen Schrifttums) 


Geſchichu im Telegrammſtil geſchrieben, aber in ihren Weſenszuͤgen erfaßt und dargeſtellt, lieſt 
ſich wie ein hinreißendes Drama, deſſen einzelne Akte man ebenſowenig vergeſſen kann wie 
die Szenen eines bedeutenden Buͤhnenſtuͤckes. Dieſe Wirkung iſt dem Verfaſſer gelungen. Schon 
die Einteilung zeigt die von veralteten, ſtarren Geſichtspunkten freie, auf die ſich ſteigernde Ent⸗ 
wicklung eingeſtellte Schau des Verfaſſers. Durch die bereits gerühmte Darftellungsarı wird das 
ſchnelle Erfaſſen des miterlebten geſchichtlichen Stoffes weſentlich erleichtert. 
(Nationalſozialiſtiſches Mitteilungsblatt des Gauamtes für Kommunalpolitit, Dresden) 


Bede Hefte (5 u. o) zeichnen ſich durch eine außerordentlich klare Darſtellung aus, die durch 
Anwendung verſchiedener Drudivpen und wohldurchdachte Dispoſition auch für das Auge 
unminelbar anſchaulich wird und die Hefte als Lern: und Repetitionshefte auch für die hoheren 
Schulen ſehr geeignet erſcheinen laͤßt (Das Gymnaſium) 


(Aus dem Verlad W. Koblbammer. Abteilung Scaeffer, Leipzig C N) 


— — —e— 


MD — 
Schaeffers aug Geschehen 


s hieſſe Eulen nach Athen tragen, wollten wir an dieſer Stelle noch Worte über die vorzüg⸗ 

„liche Eignung der Schäfferfchen Lehrmethode für Lehr: und Lernzwecke verlieren. Unſere 
Leſer kennen unſere Auffaſſung über den hohen Wert dieſer Schriftenreihe für die Vorbereitun 
zu Prüfungen und für die Auffriſchung von Schulwiſſen und Verwaltungskenntniſſen. Es 1 
deshalb zu den vorliegenden beiden Neuerſcheinungen nur vermerkt, daß ſie beide anſchaulich 
und packend geſchrieben find und ihrer Zielſetzung, ſchnell und zuverläffig zu unterrichten, in 
jeder Hinſicht gerecht werden. (Nationalſozialiſtiſche Beamtenzeitung Steuer⸗Warte) 


Die neuen „Schaeffer⸗Hefte“, die die bekannten Vorzüge dieſer Sammlung aufweiſen, find 
auch für den Hörer der Verwaltungsakademie beſonders willkommen, weil Deutſche Geſchichte 
nicht nur Lehr⸗, ſondern auch Prüfungsfach geworden iſt. (Beamtenfortbildung) 


ge wird mit größtem Nutzen nach der feſſelnden Schrift greifen, die in hohem Maße zum 

Verſtändnis unſerer jüngſten Geſchichte beiträgt. 
(Amtliches Mitteilungsblatt für das gewerbliche Unterrichtsweſen in den Regierungs⸗ 
bezirken Aachen, Düſſeldorf, Köln, Koblenz, Trier, Wiesbaden) 


Der Beamte braucht Allgemeinwiſſen; dazu gehört vor allem die Kenntnis der Deutſchen Ge⸗ 
ſchichte. Hier iſt Gelegenheit gegeben, für wenig Geld die nötigen Unterlagen zu erwerben. 
Trotz der Zuſammenballung und unterrichtlich ſtraffen Gliederung behält der Stoff doch feine 
Fülle und Anziehungskraft. Wer die bekannte Schaefferſche Darſtellungsart mit ihrer Leicht⸗ 
verſtändlichkeit und klaren Hervorhebung alles Weſentlichen kennt, weiß, daß wir damit nicht 
zuviel ſagen. (Der Eiſenbahnfachmann) 


Die Reihe hat ſoviel begeiſterte Freunde gefunden, daß ſie ihr Daſeinsrecht damit ſelbſt be⸗ 
wieſen hat. Lernende und Lehrende greifen gleich gern zu den Heften. (Wehrmachtfachſchule) 


Die Veröffentlichungen von Schaeffer zeichnen ſich durch hervorragende Überfichtlichkeit in der 
Stoffgliederung, durch Vollſtändigkeit und durch eine allgemeinverſtändliche Faſſung aus. Die 
vorliegenden Hefte geben, klar gegliedert und überſichtlich eingeteilt, unter beſonderer Hervor⸗ 
bung der wichtigſten Ereigniſſe, einen auf das Weſentlichſte beſchraͤnkten und doch reichhaltigen 
berblick über den Werdegang des deutſchen Volkes in den letzten 300 Jahren. Für den Unterricht 
in der Deutſchen Geſchichte und für das Selbſtſtudium ſind die Schriften ein wertvolles Hilfsmittel. 
(Der SA.⸗Führer. Zeitſchrift der SA.⸗Führer der NSDAP.) 


Wer je mit dem Weft gearbeitet hat, wird die Leichtigkeit, mit der man ſich aus ihm orien⸗ 


tieren kann, feſtgeſtellt haben. (Deutſches Arzteblatt) 
Dieſer Grundriß Deutſcher Geſchichte iſt ein Meiſterwerk der Kürze. Er lieſt ſich wie ein 
politiſcher Roman. (Der Deutſch⸗Afrikaner) 


(Deutſche Wochenſchrift für Süd: und Südweſtafrika und Moſambik) 


„Die Darſtellung iſt geeignet, die Kenntnis 
der Deutſchen Geſchichte, die dringend nottut, 
zu verbreiten und vertiefen. . vers Sunbeam 


— —x—x—̃—ꝛ—̃— 


Schaeffers ‚Neugeftaltung‘ 


1. Heft 
Das Reich im 
Nationalſozialiſtiſchen Weltbild 


Von 


Hermann Mefferfchmidt 


Gauamtsleiter, Regierungsrat 
Lehrbeauftragter für ſtaatspolitiſche Erziehung an der Univerfität Göttingen 
Miiglied der Akademie für Deutſches Recht 


6. neu bearbeitete Auflage. 127 Seiten 
Ladenpreis kartoniert 2,50 M. 


In dem Hefte iſt alles enthalten, was jedem Volksgenoſſen über das politische 
und ſtaatliche Leben gegenwaͤrtig ſein ſoll. Überall von den weltanſchaulichen 
Grundideen und der geſchichtlichen Entwicklung ausgehend, bietet die Darſtellung 
ein ungemein klares und feſſelndes Bild don den Grundlagen und dem Auf⸗ 
bau unſeres Reiches. Ein beſonderer Vorzug des Heftes iſt — wie immer bei 
den Schaefferbaͤnden — die leichte Verſtaͤndlichkeit. 

Das Heft iſt nicht nur für das Studium unentbehrlich, ſondern darüber hinaus 
das gegebene Hilfsmittel fuͤr die geſamte politiſche Schulung. Seines niedrigen 
Preiſes wegen iſt es für jedermann erſchwinglich. 

(Polizeibeamienblan, Münden) 


—— — — — tm —————— 


(Aus dem Verlag We Kohlhammer, Abteilung Schaeffer, Leipzig CJ) 
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55. er 1 808. Allgemeiner Teil. 102. bis 
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Schaffers Srundeiß des dect und der Wirtschaft x 


Feſt kartoniert M 


106. Ku. s 80 
2 BGB. Schuldverhältniſſe. Allgemeiner 


Teeil. 88.—91. Aufl. 193. 2,50 
2 BGB. Schuldverhältniſſe. Beſonderer 
Teil. 82.—85. Aufl. 19432 3,40 


3 BGB. Sachenrecht (Boden- und Fahr⸗ 
niesrecht). 89.—92. Aufl. 1943... 3,50 
4 BGB. Familſenrecht. 81.—85. Aufl. 
1943 
5 BGB. Erbrecht mit Grundzügen des 
Anerbenrechts. 71.—72. Aufl. 1943 2,80 
6˙ Zivilprozeß. 1. Teil. Mit Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetz. 70.—72. Aufl. 1942 . 3,50 
6 Zivilprozeß. 2. Teil. 67.—69. Aufl. 1942 2,50 
6° Konkurs, Vergleichsverfahren und 
Zwangsverſteigerungsgeſetz. 


3,25 


42.—44. Aufl. 1943. 2,50 
71 Handelsrecht (Vom Handelsſtand) 
66.—67. Aufl. 19043. 2,00 


7° Handelsrecht II. (Sandelsgeſchäfte, 

Bank⸗ und Börſenrecht, Verſicherungs⸗ 

A Schiffahrtsrecht). 61.—63. Aufl. 
e 3,60 


10 FEN 67.— 70. Aufl. 1942 2,80 


Feſt kartoniert M 

5 9 Recht der Wertpapiere. (Insbeſondere 

Wechſel⸗ u. Scheckrecht). 12.—414. Aufl. 
1943 


2,50 
10 Strafverfahrensrecht und Strafvoll⸗ 
ſtreckungsrecht unter Berückſichtigung 
des Führererlaſſes vom 21. 3. 1942 und 
der Verordnungen vom 13. 8. 1942. 
61.—65. Aufl. 1943 . 3,80 
Völkerrecht. 24. Aufl. In Vorbereitung. 
Finanzwiſſenſchaft. Grundlagen, Lehre 
und Praxis der Finanzwirtſchaft. 
38.—42. Aufl. 19488 
Steuerrecht. Stehe „Schaeſſers Neugeſtal⸗ 
tung“ Heft 143, 
Kirchenrecht. 15. Aufl. Erſcheint jpäter. 


15 


21 Römisches Recht. Rechtsgeſchichte und 

Privatrecht 19.—20. Aufl. 1943. 3,00 
231 Germaniſche Rechtsgeſchichte. 

7.10. Aufl. 190 8 35 2,00 
232 Rechtsgeſchichte der Neuzeit. ' 

4.—6. Aufl. 19433. 1,80 
26 Freiwillige Gerichtsbarkeit. 

16.—18. Aufl. 19433. 2,80 
27 Soziale 5 

27.—29. Aufl. 1943. 2,40 


Shaeffers hechtsfälle, praktische Fülle mit Pöfungen 


Feſt kartontert M 

72 zen; Allgemeiner Teil (85 Fälle mit 
Löſungen). 15.—17. Aufl. 1944 2,50 

2 BGB. Schuldrecht (75 Fälle mit Lö⸗ 
fungen). 15.—17. Aufl. 1944 . 2,50 
3 BGB. Sachenrecht (80 Fälle mit Lö⸗ 
ſungen). 13.—15. Aufl. 1944. 
4 BGB. Familien undErbrecht (70 Fälle 
mit Löfungen). 10.—12. Aufl. 1943. 2,50 

5 Reichserbhofrecht (45 Fälle mit Lö⸗ 
ſungen). 8.—9. Aufl. 1944 

6 Zivilprozeß und Zwangsvollſtreckung 
(40 Fälle mit Löſ.). 4.—6. Aufl. 1944 2,50 


2,50 


ins 


FJeſt kartontert M 
7 N (Fälle mit Löſungen). 
In Vorbereitung. 8 


8 Strafrecht (58 Fälle mit Löfungen). 
9.—11. Aufl. 1944 2710 


9 Arbeitsrecht (40 Fälle mit ea 
6.—7. Aufl. 1944 1,80 
Sffentlihes Recht (50 Fälle mit Lö- 
jungen). Nebſt einer Zuſammenſtellung 
von öffentlich⸗rechtlichen Themen. 


10 


Weitere Bände ſind in Vorbereitung. 


Die neueſten Ari wie bisher, laufend in Nachträgen behandelt 
N den een fem Aber bes Miciserbähung beigegeben. 


— Nach dem Stande Winter 1943 — 


Schaeffers Neugeftaltung von Recht und Wirtſchaft 


Heft Feſt fartoniert M 
1 Das Reich im Nationalſozialiſtiſchen 
Weltbild. 6. Aufl. 1941232 2,50 
2 Das Recht im Nationalſozialiſtiſchen 
Weltbild. Grundzüge des Deutſchen 
Rechts. 4. Auflage. In Vorbereitung. 
Grundzüge der Nationalſozialiſtiſchen 
Rechtslehre. 3. Auflage. 
Erſcheint Ende 1943. 
4 Das neue Eherecht für Großdeutſch⸗ 


t dess 2,15 
51 Erb: u. Raſſenlehre. In Vorbereitung. 
5° Raſſen⸗ und Erbpflege in der Gefehe 
gebung des Reiches. 4. Aufl. 1943. . 2,50 
81 Strafrecht. 
Allgemeiner Teil. 9. Aufl. 19433. . 2,70 
8° Beſonderer Teil. 9. Aufl. 1943. 3,40 


8 Wehrmachtſtrafrecht. 1. Aufl. 1943. 2,80 

10 Jugendrecht. In Vorbereitung. 

11 Grundriß der Deutſchen Wohlfahrts⸗ 
pflege, 2. Aufl. 19433. 3,00 

12! Wettbewerbsrecht und neues Waren⸗ 
zeichenrecht. 4. Aufl. 1943 50 

12? Neues Patentrecht u. neues Gebrauchs⸗ 
muſterrecht. Nebſt Grundzügen des Ur⸗ 
heberrechts. 2. Aufl. 1943. etwa 1,80 

19! Neues Staatsrecht J. Der neue Staats⸗ 
aufbau. 18. Aufl. 1943 3,00 


13? Neues Staatsrecht II. Die Errichtun 
sg Großdeutſchen Reiches. 18. Au 


139° Deutſche Verfaſſungsgeſchichte. Vom 
787 Volksſtaat bis 7 Groß⸗ 
deutſchen Reich. 5. Aufl. 18 
13? Der Staatsaufbau d. en 2 
In ſyſtematiſcher Darſtellung. en 
Staatsrecht III.) 1. Aufl. 1943. 
14 Verwaltungsrecht. 7. Aufl. 1943 . 
14˙ Neues Gemeinderecht. Mit einer Dar⸗ 
ſtellung der Gemeindeverbände. 9. Aufl. 
. 2,40 
14 Steuerrecht. 6. Aufl. 1943 
14° Reichspolizeirecht. 4. Aufl. 1943. 


3,50 


3,60 
2,60 


2.80 


* Die neueſten Kriegsverordnungen werden, wie 
und u A ſoweit N 


Heft Feſt kartoniert, M 
145 Reues Beamtenrecht für Großdeutſch⸗ 
land. 6. Aufl. 19412 2,40 
14° Sffentlihes Haushaltsrecht in Reich, 
Ländern und Gemeinden. 3. Aufl. 1943 2,80 
147 Gewerberecht. 1. Aufl. 1943 . etwa 
151 Einführung in die Allgemeine Volks⸗ 
wirtſchaftslehre. Erſcheint Winter 1943. 
15 Geſchichte der Volkswirtſchaftlichen 
Lehrmeinungen. Erſcheint Winter 1943. 
15° Grundzüge der neuen Deutſchen Wirt⸗ 
ſchaftsordnung. 3. Aufl. 1943 etwa 3,25 
16! Preisrecht und Preisordnung. 
2. Auflage. Erſcheint Winter 1943. 
18! Betriebswirtſchaftslehre. 
In Vorbereitung. 
18° Einführung in die Buchhaltung. 
Erſcheint Herbſt 1943. 
18° Grundriß der Buchhaltungslehre. 


18“ Bilanzrecht. In Vorbereitung. 
18° Grundriß der Koſtenrechnung. 

In Vorbereitung. 

191 Arbeitsrecht I. Grundlagen u. Weſen 

des Arbeitsrechts. 4. Aufl. 1944. 1,80 
192 Arbeitsrecht II. Die geſetzliche Rege⸗ 

lung des Arbeitsrechts. 9. Aufl. 1943 3,60 
281 Raumbild der Wirtſchaft. 1. Teil: 

Deutſches Reich. 3. Aufl. 1942 . 1,80 
282 Raumbild der Wirtſchaft. 2. Teil: 

Europa. 1. Aufl. 194444 2,80 
321 Geſchichte des Deutſchen Bauernrechts 

und des Deutſchen Bauerntums. 

Auf (BRETT er A ER 1,50 
322 Deutſches Bauernrecht. 5. Aufl. 1944 2,80 
328 Agrarpolitik. 2. Aufl. 1944. . 2,40 
35 Aufgabe u. Aufbau des Reichsarbeits⸗ 


dienſtes. 4. Aufl. 1943 1,00 
401 Die Reichs verteidigung (Wehrrecht). 
ant De ie ee en 2,10 


40° Straſverfahrensrecht ſeit Kriegsbe⸗ 
ginn. 
Band 10). 


(Siehe jetzt „Schaeffers Grundriß“ 


